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1. Stand des Verfahrens 
 
Der Stadtrat der Stadt Halle (Saale) hat in seiner öffentlichen Sitzung am 18.12.2019 den Auf 
stellungsbeschluss zur Durchführung des Bebauungsplanverfahrens zum Bebauungsplan Nr. 
200 „Dölau, Wohngebiet Salzmünder Straße“ gefasst (VII/2019/00226). Die Bekanntmachung 
des Beschlusses ist im Amtsblatt der Stadt Halle (Saale) Nr. 2 vom 01.02.2020 erfolgt. 
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung ist in Form einer öffentlichen Auslegung des Vorent-
wurfs zum Bebauungsplan vom 09.09.2020 bis zum 13.10.2020 erfolgt. Die zugehörige Be-
kanntmachung ist im Amtsblatt der Stadt Halle (Saale) Nr. 17 vom 28.08.2020 erfolgt. Mit 
Schreiben vom 07.09.20 erfolgte die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Trä-
ger öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden nach § 4 Abs. 1 BauGB. 
Der Stadtrat der Stadt Halle (Saale) hat in seiner öffentlichen Sitzung am 26.01.2022 die Än-
derung des Geltungsbereiches beschlossen und mit einer Ergänzung den Entwurf des Bebau-
ungsplans Nr. 200 „Dölau, Wohngebiet Salzmünder Straße“ mit der Begründung bestätigt und 
zur öffentlichen Auslegung bestimmt (VII/2021/02666). Die Entwurfsfassung wurde überarbei-
tet und eine textliche Festsetzung bzgl. Maßnahmen für die Erzeugung, Nutzung oder Spei-
cherung von Strom, Wärme oder Kälte aus erneuerbaren Energien oder Kraft-Wärme-Kopp-
lung (§ 9 Abs. 1 Nr. 23 lit. b) BauGB) aufgenommen und die Begründung entsprechend er-
gänzt. 
Die öffentliche Auslegung des Bebauungsplans Nr. 200 „Dölau, Wohngebiet Salzmünder 
Straße“ mit der Begründung in der entsprechend des Stadtratbeschlusses überarbeiteten Fas-
sung vom 31.01.2022 hat, nach Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Halle (Saale) Nr. 7 
vom 25.02.2022, in der Zeit vom 08.03.2022 bis 19.04.2022 stattgefunden. Mit Anschreiben 
vom 08.02.2022 wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie die 
Nachbargemeinden gemäß § 4 Abs. 2 BauGB zur Abgabe von Stellungnahmen aufgefordert. 
Es erfolgten zudem zwei Beteiligungen nach § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB mit Schreiben vom 
24.06.2022 sowie Erinnerungsschreiben vom 29.07.2022 und Schreiben vom 12.08.2022. Die 
von Änderungen und Ergänzungen der Entwurfsfassung Betroffenen wurden erneut zur Ab-
gabe einer Stellungnahme aufgefordert. Diese Vorlage enthält die Beschlussvorschläge zu 
den vorgebrachten Anregungen, die im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit und der 
Beteiligung der Behörden zum Entwurf des Bebauungsplans Nr. 200 „Dölau, Wohngebiet Salz-
münder Straße“ eingegangen sind. 
Alle Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, Nachbarge-
meinden und Fachbereiche/Dienstleistungszentren zum Entwurf des Bebauungsplans werden 
während der Ausschuss- und Stadtratssitzungen zu diesem Abwägungsbeschluss im Sit-
zungsraum im Original zur Einsichtnahme vorgehalten. Sie können auf Anfrage eingesehen 
werden. 
 
2. Beschlussvorschläge zur Abwägung 
 
In der Liste der Abwägungsvorschläge werden grundsätzlich aufbereitet: 

 die Inhalte der im Rahmen der Beteiligung zum Entwurf des Bebauungsplans eingegange-
nen Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlichen Belange, Fachberei-
che der Stadt und der betroffenen Nachbargemeinden sowie die Inhalte der Stellungnah-
men der Öffentlichkeit  

 die Beschlussvorschläge zu den einzelnen, in den Stellungnahmen genannten Inhalten so-
wie die Begründungen/Erläuterungen der Stadt zu den Beschlussvorschlägen  

 
Zur Erläuterung des Umgangs mit den Sachverhalten der Stellungnahmen sind die vier ver-
schieden Möglichkeiten in Folge erklärt, unter denen die jeweiligen Sachverhalte einzuord-
nen sind. Dabei ist zu unterscheiden, ob es sich um abwägungsrelevante Belange handelt 
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und diese einer Abwägungsentscheidung des Stadtrates bedürfen (nachfolgend unter Num-
mer 1 und 2 aufgeführt und mit „X“ gekennzeichnet) oder ob es sich um Sachverhalte handelt, 
die aus den genannten Gründen nicht abwägungsrelevant sind, weil sie bereits berücksichtigt 

wurden (Nummer 3 und mit „✓“ – bereits in dem zur öffentlichen Auslegung beschlossenen 

Entwurf des Bebauungsplans berücksichtigt – gekennzeichnet) oder weil sie nicht Gegen-
stand dieses Bauleitplanverfahrens sind (Nummer 4 und mit „H“ – Hinweis für nachfolgende 
Projektumsetzung – gekennzeichnet).  
Bei Stellungnahmen ohne Einwände und Hinweise ist „keine Abwägung erforderlich“, falls 
keine Stellungnahme vorliegt, erfolgt der Vermerk: „Die Abwägungsentscheidung entfällt.“ 
 
 

 
 

Nr. 
 

Inhalt der Stellung-
nahme 

 
Beschlussvorschlag mit 
Begründung/Erläuterung 

 

 
berück- 
sichtigt 

J 
 

N 

 
1. 

  
Wird berücksichtigt.  

Der vorgebrachte Sachverhalt wird durch eine Än-
derung oder Ergänzung von Planinhalten (textliche 
und zeichnerische Festsetzungen) und/oder in der 
Begründung des Bebauungsplans ganz oder teil-
weise berücksichtigt. Auf die Art und Weise und 
Stelle der vorgeschlagenen Berücksichtigung wird 
in der Begründung des Beschlussvorschlags hinge-
wiesen. 
 

X  

 
2. 

  
Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten 
Gründen. 

Der vorgebrachte Sachverhalt wird nicht berück-
sichtigt und führt somit nicht zur Änderung oder Er-
gänzung von Planinhalten und/oder der Begrün-
dung des Bebauungsplans.  
Die maßgeblichen Gründe der Nichtberücksichti-
gung sind in der Begründung des Beschlussvor-
schlags dargelegt. 
 

 X 

 
3. 

  
Ist bereits berücksichtigt. 

Der vorgebrachte Sachverhalt führt nicht zu Ände-
rungen oder Ergänzungen von Planinhalten und/o-
der der Begründung des Bebauungsplans, weil der 
jeweilige Sachverhalt darin bereits ausreichend be-
rücksichtigt ist. 
 

✔  

 
4. 

  
Ist nicht Gegenstand dieses Bauleitplanverfah-
rens. 

Der vorgebrachte Sachverhalt ist nicht Gegenstand 
des Bauleitplanverfahrens, sondern bezieht sich 
auf Sachverhalte außerhalb des räumlichen Gel-
tungsbereiches. Er ist inhaltlich nicht relevant oder 
widersprüchlich für das vorliegende Bauleitplanver-
fahren, er ist Sache anderer oder späterer Geneh-
migungs- oder Planverfahren, oder dieser Bauleit-
plan steht einer entsprechenden Realisierung nicht 
entgegen. Die maßgeblichen Gründe sind - soweit 
erforderlich - in der Begründung des Beschlussvor-
schlags dargelegt. 
 

H 
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2.1 Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange, Fachbereiche der Stadt, 
betroffene Nachbargemeinden 

lfd. Nr. 
Stel-
lung-

nahme 

Inhalt der Stellungnahme 
 

Beschlussvorschlag mit  
Begründung/Erläuterung 

 
berück-
sichtigt 

J N 

I-1. 

Amt für Landwirtschaft, Flurneuord-
nung und Forsten Süd 
Postfach 1655 
06655 Weißenfels  
 
Stellungnahme vom 09.03.2022 

 
 
 
 
 
 

  
 
 

I-1.1 

 
seitens des Amtes für Landwirtschaft, 
Flurneuordnung und Forsten (ALFF) Süd 
wird auf die abgegebene Stellungnahme 
vom 24.11.2020 verwiesen, die weiterhin 
aufrechterhalten wird. 
 
 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
Die Stellungnahme aus der 
frühzeitigen Beteiligung ist 
unter der Lfd.Nr. I-1a-I- hin-
terlegt. 

  

I-1.1a 

Stellungnahme zum Vorentwurf vom 
24.11.2020  
 
seitens des Amtes für Landwirtschaft, 
Flurneuordnung und Forsten (ALFF) Süd 
wird zum Bebauungsplan Nr. 200 „Dölau, 
Wohngebiet Salzmünder Straße" wie 
folgt Stellung genommen. 
 
Der ca. 3,2 ha große Geltungsbereich 
des Bebauungsplanes beinhaltet ca. 3,1 
ha im Feldblockkataster verzeichnete 
Ackerfläche. 
 
 
 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
 
 
 
 

  

I-1.1b 

Nach § 15 LwG LSA i. V. m. §§ 1 (1) und 
2 LwG LSA darf landwirtschaftlich ge-
nutzter Boden nur in begründeten Aus-
nahmefällen der Nutzung entzogen oder 
in der landwirtschaftlichen Nutzung be-
schränkt werden.  
 
 

Ist bereits berücksichtigt.  
 
Die betroffene Ackerfläche ist 
im rechtswirksamen Flächen-
nutzungsplan (FNP) der 
Stadt Halle (Saale) als Wohn-
baufläche dargestellt. Sie ist 
somit für eine bauliche Nut-
zung bereits vorgesehen. In 
Vorbereitung der derzeitigen 
Neuaufstellung des FNP 
wurde durch die Wohnbauflä-
chenbedarfsermittlung 2020-

✔  
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2040 bestätigt, dass ein un-
gedeckter Flächenbedarf im 
Eigenheimsegment besteht 
und zusätzlich zu den im ak-
tuellen Flächennutzungsplan 
dargestellten Wohnflächen, 
weitere Wohnbauflächen 
ausgewiesen werden müs-
sen. Zudem wurde festge-
stellt, dass die Innenentwick-
lungspotenziale nach aktuel-
lem Analysestand nicht aus-
reichen. Alternativflächen, 
stehen nicht zur Verfügung. 
Der Bebauungsplan wird aus 
dem FNP entwickelt, nach 
den städtebaulichen Zielvor-
stellungen der Stadt Halle 
(Saale). Der Eingriff in land-
wirtschaftliche Produktions-
fläche bei Verwirklichung der 
Planung ist unvermeidbar.  
Die landwirtschaftlich ge-
nutzte Fläche vor Ort wird le-
diglich geringfügig in An-
spruch genommen, um den 
Siedlungsbereich abzurun-
den. Es schließen daran 
noch sehr weitläufige Acker-
flächen an. Nach Angaben 
des derzeitigen Pächters, be-
wirtschaftet dieser ca. 1600 
ha, damit entspricht die der 
Bebauung zuzuführende Flä-
che ca. 0,2 % der von diesem 
Landwirt bewirtschafteten 
Ackerfläche. Es kann ge-
schlussfolgert werden, dass 
mit dem Wegfall dieser Flä-
che, auch die existenzielle 
Bedrohung des Landwirt-
schaftlichen Betriebes nicht 
zu befürchten steht.  
 

I-1.1c 

Demzufolge besteht für den Vorhaben-
träger die Pflicht zum schonenden und 
sparsamen Umgang mit dem Schutzgut 
Boden sowie der minimalen Inanspruch-
nahme landwirtschaftlich genutzter Flä-
chen. Auf die Paragraphen 1a BauGB 
sowie 1 BBodSchG wird verwiesen. 
 

Ist bereits berücksichtigt. 
 
Die Planung sieht eine lo-
ckere Wohnbebauung vor. 
Die Versiegelungsmöglichkei-
ten sind dementsprechend 
beschränkt worden. Es han-
delt sich um eine moderate 
Abrundung des Siedlungsbe-
reiches. 

✔  
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I-1.1d 

Die Fläche ist in der tatsächlichen Nut-
zung im Geoinformationssystem als Flä-
che für die Landwirtschaft (Ackerzahl: 
56-82, Bodenzahl: 57-80) ausgewiesen. 
Es handelt sich somit um landwirtschaft-
lich genutzte Böden. 
 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
 

  

I-1.1e 

Das Plangebiet wird im Flächennut-
zungsplan der Stadt Halle (Saale) als 
Wohnbaufläche ausgewiesen. 
 
 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

I-1.1f 

Unter Nr. 10 des Bebauungsplanes sind 
die Auswirkungen der Planungen aufge-
führt. Das ALFF Süd vermisst an dieser 
Stelle die Belange der Landwirtschaft 
entsprechend § 1 Abs. 6 Nr. 8b Bauge-
setzbuch. 
 

Wird berücksichtigt. 
 
Zur Klarstellung wird unter 
Punkt 10.5 Belange der Wirt-
schaft (§ 1 Abs. 6 Nr. 8 
BauGB) dargelegt, welche 
Auswirkungen auf die Land-
wirtschaft mit der Planung 
einhergehen. Es wird festge-
stellt, dass lediglich geringe 
Auswirkungen auf die Be-
lange der Landwirtschaft, 
speziell den dort tätigen land-
wirtschaftlichen Betrieb, zu 
besorgen sind. 
Gleichzeitig wird herausge-
stellt, dass der Wohnbauent-
wicklung, die aus dem rechts-
wirksamen Flächennutzungs-
plan (FNP) abgeleitet wird, 
der Vorrang eingeräumt wird. 
 
In den Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes wird land-
wirtschaftlich genutzte Acker-
fläche einbezogen, die sich 
bereits im Eigentum des In-
vestors befinden, der die Flä-
che entwickeln und vermark-
ten wird. Es handelt sich hier-
bei insgesamt um eine Flä-
che von ca. 3,28 ha, die im 
Vergleich zu den verbleiben-
den, großflächigen landwirt-
schaftlich genutzten Flächen 
außerhalb des Bebauungs-
plangebietes einen geringen 
Flächenanteil ausmacht. (Es 
werden insgesamt 1600 ha 
Landwirtschafsfläche von 
dem durch den Wegfall die-
ser Fläche betroffenen Land-
wirt bewirtschaftet.) Es gehen 

X  
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somit geringe Auswirkungen 
auf die Belange der Landwirt-
schaft mit der Planung ein-
her. (Der betroffene Landwirt-
schaftliche Betrieb verliert 0,2 
% seiner Bewirtschaftungsflä-
che.) 

I-1.1g 

Im Interesse des sparsamen Umganges 
mit dem Schutzgut Boden sollte eine In-
anspruchnahme der landwirtschaftlich 
genutzten Fläche zum Zwecke der Be-
bauung nur entsprechend des realen Be-
darfs der vorliegenden Investitionen er-
folgen. 
 
 

Ist bereits berücksichtigt.  
Die Planung entspricht den 
städtebaulichen Zielvorstel-
lungen der Stadt Halle 
(Saale), die Fläche wird im 
rechtswirksamen FNP als 
Wohnbaufläche dargestellt. 
Es besteht aktuell ein großer 
ungedeckter Bedarf im Ei-
genheimsegment und mithin 
an Wohnbauflächen. 
Mit dem Planungsziel die vor-
liegende Wohnbaupotenzial-
fläche zu einem Allgemeinen 
Wohngebiet zu entwickeln, 
wird den Empfehlungen des 
ISEK Halle 2025 und der 
Wohnbauflächenbedarfser-
mittlung 2020 – 2040, die der 
Stadtrat am 21. Juli 2021 be-
schlossen hat (Beschluss Nr. 
VII/2021/02205) entsprochen.  
 
In der Begründung finden  
sich u.a. unter Punkt 6.4 Aus-
führungen zu dem großen 
ungedeckten Bedarf an 
Wohnbauflächen im Einfami-
lienhaussegment. Aufgrund 
der erfolgten, aktuellen Ana-
lyse im Rahmen der Erarbei-
tung der Wohnbauflächenbe-
darfsermittlung 2020 − 2040 
wurde deutlich, dass die In-
nenentwicklungspotenziale 
nicht ausreichen. Herausge-
stellt hat sich diesbezüglich 
auch, dass alle noch vorhan-
denen Wohnbauflächen im 
FNP zur Abdeckung des Be-
darfes erforderlich sind und 
zusätzlich zu den bisher im 
jetzigen rechtswirksamen 
Flächennutzungsplan darge-
stellten Flächen weitere 
Wohnbauflächen ausgewie-
sen werden müssen. 
 

✔  
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I-1.1h 

Aufgrund der Größe der geplanten 
Wohnbebauung wird darauf orientiert, die 
Erschließung abschnittsweise, entspre-
chend des Eintrittes der wirklich notwen-
digen Umwandlung der Nutzfläche 
durchzuführen um die Ackerfläche so 
lange wie möglich der landwirtschaftli-
chen Produktion zu überlassen. 
 
 

Ist nicht Gegenstand die-
ses Bauleitplanverfahrens. 
 
Der Hinweis betrifft die Um-
setzung der Planung. 

H 

I-1.1i 

Bei der Bewirtschaftung der westlich an-
grenzenden Ackerfläche kommt es sai-
sonbedingt zu Emissionen. Zur Vermei-
dung dieses Konfliktpotentials ist eine 
ausreichend dimensionierte Bepflanzung 
entlang der westlichen Geltungsbereichs-
grenze festzusetzen. 
 
 

Ist bereits berücksichtigt.  
 
Es ist eine Ortsrandeingrü-
nung von 5 m Breite entlang 
der westlichen Geltungsbe-
reichsgrenze als private 
Grünfläche mit entsprechen-
dem Anpflanzgebot festge-
setzt (vgl. Punkt 2.2 sowie 
6.2 der Begründung). 

✔  

I-1.1j 

Der laut Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzie-
rung entstehende Biotopwertüberschuss 
von 28.807 Punkte sollte wie vorgese-
hen, in ein Ökokonto fließen, um damit 
durch spätere Vorhaben entstandene, er-
forderliche Ausgleichsverpflichtungen zu 
erfüllen. Dies sollte zum zukünftigen 
sparsamen Verbrauch von landwirt-
schaftlicher Nutzfläche beitragen. 
 
 
 

Ist nicht Gegenstand die-
ses Bauleitplanverfahrens. 

H 

I-1.1k 

Ein Verfahren der Bodenordnung ist nicht 
anhängig. 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

I-1.2 

Ergänzend wird Folgendes ausgeführt: 
 
Sofern die Stadt Halle über einen Umle-
gungsausschuss verfügt oder aber sich 
des LVermGeo bedienen möchte und die 
eigentumsrechtlichen Voraussetzungen 
vorliegen, kann eine Umlegung nach §§ 
45 ff. BauGB bzw. eine vereinfachte Um-
legung für die Aufteilung des Bebau-
ungsplangebietes zweckmäßig und kos-
tengünstig sein. 
 
 
 
 
 
 
 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

 X 
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I-2. 

Deutsche Telekom Netzproduktion 
GmbH 
Kaiserslauterer Straße 75 
06128 Halle (Saale) 
 
Stellungnahme vom 16.02.2022 

 

  

I-2.1 

Die Telekom Deutschland GmbH (nach-
folgend Telekom genannt) - als Netzei-
gentümerin und Nutzungsberechtigte i. 
S. v. § 125 Abs.1 TKG - hat die Deutsche 
Telekom Technik GmbH beauftragt und 
bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten 
der Wegesicherung wahrzunehmen so-
wie alle Planverfahren Dritter entgegen-
zunehmen und dementsprechend die er-
forderlichen Stellungnahmen abzugeben. 
Im Rahmen dieser Vollmacht nehmen wir 
zu der o. g. Planung Stellung.  
 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

I-2.2 

Im direktem Planbereich befinden sich 
keine Telekommunikationslinien der Te-
lekom Deutschland GmbH. 
Das Telekommunikationsnetz der Deut-
schen Telekom ist nach heutigem Stand 
ausgebaut. Erweiterungen sind zum jetzi-
gen Zeitpunkt nicht geplant. 
 
Zurzeit sind keine Baumaßnahmen in 
diesem Bereich geplant. 
 
 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

 

In der Anlage fügen wir den Bestands-
plan der Telekommunikationsanlagen 
bei, den wir Ihnen aus technischen Grün-
den nicht in digitaler Form liefern können. 
Wir weisen darauf hin, dass diese Unter-
lagen nur für Ihre Planung verwendet 
werden dürfen und eine Weitergabe an 
Dritte unzulässig ist. 
 
Die dargestellten Telekomtrassen bedeu-
ten: 
 
Schwarz (durchgehend) = Rohrtrasse 
Schwarz (Punkt - Strich) = ui – Trasse 
Schwarz (Strich - Strich) = oi - Trasse 
Grau = alte Telekomtrasse (außer Be-
trieb) 
 
Sollten Anschlüsse an das Telekommuni-
kationsnetz der Telekom benötigt wer-
den, bitten wir rechtzeitig (mindestens 3 
Monate vor Baubeginn) mit uns, in Ver-
bindung zu treten. 

Ist nicht Gegenstand die-
ses Bauleitplanverfahrens. 
Der Hinweis betrifft die Um-
setzung der Planung. 

H 
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Verwenden Sie bitte bei Schriftwechsel 
die im o.g. Anschriftenfeld dieses Schrei-
bens angeführte aktuelle Adresse, telefo-
nisch über unser Bauherrenberatungs-
büro Tel. 08003301903 oder im Internet 
unter www.telekom.de/bauherren. Eine 
koordinierte Erschließung wäre wün-
schenswert. 
 

I-2.3 

Wir bitten folgenden fachlichen Hinweis 
in die Begründung des Bebauungsplanes 
aufzunehmen. 
In allen Straßen bzw. Gehwegen sind ge-
eignete und ausreichende Trassen mit 
einer Leitungszone in einer Breite von 
ca. 0,30 m für die Unterbringung der Te-
lekommunikationslinien vorzusehen. 
 

Wird berücksichtigt.  
Dass ausrechende Trassen 
mit einer Leitungszone in ei-
ner Breite von ca. 0,30 m für 
die Unterbringung der Tele-
kommunikationslinien vorzu-
sehen sind, wird unter 7.5.4 
Telekommunikation redaktio-
nell in der Begründung er-
gänzt. 

X  

I-2.4 

Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen 
ist das "Merkblatt über Baumstandorte 
und unterirdische Ver- und Entsorgungs-
anlagen" der Forschungsgesellschaft für 
Straßen- und Verkehrswesen, Ausgabe 
2013, zu beachten. 
 
Für Tiefbauunternehmen steht die „Tras-
senauskunft Kabel" (Kabeleinweisung via 
Internet) unter folgender Internetadresse 
zur Verfügung: https://trassenauskunftka-
bel.telekom.de 
 
Die Kabelschutzanweisung der Deut-
schen Telekom ist zu beachten. 

Ist nicht Gegenstand die-
ses Bauleitplanverfahrens. 
 
Der Hinweis betrifft die Um-
setzung der Planung. 

H 

I-3. 

Energieversorgung Halle Netz GmbH 
Postfach 100160 
06140 Halle (Saale) 
 
Stellungnahme vom 07.03.2022 

 

  

I-3.1 

als Anlage übergeben wir Ihnen die 
Stellungnahme der Energieversorgung 
Halle Netz GmbH. Die Bewertung Ihres 
Vorhabens hat folgende Ergebnisse er-
geben. 
 

An
la
ge 

Stellungnahme 
der Sparte 

Entsch
eidung 

zum 
Vorha-

ben 

1 Elektrotechnik Zustim
mung 

1 Infor-
mationstechnik 

Zustim
mung 

2 Fernwärme Zustim
mung 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
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3 Gas Zustim
mung 

4 Stadtbeleuch-
tung 

Zustim
mung 

 

Als Anlage 5 erhalten Sie zusätzlich die 
Richtlinien zum Schutz der Versorgungs­ 
leitungen der EVH GmbH und der Ener-
gieversorgung Halle Netz GmbH 
vom 30.06.2021. 
 
Unser Schreiben vom 01.02.2021 „Er-
gänzung zur Stellungnahme vom 
06.10.2020" behält seine Gültigkeit. 
 

I-3.1a 

Stellungnahme vom 01.02.2021 
(Ergänzung zur Stellungnahme vom 
06.10.2020 zum Vorentwurf) 
 
mit der Mitteilung von lng.-Büro IPRO-
consult GmbH vom 23.11.2020 werden 
die Verkehrsflächen und Straßenbe-
leuchtung nicht in Eigentum der Stadt 
Halle übergehen. 
Damit ergeben sich folgende ergänzende 
Forderungen der Energieversorgung 
Halle Netz GmbH als Nachtrag: 
 
 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

I-3.1b 

 
Sollten die Flächen inkl. Straßenflächen 
grundsätzlich im privaten Eigentum ver-
bleiben, sind die allgemeinen Versor-
gungsleitungen aller Medien, ggf. in den 
Erschließungsstraßen verlaufend, mittels 
beschränkt persönlicher Dienstbarkeiten 
zu sichern. 
 
 

Ist bereits berücksichtigt.  
 
Im Bebauungsplan wurde 
eine mit Geh- Fahr- und Lei-
tungsrechten zu belastende 
Fläche festgesetzt. Die Fest-
setzung bildet die Grundlage 
für die dingliche Sicherung. 
Die Belastung der künftigen 
privaten Grundstücke zu 
Gunsten der Versorgungsun-
ternehmen erfolgt jedoch erst 
durch Einigung zwischen Ei-
gentümer und Berechtigtem 
und durch Eintragung im 
Grundbuch und ist nicht Ge-
genstand des Bebauungs-
plans.  
 
 
 

✔  

I-3.1c 

Für die Straßenbeleuchtung muss eine 
Übergabesäule mit Messung 
errichtet werden, diese ist von der er-
schließenden Firma zu beantragen. 
 
 

Ist nicht Gegenstand die-
ses Bauleitplanverfahrens. 
 
Der Hinweis betrifft die Um-
setzung der Planung. 

H 
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I-3.1d 

Der Abstand der Elektrokabel zur Trink-
wasserleitung im Querschnitt Q1 und Q2 
sollte auf 0,7m erhöht werden, analog 
Q3. 
 

Ist nicht Gegenstand die-
ses Bauleitplanverfahrens. 
 
Der Hinweis betrifft die Um-
setzung der Planung. Die 
Breite der vorgesehenen Ver-
kehrsfläche in den Straßen-
abschnitten, auf die sich die 
Stellungnahme bezieht, lässt 
diesen Abstand zu (vgl. Stra-
ßenquerschnitte Q1-Q3 der 
Erschließungsvorplanung).   
Die Erschließungsvorplanung 
ist dementsprechend im Rah-
men der Ausführungsplanung 
anzupassen. In dem östlich 
vorgesehenen privaten Stra-
ßenstich ist entsprechend 
dieser Vorplanung vorgese-
hen, das Elektrokabel weiter 
von der TWL entfernt unter-
zubringen, als in den zuvor 
erwähnten Straßenabschnit-
ten.  

H 

I-3.1e 

Alle anderen Auflagen aus unserer Stel-
lungnahme vom 06.10.2020 bleiben dar-
über hinaus unberührt. 
 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

I-3.2 

Für Baubereiche auf städtischen Grund-
stücken oder Verkehrsflächen gelten die 
Regelungen der Konzessionsverträge mit 
der Stadt Halle. 
Diese Stellungnahme hat eine Gültigkeit 
von zwei Jahren. 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

 

Wir bitten Sie darum, uns die Entschei-
dung der Planfeststellungsbehörde in 
Form eines Planfeststellungsbeschlus-
ses, unabhängig von unseren Belangen, 
zukommen zu lassen. 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
   

I-4. 

MITNETZ GAS Mitteldeutsche Netzge-
sellschaft Gas mbH 
Postfach 200553 
06006 Halle (Saale) 
 
Stellungnahme vom 09.02.2022 

 

  

I-4.1 

Nach der Durchsicht der von Ihnen ein-
gereichten Unterlagen konnten wir fest-
stellen, dass sich in dem von Ihnen aus-
gewiesenen Planungsbereich keine Ver-
sorgungsanlagen unseres Unternehmens 
befinden, weshalb wir Ihrer Maßnahme 
ohne Auflagen uneingeschränkt zustim-
men. 
 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
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Ihr Planungsvorhaben befindet sich im 
Versorgungsgebiet der Stadtwerke 
Halle/Saale. 
 
Da unser Anlagenbestand ständigen Än-
derungen und Erweiterungen unterliegt, 
hat diese Stellungnahme eine Gültigkeit 
von 2 Jahren ab Ausstellungsdatum. 
 

I-4.2 

 
Die Erkundigungspflicht der bauausfüh-
renden Firma bleibt von diesem Schrei-
ben unberührt.  

Ist nicht Gegenstand die-
ses Bauleitplanverfahrens. 
 
Der Hinweis betrifft die Um-
setzung der Planung 

H 

I-5. 

Gascade Gastransport GmbH 
Kölnische Straße 108-112 
34119 Kassel 
 
Stellungnahme vom 15.02.2022 

 

  

 

Wir antworten Ihnen zugleich auch im 
Namen und Auftrag der Anlagenbetreiber 
WINGAS GmbH, NEL Gastransport 
GmbH sowie OPAL Gastransport GmbH 
& Co. KG. 
 
Nach Prüfung Ihres Vorhabens im Hin-
blick auf eine Beeinträchtigung unserer 
Anlagen teilen wir Ihnen mit, dass unsere 
Anlagen zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
nicht betroffen sind. Dies schließt die An-
lagen der v. g. Betreiber mit ein. 
 
 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

I-6. 

50Hertz Transmission GmbH 
TG Netzbetrieb 
Heidestraße 2 
10557 Berlin 
 
Stellungnahme vom 23.02.2022 

 

  

 

Nach Prüfung der Unterlagen teilen wir 
Ihnen mit, dass sich im Plangebiet der-
zeit keine von der 50Hertz Transmission 
GmbH betriebenen Anlagen (z. B. Hoch-
spannungsfreileitungen und -kabel, Um-
spannwerke, Nachrichtenverbindungen 
sowie Ver­ und Entsorgungsleitungen) 
befinden oder in nächster Zeit geplant 
sind. 
 
Zum Umfang und Detaillierungsgrad der 
Umweltprüfung äußern wir uns als Lei-
tungsbetreiber nicht. 
 
Diese Stellungnahme gilt nur für den an-
gefragten räumlichen Bereich und nur für 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
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die Anlagen der 50Hertz Transmission 
GmbH. 

I-7. 

Hallesche Wasser und Stadtwirt-
schaft GmbH 
Postfach 100154 
06140 Halle (Saale) 
 
Stellungnahme vom 30.03.2022 

 

  

I-7.1 

bezüglich Ihrer Anfrage zu o.g. B-Plan 
teilen wir Ihnen Folgendes mit: 
 
Die als Anlage 3 beigefügte Vorplanung 
von IPROconsult (Stand 13.08.2021) be-
inhaltet gegenüber der uns vorliegenden 
Vorplanung vom 18.11.2020 im Wesentli-
chen Änderungen hinsichtlich der Anord-
nung der Zufahrt zum Erschließungsge-
biet, geänderte Fahrbahnbreiten und die 
Darstellung einer zusätzlichen privaten 
Stichstraße. 
 
 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

I-7.2 

Es ist festzustellen, dass die Hinweise 
der HWS gemäß unserer Stellungnahme 
vom 29.01.2021 (informativ als Anlage 
beigefügt) und die Hinweise insbeson-
dere zu den Abständen in den Straßen-
querschnitten Q1 bis Q4 (bezugnehmend 
auf den Abstimmungstermin am 
10.06.2021 bei der Stadt Halle) noch 
nicht in die Erschließungskonzeption 
vom 13.08.2021 eingearbeitet wurden. 
Wir bitten um Beachtung in den weiteren 
Planungsphasen. 

Ist nicht Gegenstand die-
ses Bauleitplanverfahrens. 
 
Der Hinweis betrifft die Um-
setzung der Planung. Die 
Breite der vorgesehenen Ver-
kehrsfläche lässt die gefor-
derten horizontalen Mindest-
abstände gemäß der HWS-
Regelwerke in den genann-
ten Straßenquerschnitten Q1-
Q4 zu (vgl. Erschließungsvor-
planung). Die Erschließungs-
planung ist dementsprechend 
im Rahmen der Ausführungs-
planung anzupassen. 

H 

I-7.3 

Trink- und Löschwasserversorgung 
 
Zu der in den vorgelegten Unterlagen 
dargestellten trinkwassertechnischen Er-
schließung weisen wir ergänzend auf 
Folgendes hin: 
 
Der Anschluss an das bestehende Trink-
wassernetz und somit der Einbindepunkt 
der umzuverlegenden TWL DN200 ist im 
Bereich Einmündung „Am Sonnenhang" 
an die Bestandsleitung GGG DN250 vor-
zunehmen. 
Die umzuverlegende TWL DN200 ist au-
ßerdem vom Zufahrtsbereich in das Er-
schließungsgebiet auf die bestehende 

Ist nicht Gegenstand die-
ses Bauleitplanverfahrens. 
 
Der Hinweis betrifft die Um-
setzung der Planung.  

H 
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Trinkwasserleitung GGG DN100 in der 
Salzmünder Straße aufzubinden. 
Die Einbindung der umzuverlegenden 
TWL DN200 im südwestlichen Bereich 
erfolgt wie dargestellt. 
 
 

I-7.4 

Bitte ergänzen Sie unter Punkt 7.5.1 die 
Verlegung einer Trinkwasserleitung DN 
50 in der Stichstraße. 
 

Wird berücksichtigt.  
Dass die Verlegung einer 
Trinkwasserleitung DN 50 in 
der Stichstraße verlegt wird, 
wird unter 7.5.1 Wasserver-
sorgung redaktionell in der 
Begründung ergänzt. 

X  

I-7.5 

Unter Beachtung der unterirdischen Be-
legung und der Einhaltung der erforderli-
chen Mindestabstände der Ver- und Ent-
sorgungsanlagen ist nachzuweisen, ob 
die angegebene Breite der Stichstraße 
von 4 m ausreichend ist. 

Ist nicht Gegenstand die-
ses Bauleitplanverfahrens.  
 
Der Hinweis betrifft im We-
sentlichen die Umsetzung 
der Planung.  
Es handelt sich um eine pri-
vate Verkehrsfläche. Entspre-
chende Mindestabstände 
sind in der Ausführungspla-
nung zu berücksichtigen. 
Die Festsetzungen des Be-
bauungsplanes stehen der 
Einhaltung der Mindestab-
stände der unterirdischen Be-
legung nicht entgegen.  
 

H 

I-7.6 

Löschwasser kann über Hydranten aus 
der umzuverlegenden TWL DN200 mit 
48 m³/h zur Verfügung gestellt werden. 
 
 

Ist bereits berücksichtigt. 
Die Bereitstellung von Lösch-
wasser für die im Bebau-
ungsplan vorgesehene Nut-
zungen ist bei geringer 
Brandausbreitung, die bei 
gängigen Einfamilienhausbe-
bauung zu erwarten ist, sich 
aber nach der im Einzelfall 
anzutreffenden „überwiegen-
den Bauart hinsichtlich Um-
fassungen und Bedachun-
gen“ der Gebäude bemisst, 
gewährleistet.  
 
Auf S. 52 findet sich derzeit 
folgende Formulierung:  
Die zukünftige Löschwasser-
versorgung hat unter Berück-
sichtigung der Gebäudekon-
struktion und den Festlegun-
gen des DVGW Regelwerkes 
405 Tabelle 1 zu erfolgen. 
Bei geringer Gefahr der 

✔  
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Brandausbreitung für Allge-
meine Wohngebiete und mit 
maximal 3 Geschossen be-
trägt der Löschwasserbedarf 
48 m³/h. Das Löschwasser 
muss für einen Zeitraum von 
2 Stunden zur Verfügung ste-
hen. Die baulichen Anforde-
rungen an die Umfassung 
und Bedachung (feuerbe-
ständig, hochfeuerhemmend 
oder feuerhemmend) werden 
durch Wohnhäuser i.d.R. ein-
gehalten. Daher sind mindes-
tens 48 m³/h (13,3 l/s) Lösch-
wasser bereitzustellen. 

I-7.7 

Wir weisen jedoch darauf hin, dass auf 
die Vorhaltung von Löschwasser im öf-
fentlichen Netz kein Rechtsanspruch be-
steht. Die Bereitstellung erfolgt lediglich 
nach Können und Vermögen. 

Ist nicht Gegenstand die-
ses Bauleitplanverfahrens. 
 
Der Hinweis betrifft die Um-
setzung der Planung und ist 
in der Ausführungsplanung 
bzw. auf der Ebene der Bau-
genehmigung zu berücksich-
tigen.  
 

H 

I-7.8 

Schmutz- und Regenwasserentsorgung 
 
Erschließung Schmutzwasser 
Das Plangebiet kann an den vorhande-
nen Schmutzwasserkanal DN200 in der 
Salzmünder Straße angeschlossen wer-
den. 

Ist bereits berücksichtigt. 
 
In Kapitel 5.4.2 und 7.5.2 fin-
det Erwähnung, dass das 
Plangebiet an den vorhande-
nen Schmutzwasserkanal DN 
200 in der Salzmünder 
Straße angeschlossen wer-
den kann. 

✔  

I-7.9 

Es ist ein privater Übergabeschacht an-
zuordnen, der den Übergabepunkt von 
der privaten Entwässerungsanlage zur 
öffentlichen Abwasserbeseitigungsan-
lage darstellt. 
 
 
 

Ist nicht Gegenstand die-
ses Bauleitplanverfahrens. 
 
Der Hinweis betrifft die Um-
setzung der Planung und ist 
in der Ausführungsplanung 
zu berücksichtigen. 
 

H 

I-7.10 

Erschließung Regenwasser 
Sämtliche regenwassertechnische Er-
schließungsanlagen haben privaten Sta-
tus. 
 

Wird berücksichtigt. 
 
Die bisherige Formulierung 
unter 7.5.2 Entwässerung: 
„Die zukünftigen Entwässe-
rungsleitungen innerhalb pri-
vater Flächen verbleiben im 
Privateigentum.“, wird wie 
folgt präzisiert:   
„Sämtliche regenwassertech-
nische Erschließungsanlagen 

X  
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verbleiben in Privateigen-
tum.“. 

I-7.11 

Beiliegend erhalten Sie die Stellung-
nahme der HWS, Abteilung Behälterent­ 
sorgung/Sperrmüllentsorgung vom 
28.03.2022 mit der Bitte um Beachtung. 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

I-7.12 

 
nach Prüfung aller Dokumente kommen 
wir zu folgender Stellungnahme: 
 
Da wir auf dem Bebauungsplan keine ge-
kennzeichneten Flächen für Müllstand-
plätze erkennen können, bitten wir das 
Ingenieurbüro folgende Vorschriften laut 
Abfallwirtschaftssatzung der Stadt Halle 
(Saale) (AbfWS) zu beachten: 
Entsprechend der Abfallwirtschaftssat-
zung Halle (Saale) (AbfWS) § 6 Abs. 1 
Anschluss- und Benutzungszwang ist ein 
Grundstückseigentümer verpflichtet, sein 
Grundstück an die öffentliche Abfallent-
sorgung anzuschließen. Über dies müs-
sen die Müllstandplätze nach den Anfor-
derungen gemäß § 26 Abs. 7 Bereitstel-
lung und Abfuhr der Abfallbehälter am 
Abfuhrtag, Standplätze Anlage 3 der  
AbfWS Halle (Saale) geplant und errich-
tet werden. 
 
 

Ist nicht Gegenstand die-
ses Bauleitplanverfahrens. 
 
Der Hinweis betrifft die Um-
setzung der Planung und ist 
in der Ausführungsplanung 
zu berücksichtigen. 

H 

I-7.13 

 
Des Weiteren weisen wir darauf hin, 
dass die Verkehrsflächen großzügig zu 
planen und zu bemessen sind, sodass 
eine Straßenführung entsprechend den 
Vorgaben der DGUV Vorschrift 43 (bis-
her BGV C27) - Müllbeseitigung möglich 
ist. Obendrein bitten wir Sie, die DGUV 
Information 214-033 (bisher BGI 5104) 
„Sicherheitstechnische Anforderungen an 
Straßen und Fahrwege für die Sammlung 
von Abfällen" in Ihre Stellungnahme mit-
einzubinden. In dieser DGUV Information 
sind die einschlägigen Anforderungen an 
Straßen (Breiten, Durchfahrtshöhen, 
Wendeanlagen, Tragfähigkeit) für den si-
cheren Betrieb von Abfallsammelfahrzeu-
gen zusammengetragen. 
 

Ist bereits berücksichtigt. 
 
In Kapitel 7.3.2 Innere Er-
schließung wird darauf hinge-
wiesen, dass als Bemes-
sungsfahrzeug für die Ver-
kehrsflächen das dreiachsige 
Müllfahrzeug mit den erfor-
derlichen Schleppkurven als 
Grundlage genommen 
wurde. Der Erschließungsring 
wird für die Befahrung mit ei-
nem Abfallsammelfahrzeug 
geeignet sein. 
Es handelt sich um private 
Verkehrsflächen. Der Inves-
torenschaft wurde mit Schrei-
ben vom 17.08.2022 mitge-
teilt, dass sie hinsichtlich der 
Stichstraße eine Abstimmung 
mit dem Abfallentsorgungs-
unternehmen herstellen 
muss, da damit zu rechnen 

✔  
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ist, dass die Abfallsammel-
fahrzeuge der Müllabfuhr 
nach den der Entsorgung zu 
Grunde liegenden Regelun-
gen, nicht in den Straßen-
stich einfahren werden. An-
hand der festgesetzten Ver-
kehrsfläche ist ersichtlich, 
dass am Ende des Stiches 
keine Wendemöglichkeit vor-
gesehen ist und es ist zu be-
denken, dass die Abfallsam-
melfahrzeuge grundsätzlich 
nicht rückwärtsfahren.  
Es werden verschiedene 
Möglichkeiten gesehen, wie 
bei der Umsetzung der Pla-
nung die Anforderungen der 
HWS GmbH-Abteilung Behäl-
terentsorgung/Sperrmüllent-
sorgung berücksichtigt wer-
den können. Gegebenenfalls 
ist ein geeigneterer Bereit-
stellplatz auf privater Fläche 
für die Anlieger der Stich-
straße zur Verfügung zu stel-
len.  

1-7.14 

Wir heben hervor, dass bei der Entste-
hung der Müllstandplätze, die Hallesche 
Wasser und Stadtwirtschaft GmbH, Ab-
teilung Behälterentsorgung/Sperrmüllent-
sorgung, miteinzubeziehen ist. Nimmt 
das zuständige Ingenieurbüro keinen 
Kontakt mit der Halleschen Wasser und 
Stadtwirtschaft GmbH auf, behalten wir 
uns vor, den Müllstandplatz mit Abspra-
che des Fachbereichs Umwelt der Stadt 
Halle (Saale) nach der Abfallwirtschafts-
satzung der Stadt Halle (Saale) (AbfWS) 
baulich ändern zu lassen. 

Ist nicht Gegenstand die-
ses Bauleitplanverfahrens. 
 
Der Hinweis betrifft die Um-
setzung der Planung und ist 
in der Ausführungsplanung 
zu berücksichtigen. H 

I-8. 

Hallesche Verkehrs-AG (HAVAG) 
Postfach 200658 
06007 Halle (Saale) 
 
Stellungnahme vom 23.02.2022 

 

  

 

 
Die HAVAG hat die Planunterlagen ge-
prüft. Es bestehen unsererseits keine 
weiteren Änderungen und Bedenken. 
Im angegeben Planungsbereich sind 
keine Anlagen der HAVAG vorhanden. 
 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

I-9. 

Handwerkskammer Halle (Saale) 
Postfach 110355 
06017 Halle (Saale) 
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Stellungnahme vom 23.03.2022 

 

zu dem im Betreff genannten Planent-
wurf haben wir keine Hinweise und Be-
denken. 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

I-10.  

Industrie- und Handelskammer Halle-
Dessau 
06077 Halle (Saale) 
 
Stellungnahme vom 28.02.2022 

 

  

 

die Industrie- und Handelskammer Halle-
Dessau hat den vorliegenden Entwurf 
zum Bebauungsplan Nr. 200 „Dölau, 
Wohngebiet Salzmünder Straße" hin-
sichtlich der durch sie zu vertretenden 
Belange geprüft. 
 
Von Seiten der Industrie- und Handels-
kammer Halle-Dessau bestehen derzeit 
keine Anregungen und Hinweise zur Pla-
nung. 
 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

I-11. 

Landesamt für Vermessung und 
Geoinformation Sachsen-Anhalt 
Neustädter Passage 15 
06122 Halle (Saale) 
 
Es liegt keine Stellungnahme vor. 

Die Abwägungsentschei-
dung entfällt. 
Es sind keine Belange be-
kannt, die für die Rechtmä-
ßigkeit der Abwägung von 
Bedeutung sind und ent-
scheidenden Einfluss auf die 
Weiterbearbeitung haben 
können. 
Dies legt auch die Stellung-
nahme nahe, die im Rahmen 
der frühzeitigen Beteiligung 
vom 23.09.2020 abgegeben 
wurde. Darin wird ausgeführt, 
dass der Planinhalt des Vor-
entwurfes den fachlichen Be-
langen des Landesamtes für 
Vermessung und Geoinfor-
mation grundsätzlich nicht 
entgegensteht.  

  

I-12. 

Landesamt für Denkmalpflege und 
Archäologie Sachsen-Anhalt, Landes-
museum für Vorgeschichte 
Richard-Wagner-Straße 9 
06114 Halle (Saale) 
 
Stellungnahme vom 03.03.2022 

 

  

I-12.1 

Zu dem o.g. Vorhaben ergibt sich aus 
Sicht der archäologischen Denkmal-
pflege folgende Stellungnahme: 
 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
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Nach derzeitiger fachlicher Einschätzung 
des LDA bestehen gegen das geplante 
Vorhaben keine Einwände. 
 

I-12.2 

Bitte weisen Sie die bauausführenden 
Betriebe grundsätzlich auf die gesetzli-
che Meldepflicht im Falle unerwartet frei-
gelegter archäologischer Kulturdenkmale 
hin. 
Nach § 9 (3) des Denkmalschutzgeset-
zes für Sachsen-Anhalt sind Befunde mit 
den Merkmalen eines Kulturdenkmals bis 
zum Ablauf einer Woche nach der An-
zeige unverändert zu lassen. Eine wis-
senschaftliche Untersuchung durch das 
o.g. Landesamt oder von ihm Beauf-
tragte ist zu ermöglichen. Innerhalb die-
ses Zeitraumes wird über das weitere 
Vorgehen entschieden. 
 
 

Ist nicht Gegenstand die-
ses Bauleitplanverfahrens. 
 
Der Hinweis betrifft die Um-
setzung der Planung. 

H 

I-12.3 

Das Vorhaben ist mit den Zielen der ar-
chäologischen Denkmalpflege vereinbar 
unter Einhaltung von § 14 Denkmal-
schutzgesetz. 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

I-13. 

Landesamt für Geologie und Bergwe-
sen Sachsen-Anhalt 
Postfach 156  
06035 Halle (Saale) 
 
Stellungnahme vom 07.03.2022 

 

  

 

Das LAGB hatte bereits mit Schreiben 
vom 08.10.2020 eine Stellungnahme 
zum Vorentwurf abgegeben. 
 
Durch die zuständigen Fachdezernate 
der Bereiche Geologie und Bergbau des 
LAGB erfolgten nochmalige Prüfungen 
zum o.g. Bebauungsplan, um Sie auf 
mögliche geologische / bergbauliche Be-
einträchtigungen hinweisen zu können. 
 
Aus den Bereichen Geologie und Berg-
wesen kann Ihnen folgendes mitgeteilt 
werden: 
 
Die Stellungnahme des LAGB, Abteilung 
Bergbau vom 08.10.2020 zum Vorent-
wurf wurde in den nunmehr vorliegenden 
Entwurf (Begründung und Plan) über-
nommen. 
 
Es werden keine weiteren Hinweise ge-
geben oder Forderungen erhoben. 
 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
Die Hinweise aus der ersten 
Stellungnahme wurden voll-
ständig berücksichtigt. 
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I-14. 

Landesstraßenbaubehörde  
Regionalbereich Süd 
An der Fliederwegkaserne 21 
06130 Halle (Saale) 
 
Es liegt keine Stellungnahme vor.  

Die Abwägungsentschei-
dung entfällt. 
Da ein Teilstück der als öf-
fentliche Verkehrsfläche fest-
gesetzten Fläche, außerhalb 
der Ortsdurchfahrtsgrenze 
liegt wurde die Landesstra-
ßenbaubehörde als verant-
wortlicher Straßenbaulasträ-
ger der Landesstraße L159 
außerhalb der des Gemein-
degebietes der Stadt Halle 
(Saale) beteiligt. 
Fachspezifische Kenntnisse 
liegen mangels Stellung-
nahme der Behörde nicht vor.  
Es sind keine Belange be-
kannt, die für die Rechtmä-
ßigkeit der Abwägung von 
Bedeutung sind und ent-
scheidenden Einfluss auf die 
Weiterbearbeitung haben 
können. 
 

  

I-15. 

Landesverwaltungsamt Sachsen-An-
halt 
Postfach 200256 
06003 Halle (Saale) 
 
Stellungnahmen vom 03.03.2022; 
09.03.2022; 08.03.2022; 21.03.2022 

 

  

I-15.1 

 
Referat 407 – Naturschutz, Land-
schaftspflege, Bildung für nachhal-
tige Entwicklung 
Stellungnahme vom 03.03.2022 
 
hiermit übersende ich Ihnen die Stellung-
nahme des Referates 407 zu dem o. g. 
Bebauungsplan: 
 
Die Belange des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege für den hier benann-
ten Bebauungsplan vertritt die Natur-
schutzbehörde der Stadt Halle (Saale). 
 
Hinweis: 
Umweltschadensgesetz und Arten-
schutzrecht sind zu beachten. Ich ver-
weise in diesem Zusammenhang insbe-
sondere auf § 19 BNatSchG i.V.m. dem 
Umweltschadensgesetz (vom 10. Mai 
2007, BGBI. Teil I S. 666) sowie auf die 
§§ 44 und 45 BNatSchG. 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
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I-15.2 

Referat 404 – Wasser 
Stellungnahme vom 09.03.2022 
 
Ich teile Ihnen mit, dass für das Vorha-
ben „Bebauungsplan Nr. 200 - Dölau, 
Wohngebiet Salzmünder Straße" keine 
wahrzunehmenden Belange in Zustän-
digkeit des Referates 404 -Wasser be-
rührt werden. 
 
 
 
 
 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

I-15.3 

Referat 405 – Kommunalabwasser  
Stellungnahme vom 08.03.2022 
  
Durch das geplante Vorhaben werden 
keine abwasserrechtlichen Belange in 
Zuständigkeit des Referates 405 des 
Landesverwaltungsamtes berührt. 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

I-15.4 

Referat Immissionsschutz 
Stellungnahme vom 21.03.2022 
 
Wie bereits im Oktober 2020 mitgeteilt 
wurde, bestehen aus der Sicht der Obe-
ren Immissionsschutzbehörde zum Plan-
entwurf keine Bedenken in Bezug auf die 
von unserem Zuständigkeitsbereich er-
fassten Belange.  
 
In der unmittelbaren Umgebung und im 
Geltungsbereich befinden sich keine An-
lagen, die nach dem BlmSchG genehmi-
gungsbedürftig sind und für deren Über-
wachung das Landesverwaltungsamt zu-
ständig ist. 
 
Die seinerzeit vorgelegte Schallimmissi-
onsprognose vom 30.06.20 kam zu dem 
Ergebnis, dass im nördlichen Teil des 
Plangebietes die schalltechnischen Ori-
entierungswerte der DIN 18005 für Allge-
meine Wohngebiete überschritten wer-
den. Ursache dafür ist der Verkehrslärm 
der Salzmünder Straße (L 159). Im Er-
gebnis der Hinweise aus der Öffentlich-
keits- bzw. Trägerbeteiligung wurde die 
Schallimmissionsprognose überarbeitet 
und mit Datum vom 30.07.2021 erneut 
vorgelegt. Durch entsprechende textliche 
Festsetzungen zu aktiven und passiven 
Schallschutzmaßnahmen sollen schädli-
che Umwelteinwirkungen im Plangebiet 
vermieden werden. 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
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Die detaillierte Prüfung und Bewertung 
der vorgelegten Schallimmissionsprog-
nose sowie der darin enthaltenen Emp-
fehlungen zu den textlichen Festsetzun-
gen obliegt der Unteren Immissions-
schutzbehörde. 

I-15.5 

Referat Bauwesen 
Stellungnahme vom 16.03.2022 
 
Es befindet sich der Entwurf des Bebau-
ungsplan Nr. 200 "Dölau, Wohngebiet 
Salzmünder Straße" der Stadt Halle 
(Saale) in Aufstellung. Mit diesem B­ 
Plan beabsichtigt die Stadt Halle (Saale) 
die baurechtlichen Voraussetzungen für 
ein Wohngebiet mit Einzel- und Doppel-
häusern sowie Hausgruppen zu schaf-
fen. Der Bebauungsplan soll im Regel-
verfahren aufgestellt werden. 
 
Derzeit erfolgt die Beteiligung der Öffent-
lichkeit und der Träger öffentlicher Be-
lange gemäß der §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 
2 BauGB. 
 
In dem Bebauungsplan wird im Teil B 
Textliche Festsetzungen unter Nr. 11 
Folgendes festgesetzt: 
 
,,Maßnahmen für die Erzeugung, Nut-
zung oder Speicherung von Strom, 
Wärme oder Kälte aus erneuerbaren 
Energien oder Kraft-Wärme-Kopplung (§ 
9 Abs. 1 Nr. 23 lit.b BauGB): 
Bei der Errichtung von Wohngebäuden 
mit einer Dachneigung von mehr als 15 
Grad sind die Dachflächen so auszufüh-
ren, dass mindestens 25 % der Flächen 
für Solarenergie nutzbar sind." 
 
Aus dem Festsetzungskatalog des § 9 
Abs. 1 BauGB kommt die Nr. 23 Buchst. 
b) für Solarfestsetzungen im Bebauungs-
plan in Betracht. Dies ist aber an gewisse 
Voraussetzungen geknüpft. 
 
Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 23b BauGB kön-
nen im Bebauungsplan aus städtebauli-
chen Gründen Gebiete festgesetzt wer-
den, in denen bei der Errichtung von Ge-
bäuden oder bestimmten sonstigen bauli-
chen Anlagen bestimmte bauliche und 
sonstige technische Maßnahmen für die 
Erzeugung, Nutzung oder Speicherung 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
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von Strom, Wärme oder Kälte aus erneu-
erbaren Energien oder Kraft-Wärme-
Kopplung getroffen werden müssen. 
 
Damit kann eine Kommune festsetzen, 
dass bei der Errichtung neuer Gebäude 
auch Maßnahmen erfolgen, die den Ein-
satz erneuerbarer Energien ermöglichen. 
Dabei wird neben der Erzeugung von 
Energie, auf die Nutzung oder Speiche-
rung von Strom, Wärme und Kälte aus 
erneuerbaren Energien abgestellt. 
 
Grundsätzlich ist also festzustellen, dass 
das Bauplanungsrecht über verschie-
dene Instrumente verfügt, um rechtssi-
chere Möglichkeiten für eine ver-
pflichtende Festsetzung von PV-Anlagen 
und entsprechender baulicher Maßnah-
men in B-Plänen zu schaffen. 
 
Eine verpflichtende Festsetzung von PV-
Anlagen auf Grundlage von § 9 Abs. 1 
Nr. 23b BauGB setzt aber eine fehlerfreie 
Abwägung gemäß § 1 Abs. 7 BauGB so-
wie das Vorliegen städtebaulicher 
Gründe entsprechend § 1 Abs. 3 BauGB 
voraus. 
 

I-15.6 

Sowohl eine weite als auch eine enge 
Auslegung des Tatbestandes „städtebau-
liche Gründe" lassen die entsprechende 
Festsetzung zu. Als Ermächtigungs-
grundlage finden sich verfassungsrechtli-
che Anknüpfungspunkte in der Luftrein-
haltung gemäß Art. 74 Abs. 1 Nr. 18 GG 
und der Energiewirtschaft gemäß Art. 74 
Abs.1 Nr. 11 GG. 
Darüber hinaus soll die Bauleitplanung 
gemäß § 1 Abs. 5 S. 2 BauGB einen po-
sitiven Beitrag zum Klimaschutz leisten. 
 
 
 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

I-15.7 

Allerdings fehlt es hier an der fehlerfreien 
Abwägung. 
 
Bei einer Festsetzung nach § 9 Abs. 1 
Nr. 23b BauGB ist im Rahmen der Abwä-
gung in besonderem Maße der Verhält-
nismäßigkeitsgrundsatz zu beachten. Die 
Festsetzung muss für den Bauherrn wirt-
schaftlich zumutbar sein. 
 

Wird berücksichtigt. 
Die textliche Festsetzung mit 
folgendem Inhalt: „Maßnah-
men für die Erzeugung, Nut-
zung oder Speicherung von 
Strom, Wärme oder Kälte aus 
erneuerbaren Energien oder 
Kraft-Wärme-Kopplung (§ 9 
Abs. 1 Nr. 23 lit.b BauGB): 

X  
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Dazu auch Söfker in EZBK, BauGB, 143. 
EL August 2021, BauGB § 9 Rn. 197c: 
„Nach den genannten Grundsätzen der 
Bauleitplanung kann von Bedeutung 
sein, ob Festsetzungen nach Nr. 23 
Buchst. b den Anforderungen des Abwä-
gungsgebots entsprechen, und zwar im 
Hinblick auf:  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Erforderlichkeit – z. B. im Verhältnis zu 
den ohnehin bestehenden energiefach-
rechtlichen Verpflichtungen – 
 
 
 
 

Bei der Errichtung von Wohn-
gebäuden mit einer Dachnei-
gung von mehr als 15 Grad 
sind die Dachflächen so aus-
zuführen, dass mindestens 
25% der Flächen für Solar-
energie nutzbar sind.", die mit 
Stadtratsbeschluss vom 
26.01.2022 in die Entwurfs-
fassung vom 31.01.2022 auf-
genommen und eine Ergän-
zung der Begründung not-
wendig gemacht hatte, muss 
ersatzlos entfallen.  
 
Die von den Stadträten und 
Stadträtinnen geforderte 
Festsetzung zielt darauf ab, 
die künftigen Bauwilligen 
dazu anzuhalten, Solaranla-
gen, d.h. sowohl Photovoltaik 
als auch Solarthermische An-
lagen auf den Dachflächen 
zu errichten, da nach derzeiti-
gem Standard, vor allem ge-
neigte Dächer von Wohnhäu-
sern einen optimalen Nut-
zungsgrad der Sonnenener-
gie bieten. Sie entspricht den 
städtischen Klimaschutzzie-
len, wie sie im Energie- und 
Klimapolitischen Leitbild der 
Stadt Halle (Saale), im Klima-
schutzkonzept der Stadt 
Halle (Saale) sowie des I-
SEKs Halle 2025 formuliert 
wurden (d.h. dem dort allge-
mein postulierten Zielsetzung 
der Reduzierung von Treib-
hausgasen, der Steigerung 
der Energieeffizienz und Er-
höhung des Anteils erneuer-
barer Energien), allerdings 
wird die verbindliche Bauleit-
planung hierin nicht direkt als 
zur Verfügung stehendes In-
strument zur Umsetzung der 
Ziele adressiert.  
 
Es gibt verschiedene Mög-
lichkeiten einem erhöhten 
Anspruch an die Energieeffi-
zienz und dem Ausbau er-
neuerbarer Energien gerecht 
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zu werden. Die Nutzung sola-
rer Energie ist nur eine Mög-
lichkeit. 
Das Gebäudeenergiegesetz 
– GEG („Gesetz zur Einspa-
rung von Energie und zur 
Nutzung erneuerbarer Ener-
gien zur Wärme- und Kälteer-
zeugung in Gebäuden“) be-
absichtigt auch die zuneh-
mende Nutzung erneuerbarer 
Energien und schreibt u.a. 
vor, dass bereits der Wärme- 
und Kälteenergiebedarf bei 
Gebäuden, die neu errichtet 
werden, wahlweise durch die 
anteilige Nutzung erneuerba-
rer Energien oder durch Er-
satzmaßnahmen gedeckt 
werden muss. Hieraus ergibt 
sich bereits grundsätzlich 
eine Verpflichtung zur Nut-
zung erneuerbarer Energien. 
Wozu u.a. auch die Nutzung 
solarer Energie zu zählen ist. 
Allein um den Ausbau erneu-
erbarer Energien voranzu-
bringen, ist die getroffene 
Festsetzung demnach vor 
dem Hintergrund der Anfor-
derungen des zwingend an-
zuwenden, geltenden Ener-
giefachrechtes nicht erforder-
lich.  
 
Erfahrungswerte in der Stadt 
Halle (Saale) zeigen zudem, 
dass sich immer mehr Haus-
eigentümer auch freiwillig 
dazu entscheiden, ihre Dä-
cher mit Solaranlagen zu be-
decken, d.h. ohne dass es 
hierzu eine Verpflichtung in 
einem Bebauungsplan gibt, 
während nicht zuletzt auch 
auf Grundlage der Entwick-
lungen am Energiemarkt da-
mit zu rechnen ist, dass die-
ser Trend anhält bzw. sich 
weiter fortsetzt.  
 
Dass die perspektivische 
Nutzungsmöglichkeit allein 
solarer Energie vor Ort erfor-
derlich ist, zur Erreichung der 
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, Durchführbarkeit – Festsetzungen 
dürfen nicht getroffen werden, wenn mit 
ihrer Verwirklichung auf Dauer aus tech-
nischen und wirtschaftlichen Gründen 
nicht gerechnet werden kann –  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

städtischen, energiebezoge-
nen Klimaschutz-Zielsetzun-
gen, ist nicht ersichtlich. 
  
Durch die Anordnung und 
Größe der festgesetzten Bau-
felder innerhalb der Allgemei-
nen Wohngebiete und des 
gewählten Erschließungsrin-
ges vor Ort ist zumindest be-
reits sichergestellt, dass 
überwiegend eine Nord-Süd-
Ausrichtung der zukünftigen 
Wohnhäuser umsetzbar ist, 
die einer optimalen Nutzung 
von Solaranlagen dienlich ist. 
Eine darüberhinausgehende 
Regelung, die sicherstellt, 
dass zumindest ein prozentu-
aler Anteil der Dachflächen 
dazu geeignet sein muss, So-
laranlagen zu errichten, hat   
neben der Ausrichtung des 
Gebäudes ggf. auch Auswir-
kungen auf Statik, Dachform 
der künftigen Gebäude, kann 
aber nicht als erforderlich im 
vorliegenden Sinne angese-
hen werden. 
 
Die getroffene Festsetzung 
trägt lediglich dafür Sorge, 
dass ein Teil der Dachfläche 
so ausgestaltet werden 
muss, dass sie für die Nut-
zung solarer Energie geeig-
net ist, sie bewirkt keine Ver-
pflichtung zur Errichtung von 
Solaranlagen. Sie ist für sich 
betrachtet technisch und wirt-
schaftlich durchführbar. Mit 
einer Verwirklichung einer 
entsprechend ausgestalteten 
Dachfläche kann somit aus 
technischen und wirtschaftli-
chen Gründen durchaus ge-
rechnet werden.  
 
Das damit beabsichtigte Ziel, 
den Ausbau erneuerbarer, 
speziell solarer Energie zu 
befördern, wird damit aller 
Wahrscheinlichkeit nach je-
doch nicht erreicht. Nicht zu-
letzt deshalb, weil vorliegend, 
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das das Plangebiet umfas-
sende Flurstück bereits im Ei-
gentum einer Bauträgerin 
(GmbH) steht, welche beab-
sichtigt hat, die Baugrundstü-
cke alsbald zu erschließen 
und samt Haus zu vermark-
ten. Die Häuser werden da-
bei allesamt auf Grundlage 
einer eigens erarbeiteten und 
eingepreisten, energieeffi-
zienten Gebäudeenergiekon-
zeption errichtet, die bereits 
den Vorgaben des GEG ent-
spricht und nicht auf der Nut-
zung solarer Energie basiert.  
Den künftigen Käufern steht 
hierbei eine Auswahl ver-
schiedener Häusertypen zur 
Verfügung. 
  
Die Einfamilienhauspalette 
der Bauträgerin bietet für den 
geplanten Standort im Be-
bauungsplangebiet Nr. 200 
ausschließlich Häuser im 
Standard KfW 40 nach GEG 
an. Das bedeutet folgende 
Ausstattungsmerkmale: 
 
- Bodenplatte: 3cm Rolljet 
(WLG 035), 7cm EPS (mind. 
WLG 032),   
- zusätzlich 5cm EPS ggf. 
Lüftungskanäle (mind. WLG 
032),   
- Außenwand: bis max. 20cm 
WDVS (WLG 032),  
- ggf. Kehlbalkenlage: bis 
28cm minerl. Wärmedäm-
mung (WLG 032),   
- ggf. Dachschrägen: bis 
28cm minerl. Wärmedäm-
mung (WLG 032),   
- Fenster: 82er Profil mit War-
mer Kante und Ug-Wert 0,5, 
- ggf. Dachflächenfenster: 3-
fach Verglasung Ug-Wert 0,5, 
- genaue Materialstärken und 
Eigenschaften nach planeri-
schen Vorgaben,  
- Luftwasser-Wärmepumpe.  
    
Das bedeutet, dass die Häu-
ser einen Energiebedarf von 
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nur 40% eines herkömmli-
chen Hauses aufweisen wer-
den. Es wird nicht mit Heiz-
anlagen auf fossiler Basis ge-
arbeitet.  
 
Ausführungen zu den ener-
getisch relevanten Ausstat-
tungsmerkmalen der künfti-
gen Gebäude werden unter 
Punkt 7.5 Ver- und Entsor-
gung bzw. unter 10.4 Be-
lange des Klimas in die Be-
gründung zur Erläuterung der 
Energieversorgung aufge-
nommen.  
 
Die vorgesehene Nutzung 
von Wärmepumpen ist klima-
freundlich und macht gleich-
zeitig eine alternative Nut-
zung von Solarthermie über-
flüssig. Damit würde sich die 
Festsetzung nur auf die Er-
zeugung von Strom be-
schränken. Eine Umplanung 
der Gebäude samt Verfol-
gung eines anderen Energie-
konzeptes wäre mit erhebli-
chen Kosten für den künfti-
gen Bauwilligen verbunden 
und stellt keine ernstzuneh-
mende Alternative dar, so-
dass vorliegend aufgrund 
wirtschaftlicher Erwägungen 
eine Wahlfreiheit beim Ein-
satz erneuerbarer Wärme-
energieträger nicht besteht.  
Hinsichtlich der Energieeffizi-
enz wird im vorliegenden Fall 
dadurch lediglich eine gering-
fügige Verbesserung erzielt 
werden, während mit der an-
visierten Errichtung einer PV-
Anlage eine zusätzliche nicht 
unerhebliche, finanzielle Be-
lastung einhergehen würde 
(Stand jetzt: ca. 28.000 bis 
36.000 EUR für eine Solaran-
lage mit Energiespeicherung 
mit einer Leistung von 5-
10kWp).  
 
Die mit der Festsetzung ver-
folgte Zielsetzung zum Aus-
bau erneuerbarer Energien 
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Geeignetheit – die Festsetzungen müs-
sen tatsächlich geeignet sein, den ange-
strebten Zweck in Bezug auf die Nutzung 
erneuerbarer Energien und die Energie-
effizienz zu erreichen – und  
 
 
 
 
 
 
 
 
Verhältnismäßigkeit – die Festsetzun-
gen dürfen nicht außer Verhältnis stehen 
zu dem angestrebten Zweck.  
Danach kann problematisch sein, wenn 
die Festsetzungen allein auf Gründe ge-
stützt werden, die schon bei den bei 
Durchführung der Maßnahmen anzuwen-
denden verpflichtenden Regelungen des 
EEWärmeG Berücksichtigung gefunden 
haben. Ebenso kann es sich verhalten, 
wenn sich die Festsetzung – was nahe-
liegt – auf den Einsatz einer bestimmten 
erneuerbaren Energie oder einer be-
stimmten Anlage der Kraft­Wärme-Kopp-
lung bezieht, das EEWärmeG aber die 
Wahlfreiheit zwischen verschiedenen er-
neuerbaren Energien oder Ersatzmaß-
nahmen (Anschluss an Nah- oder Fern-
wärmeversorgungsanlagen oder Anlagen 
der Kraft-Wärme-Kopplung) zulässt. S. 
dazu auch die Begründung des Gesetz-
entwurfs der BauGB-Änderungsgesetzes 
2011 (BT-Drs. 17/6076 zu Art. 1 Nr. 5) 
sowie den Ausschussbericht (BT-Drs. 
17/6076 zu Art. 1 Nr. 5). Anders ist dies, 
wenn das Energiefachrecht keine Ver-
pflichtungen regelt, etwa zum Einsatz 

beizutragen, wird aus oben 
dargelegten Gründen, vorlie-
gend bereits auf anderem 
Wege erreicht werden. Die 
zusätzliche Errichtung von 
PV-Anlagen stellt eine erheb-
liche wirtschaftliche Mehrbe-
lastung dar, die ggf. einer 
Umsetzung entgegensteht. 
 
 
 
 
 
In der Zusammenschau des 
Vorhergesagten und in Wür-
digung der Hinweise des 
Landesverwaltungsamtes ist 
die Festsetzung nicht geeig-
net den angestrebten Zweck, 
Ausbau erneuerbarer (aus-
schließlich solarer) Energie, 
d.h. PV und Solarthermie zu 
erreichen.   
 
 
 
Die vorgesehene Festset-
zung, hinsichtlich der Ausge-
staltung der Dachflächen 
geht hinsichtlich ihrer Zweck-
setzung über die Forderun-
gen des Energiefachrechtes 
hinaus, bezieht sich nur auf 
eine bestimmte erneuerbare 
Energie und schränkt diesbe-
züglich die Wahlfreiheit ein. 
Die Festsetzung dient nicht 
dazu, sich ergebende Ver-
pflichtungen aus dem Ener-
giefachrecht oder durch Sat-
zung eingeführten Anschluss- 
und Benutzungszwang pla-
nungsrechtlich abzusichern. 
Es kann sich bezüglich der 
Festsetzung nur auf Gründe 
gestützt werden, die auch be-
reits durch die Absichten und 
mit den Regelungen des 
GEG verfolgt werden. Es liegt 
keine plangebiets- und zu-
ständigkeitsbezogene Poten-
zial- und Machbarkeitsstudie, 
kein gemeindliches Energie-
konzept vor, welches den 
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von Photovoltaikanlagen, die der Erzeu-
gung von Strom zur Einspeisung in das 
öffentliche Netz dienen.  
Mit Rücksicht darauf kann den Festset-
zungen Bedeutung zukommen, um die 
sich aus dem Energiefachrecht oder aus 
dem durch Satzung eingeführten An-
schluss- und Benutzungszwang ergeben-
den Verpflichtungen planungsrechtlich 
abzusichern. Gleiches gilt im Hinblick auf 
Verpflichtungen aus städtebaulichen Ver-
trägen." 
 
Für eine fehlerfreie Abwägung sind ins-
besondere soziale Aspekte (u. a. wirt-
schaftliche Leistungsfähigkeit der Grund-
stückseigentümer) und Aspekte des 
Ortsbildes (u. a. bei denkmalgeschützten 
Häusern im Umfeld des geplanten Neu-
baugebietes) zu berücksichtigen.  
Energie- und Versorgungskonzepte soll-
ten auf Wirtschaftlichkeit geprüft werden, 
um dem Grundsatz der Verhältnismäßig-
keit gerecht zu werden. 
 

konkreten Nutzen auf Grund-
lage ausschließlich solarer 
Energie im Plangebiet belegt 
bzw. quantifiziert.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Solaranlagen, deren Errich-
tung bezweckt wird, bzw. vor-
liegend die zu erwartende 
Beschränkung auf insbeson-
dere PV-Anlagen samt 
Stromspeicher, sind mit zu-
sätzlichen, erheblichen Kos-
ten für die Bauwilligen ver-
bunden. Das bestehende 
Energie- und Versorgungs-
konzept auf Gebäudeebene 
(des Bauträgers) macht dies 
deutlich. Ein gemeindliches 
Energie- und Versorgungs-
konzept, aus dem sich Ge-
genteiliges ergibt, liegt nicht 
vor.  
 
Durch eine Anordnung der 
Solaranlagen auf den geneig-
ten Dächern wird das Orts- 
und Landschaftsbild nicht ne-
gativ beeinträchtigt. 
Hierfür spricht die Lage am 
Ortsrand von Dölau und eine 
Beurteilung der umgebenden 
Wohnbebauung.  
Solaranlagen, die auf den ge-
neigten Dachflächen errichtet 
werden sollen, werden nach 
heutigem Standard in der Re-
gel dachbündig und in glei-
cher Neigung wie das Dach 
errichtet und stellen heutzu-
tage für den Betrachter einen 
gewohnten Anblick dar.  
Im Umfeld des unbebauten 
und neu zu entwickelnden 
Plangebietes befinden sich 
auch keine denkmalge-
schützten Gebäude, auf die 
Solaranlagen im Einzelfall 
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optisch eine negative Wir-
kung entfalten könnten.  
 
Aufgrund der örtlichen Topo-
grafie und nicht zuletzt we-
gen der zu errichtenden 
Lärmschutzwand in einer 
Höhe von mindestens 3 m 
entlang der Salzmünder 
Straße sind zudem, insbe-
sondere hinsichtlich des Ver-
kehrs, vor Ort keine Beein-
trächtigungen durch Blend-
wirkungen auf der Salzmün-
der Straße zu erwarten. 
 
Den Zielsetzungen der Ge-
meinde wird im vorliegenden 
Fall durch die der künftigen 
Bebauung zu Grunde lie-
gende Gebäudeenergiekon-
zeption entsprochen, eine zu-
sätzliche Belastung der künf-
tigen Bauwilligen hinsichtlich 
der Erzeugung von Strom 
über Photovoltaikanlagen ist, 
dem vom Landesverwal-
tungsamt skizzierten Anfor-
derungsprofil an entspre-
chende Festsetzungen nach, 
als bedenklich einzuschät-
zen. 
 
Daher soll an dieser Festset-
zung nicht weiter festgehal-
ten werden. 
 
Die von der Änderung der 
Planung betroffene Grund-
stückseigentümerin wurde im 
Rahmen von § 4a Abs. 3 S. 4 
BauGB erneut aufgefordert 
eine Stellungnahme abzuge-
ben. Die Eigentümerin hat 
sich mit Schreiben vom 
15.08.2022 mit der erforderli-
chen Änderungen im Bebau-
ungsplan einverstanden er-
klärt. 
 

I-15.8 

 
Der Stadt Halle, wie auch jeder anderen 
Kommune, ist vor Aufstellung eines B-
Plans mit verpflichtender Festsetzung 

Wird berücksichtigt. 
 
Da die Stadt nach intensiver 
Überprüfung der genannten 
Aspekte nicht nachweisen 

X  
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von PV-Anlagen eine ausführliche Vorbe-
reitung des Bauleitplanverfahrens anzu-
raten. Dazu zählen die Aufklärung der 
örtlichen Gegebenheiten, plangebiets- 
und zuständigkeitsbezogene Potential- 
und Machbarkeitsstudien, Entwürfe von 
Energie- und Versorgungskonzepten ein-
schließlich Wirtschaftlichkeitsprüfung und 
möglichst ein Klimakonzept. Die entspre-
chende Reichweite und Tiefe der Unter-
suchungen, Vorarbeiten und Schlussfol-
gerungen werden für eine rechtssichere 
Festsetzung in Bauleitplänen entschei-
dend sein. Derartige Auseinandersetzun-
gen, Gutachten oder Stellungnahmen 
fehlen in vorliegenden Bebauungsplan-
unterlagen. 
 
Es bleibt festzustellen, dass hier ein Ab-
wägungsdefizit vorliegt. Der Bebauungs-
plan dürfte aufgrund des Abwägungsdefi-
zites nicht wirksam in Kraft treten kön-
nen. 
 
 
 
  

kann, dass die örtlichen Ver-
hältnisse und die konkrete Si-
tuation vor Ort die Festset-
zung von Solaranlagen recht-
fertigen würde und da abseh-
bar ist, dass städtebauliche 
Ziel, den Ausbau erneuerba-
rer Energien voranzubringen, 
inhaltlich auf anderem Weg 
erreicht werden wird, soll an 
dieser Festsetzung nicht fest-
gehalten werden. Es liegt 
keine plangebiets- und zu-
ständigkeitsbezogene Poten-
tial- und Machbarkeitsstudie 
vor ebenso kein gemeindli-
ches oder quartiersbezoge-
nes Energie- und Versor-
gungskonzept, worauf die 
Ausrichtung auf ausschließ-
lich solare Energie bzw. die 
Errichtung von Solaranlagen 
vorliegend gestützt werden 
kann. 
 
Die von der Änderung der 
Planung betroffene Grund-
stückseigentümerin wurde im 
Rahmen von § 4a Abs. 3 S. 4 
BauGB erneut aufgefordert 
eine Stellungnahme abzuge-
ben. Die Eigentümerin hat 
sich mit Schreiben vom 
15.08.2022 mit der erforderli-
chen Änderungen im Bebau-
ungsplan einverstanden er-
klärt. 
 

I-15.9 

Zu beachten ist, dass § 9 Abs. 1 Nr. 23b 
BauGB keine Ermächtigungsgrundlage 
für den tatsächlichen Betrieb der PV-
Anlage darstellt. Ein Anschluss- und Be-
nutzungszwang ergibt sich aus den bau-
planungsrechtlichen Bestimmungen 
nicht. Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 1 
Nr. 23b BauGB, die eine Nutzung zu ih-
rem Vollzug zwingend voraussetzen (z. 
B. ertragsbezogene Festsetzungen), sind 
somit unzulässig. 
 
 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
 
Die Festsetzung enthält keine 
entsprechende Regelung zu 
einem Anschluss- und Benut-
zungszwang. Es wird aus-
drücklich darauf hingewiesen, 
dass diese Festsetzung die 
Bauwilligen nicht zur Nutzung 
von Solarenergie zwingen 
kann. 

  

I-15.10 

Ob eine Kommune von den Festset-
zungsmöglichkeiten über die Nutzung er-
neuerbarer Energien 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
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- bspw. verpflichtende Festsetzung von 
PV-Anlagen - Gebrauch macht, obliegt 
ihrer Planungshoheit. Der Bundesgesetz-
geber hat sowohl die Festsetzungsmög-
lichkeiten nach § 9 Abs. 1 Nr. 23b 
BauGB. als auch den städtebaulichen 
Vertrag gemäß § 11 BauGB als Hand-
lungsoption ausgestaltet 

I-15.11 

Für eine rechtssichere Umsetzung einer 
entsprechenden Errichtungsverpflichtung 
im Rahmen der Bauleitplanung sollten o. 
g. Grundsätze zur intensiven Vorberei-
tung des Verfahrens berücksichtigt wer-
den. 

Wird berücksichtigt. 
Es zeichnet sich ab, dass 
das städtebauliche Ziel, den 
Ausbau erneuerbarer Ener-
gien voranzubringen, inhalt-
lich auf anderem Weg er-
reicht werden wird. Unter 
den gegebenen Umständen 
kann keine rechtssichere 
Festsetzung getroffen wer-
den. Die Festsetzung und 
der dazugehörige Teil der 
Begründung wird daher er-
satzlos entfallen. 
Die von der Änderung der 
Planung betroffene Grund-
stückseigentümerin wurde im 
Rahmen von § 4a Abs. 3 S. 
4 BauGB erneut aufgefordert 
eine Stellungnahme abzuge-
ben. Die Eigentümerin hat 
sich mit Schreiben vom 
15.08.2022 mit der erforderli-
chen Änderung im Bebau-
ungsplan einverstanden er-
klärt. 
 

X  

I-16. 

Ministerium für Infrastruktur und Di-
gitales des Landes Sachsen-Anhalt  
Referat 24 
Neustädter Passage 15 
06122 Halle (Saale) 
 
Stellungnahme vom 03.03.2022 

 

  

 

 
Der obersten Landesentwicklungsbe-
hörde gingen am 10.02.2022 im Rah­ 
men der Behördenbeteiligung nach § 4 
Abs. 2 BauGB die Unterlagen der 
o. g. Planung der Stadt Halle (Saale) zu. 
 
Mit der Aufstellung des Bebauungspla-
nes Nr. 200 „Dölau, Wohngebiet Salz-
münder Straße" beabsichtigt die Stadt 
Halle (Saale) die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für die Errichtung eines 
Wohngebietes zu schaffen. 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
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Das Plangebiet weist eine Größe von ca. 
3,3 ha auf und liegt am nordwestlichen 
Stadteingang bzw. -ausgang. Die Fläche, 
die derzeit landwirtschaftliche genutzt 
wird, ist im wirksamen Flächennutzungs-
plan der Stadt Halle (Saale) als Wohn-
baufläche ausgewiesen. 
 
Bereits zu dem Vorentwurf des o.g. 
raumbedeutsamen Bebauungsplanes Nr. 
200 wurde eine landesplanerische Ab-
stimmung in Form einer landesplaneri-
schen Stellungnahme durchgeführt. 
Nach Prüfung des mir nun vorliegenden 
Entwurfes stelle ich fest, dass sich an 
den Zielen und Gründen der Planung ge-
genüber dem bisher beurteilten Vorent-
wurf nichts geändert hat. Von daher be-
hält die am 14.09.2020 abgegebene lan-
desplanerische Stellungnahme ihre Gül-
tigkeit. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 200 „Dölau, 
Wohngebiet Salzmünder Straße" der 
Stadt Halle (Saale) ist mit den Erforder-
nissen der Raumordnung vereinbar. 
 
Mit dieser Stellungnahme wird den vor-
geschriebenen Genehmigungs- und Zu-
lassungsverfahren nicht vorgegriffen und 
es werden weder öffentlich-rechtliche 
noch privatrechtliche Zustimmungen und 
Gestattungen erteilt. Über den weiteren 
Verlauf des Genehmigungsverfahrens 
bitte ich die oberste Landesentwicklungs-
behörde zu informieren. 
 
Hinweis zur Datensicherung 
 
Die oberste Landesentwicklungsbehörde 
führt gemäß § 16 Landesentwicklungsge-
setz Sachsen­ Anhalt das Raumord-
nungskataster (ROK) des Landes Sach-
sen-Anhalt. Die Erfassung aller in Kraft 
gesetzten Bauleitpläne und städtebauli-
chen Satzungen ist u. a. Bestandteil des 
ROK. Ich bitte Sie daher, mich von der 
Genehmigung/Bekanntmachung der o. g. 
Bauleitpläne und städtebaulichen Sat-
zungen durch Übergabe einer Kopie der 
Bekanntmachung und der in Kraft getre-
tenen Planung einschließlich der Planbe-
gründung in Kenntnis zu setzen. 
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I-17. 

Polizeirevier Halle (Saale) Verkehrs-
organisation 
An der Fliederwegkaserne 17 
06130 Halle (Saale) 
 
Stellungnahme vom 11.02.2022 

 

  

I-17.1 

Nach Durchsicht der zurzeit vorliegenden 
Unterlagen und Erkenntnissen zu einer 
möglichen Kampfmittelbelastung im 
Raum Halle kann davon ausgegangen 
werden, dass nach derzeitigem Kenntnis-
stand die eingereichte Fläche nicht als 
Bombenabwurfgebiet registriert ist.  
 
Die hier vorliegenden Erkenntnisse un-
terliegen einer ständigen Aktualisierung 
und können dadurch bei der Beurteilung 
von Flächen bei künftigen Anfragen ggf. 
von der bislang getroffenen Einschät-
zung abweichen. Daher bestehen zurzeit 
vorbehaltlich der o.a. Ausführung keine 
Bedenken gegen die Durchführung der 
eingereichten Maßnahme. 
 
 

Ist bereits berücksichtigt. 
 
In Kapitel 5.5.7 Boden, Bau-
grund und Altlasten wird da-
rauf hingewiesen, dass die 
vorliegende Planung nach 
derzeitigem Kenntnisstand 
von der Polizeiinspektion 
Halle (Saale) nicht als Bom-
benabwurfgebiet registriert 
ist. 

✔  

I-17.2 

Es ist aber dennoch zu beachten, dass 
Kampfmittelfunde jeglicher Art niemals 
ganz ausgeschlossen werden können. 
Sollten im Zuge von Maßnahmen Gegen-
stände festgestellt werden, die für eine 
Annahme eines Kampfmittels sprechen, 
so sind Sie gemäß § 2 Abs. 2 KampfM-
GAVO verpflichtet, dies unverzüglich der 
Polizeiinspektion Halle (Saale); 06110 
Halle, Merseburger Str. 06 (Telefonnum-
mer: 0345/224-1342 bzw. 0345/224-
1292) oder dem Kampfmittelbeseiti-
gungsdienst des Landes Sachsen-Anhalt 
(0391/5075-538) anzuzeigen. 
 
 

Ist nicht Gegenstand die-
ses Bauleitplanverfahrens. 
 
Der Hinweis betrifft die Um-
setzung der Planung. 

H 

I-17.3 

Bezüglich des Entwurfes zum Bebau-
ungsplanes Nr. 200 in der vorliegenden 
Fassung bestehen aus Sicht des Polizei-
reviers Halle (Saale) keine Bedenken. 
 
Inhaltlich sind derzeit keine weiteren Er-
gänzungen zu machen. 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

I-18. 

Regionale Planungsgemeinschaft 
Halle, Geschäftsstelle 
Willy-Brandt-Straße 87 
06110 Halle (Saale) 
 
Stellungnahme vom 07.03.2022 
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mit Schreiben vom 09.02.2021 überga-
ben Sie der Regionalen Planungsge-
meinschaft Halle (RPG Halle) erneut die 
Unterlagen zu o.g. Verfahren mit der 
Bitte um Abgabe einer Stellungnahme. 
Im Zuge des Verfahrens gab die RPG 
Halle bereits mit Schreiben vom 
29.10.2020 eine Stellungnahme ab. 
Diese wird wie folgt aktualisiert und er-
gänzt: 
 
Am 05.05.2021 hat die Regionalver-
sammlung der RPG Halle die Abwägung 
zum "Entwurf Teiländerung des 2. Ent-
wurfs der Planänderung zum REP Halle 
(Stand: 30.11.2017) vom 10.11.2020" so-
wie insgesamt zur Planänderung des 
REP Halle 2010 durchgeführt. Danach 
hat sie die Planänderung des REP Halle 
2010 sowie die Einreichung zur Geneh-
migung bei der obersten Landesentwick-
lungsbehörde beschlossen (vgl. Be-
schluss-Nr. V/16-2021). 
Darüber hinaus wird an den inhaltlichen 
Aussagen der o.g. Stellungnahmen fest-
gehalten. 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

I-18a. 

Stellungnahme zum Vorentwurf vom 
08.10.2020 
 
Rechtsgrundlagen 
Entsprechend § 2 Abs. 4 i. V. mit § 21 
Landesentwicklungsgesetz des Landes 
Sachsen­ Anhalt (LEntwG LSA) vom 23. 
April 2015 (GVBI.LSA 2015 S. 170) 
nimmt die Regionale Planungsgemein-
schaft (RPG) Halle für ihre Mitglieder 
(Burgenlandkreis, Saalekreis, Stadt Halle 
sowie Landkreis Mansfeld-Südharz mit 
Lutherstadt Eisleben, Stadt Arnstein, 
Gerbstedt, Hettstedt und Mansfeld, Ge-
meinde Seegebiet Mansfelder Land und 
Verbandsgemeinde Mansfelder Grund-
Helbra) die Aufgabe der Regionalpla-
nung wahr. 
Gemäß Nr. 4.1. RdErl. Ministerium für 
Landesentwicklung und Verkehr vom 
13.01.2016-44- 20002-01 vom 
29.02.2016 gibt die RPG Halle als Träger 
öffentlicher Belange eine Stellungnahme 
ab. Die Erfordernisse der Raumordnung 
auf der Ebene der Regionalplanung er-
geben sich für die Planungsregion Halle 
aus dem Regionalen Entwicklungsplan 
(REP) Halle - beschlossen von der Regi-
onalversammlung (RV) am 27.05.2010 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
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und 26.10.2010, genehmigt durch die 
oberste Landesplanungsbehörde mit Be-
scheiden vom 20.07.2010, 04.10.2010 
und 18.11.2010, öffentlich bekannt ge-
macht am 21.12.2010 und den damit in 
Zusammenhang stehenden Auf- 
stellungs-, Änderungs- und Ergänzungs-
verfahren. 
 
Mit Beschluss-Nr. III/ 07-2012 der RV der 
RPG Halle am 27.03.2012 wurde die An-
passung des REP Halle an die Verord-
nung über den Landesentwicklungsplan 
2010 des Landes Sachsen-Anhalt (LEP 
LSA 2010) vom 11.03.2011 (veröffent-
licht im GVBI. LSA Nr. 6/2011) mittels 
Planänderung beschlossen. Das Planän-
derungsverfahren wurde mit der Be-
kanntgabe der allgemeinen Planungsab-
sicht in den Amtsblättern der Zweckver-
bandsmitglieder, für den Burgenlandkreis 
in den Ausgaben der Mitteldeutschen 
Zeitung und im Amtsblatt des Landesver-
waltungsamtes Nr. 5/2012 am 
15.05.2012 gemäß § 7 Abs. 1 LPIG LSA 
eingeleitet. Die RV hat in der Sitzung am 
10.12.2019 mit Beschluss V/51-2019 die 
im Zuge der öffentlichen Beteiligung zum 
2. Entwurf der Planänderung des REP 
Halle mit Umweltbericht (Stand 
30.11.2017) eingegangenen Anregungen 
und Bedenken abschließend abgewo-
gen. Im Ergebnis der Abwägung werden 
aufgrund wesentlicher Änderungen fol-
gende raumordnerischen Erfordernisse 
durch die Geschäftsstelle fachlich erneut 
bearbeitet und eine Teiloffenlage bzw. öf-
fentliche Beteiligung vorbereitet: 
- 5.3.6. Vorranggebiete für Roh-
stoffgewinnung (einschließlich kartografi-
scher Darstellung in Zeichnung 1 sowie 
Begründung) 
- 5.8.2. VRG Wind Profen (ein-
schließlich kartografischer Darstellung in 
Zeichnung 1 sowie Begründung) 
- Karte 4 Untertägige Rohstoffge-
winnung sowie 
- Karte 5 überregionale und regio-
nale Entwicklungsachsen. 
Gemäß Beschluss-Nr. 111/04-2014 der 
RV der RPG Halle erfolgt die Fortschrei-
bung der Ziele und Grundsätze der 
Raumordnung des REP Halle entspre-
chend Kapitel 2 - Ziele und Grundsätze 
zur Entwicklung der Siedlungsstruktur 
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des LEP LSA 2010 im Sachlichen Teil-
plan 
,,Zentrale Orte, Sicherung und Entwick-
lung der Daseinsvorsorge sowie großflä-
chiger Einzelhandel" für die Planungsre-
gion Halle. Die RV der RPG Halle hat am 
25.06.2019 mit Beschluss IV/16-2019 
den Sachlichen Teilplan beschlossen. 
Der Sachliche Teilplan wurde am 
12.12.2019 durch die oberste Landesent-
wicklungsbehörde genehmigt und am 
28.03.2020, nach der Bekanntmachung 
in den Amtsblättern der Zweckverbands-
mitglieder sowie in den Ausgaben der 
Mitteldeutschen Zeitung für den Burgen-
landkreis, rechtswirksam. 
 
Mit dem o. g. Entwurf zur Planänderung 
des REP Halle liegen in Aufstellung be-
findliche Ziele der Raumordnung als 
sonstige Erfordernisse der Raumordnung 
gemäß § 3 Absatz 1 Nr. 4 ROG (Raum-
ordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 
(BGBI. 1 S. 2986), das zuletzt durch 
Artikel 2 Absatz 15 des Gesetzes vom 
20. Juli 2017 (BGBI. 1 S. 2808) geändert 
worden ist, vor. 
Gemäß § 1 Absatz 4 BauGB in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 23. Sep-
tember 2004 (BGBI. 1 S. 2414), das zu-
letzt durch Artikel 2 Absatz 3 des Geset-
zes vom 20. Juli 2017 (BGBI. 1 S. 2808) 
geändert worden ist, sind Bauleitpläne 
den Zielen der Raumordnung anzupas-
sen. Grundsätze und sonstige Erforder-
nisse der Raumordnung sind nach § 1 
Absatz 7 BauGB zu berücksichtigen. 
 
 
II Ausführungen zu o.g. Vorhaben 
 
Ziel der vorliegenden Planungen ist eine 
behutsame Wohnbauflächenentwicklung, 
um dem Bedarf nach neuem Wohnbau-
land im Einfamilienhaussegment zu ent-
sprechen und der Abwanderung ins Hal-
lesche Umland entgegenzuwirken. Das 
Plangebiet befindet sich im Stadtteil 
Dölau und knüpft westlich der vorhande-
nen Ortsbebauung unmittelbar an die be-
stehende Siedlungskante an. Es hat eine 
Größe von 3,25 ha und ist im Flächen-
nutzungsplan der Stadt Halle (Saale) als 
Wohnbaufläche dargestellt. 
Auf die regionalplanerischen Festlegun-
gen wird voll umfänglich eingegangen. 
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Die darin enthaltene Abwägung der ein-
zelnen Festlegungen mit den o.g. Nut-
zungs- und Entwicklungsabsichten 
kommt zu dem Ergebnis, dass die Pla-
nung nicht im Widerspruch zu den über-
geordneten regionalplanerischen Vorga-
ben steht. 
 
Vor diesem Hintergrund werden aus regi-
onalplanerischer Sicht gegen den Be-
bauungsplan Nr. 200 „Dölau, Wohnge-
biet Salzmünder Straße" der Stadt Halle 
keine Bedenken erhoben. Erheblich ne-
gative Einflüsse auf die Verwirklichung 
der mit dem REP Halle verfolgten plane-
rischen Ziele sind nicht zu erkennen.  
 
III Sonstige Hinweise 
  
Die Feststellung der Raumbedeutsamkeit 
der Planungen und Maßnahmen sowie 
auch die landesplanerische Abstimmung 
erfolgt durch die oberste Landesentwick-
lungsbehörde (RdErl. MLV vom 
13.01.2016-44-20002-01 vom 
29.02.2016 in Verbindung mit§ 13 
LEntwG vom 23.04.2015 (GVBI. LSA 
2015 S. 170). Gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 6 
ROG gilt jedoch unabhängig von der 
Feststellung der Raumbedeutsamkeit 
das Anpassungsgebot des § 1 Abs. 4 
BauGB für alle Bauleitpläne an die Ziele 
der Raumordnung (Urteil des BVerwG 
vom 30.01.2003-4 CN14 01). 
 
Der Regionale Entwicklungsplan Halle, 
der Sachlichen Teilplan sowie der Ent-
wurf zur Änderung des REP Halle sind 
unter der Homepage der RPG Halle 
<<http://www.planungsregion­ 
halle.de/>> eingestellt. Darüber hinaus 
wird auch auf die Möglichkeit der Nut-
zung des Regionalen Informationssys-
tems, ebenfalls unter vorgenannter Inter-
netadresse abrufbar, hingewiesen. 
 

I-19. 

FB Sicherheit Untere Verkehrsbe-
hörde 
Am Stadion 5 
06122 Halle (Saale) 
 
Stellungnahme vom 30.03.2022 

 

  

I-19.1 

nach Prüfung der vorgelegten Unterla-
gen - B-Plan Nr. 200 "Dölau, Wohngebiet 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
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Salzmünder Straße" | Fristablauf zur Ab-
gabe einer Stellungnahme - gibt es vom 
FB Sicherheit (37.3. Abteilung Stadtord-
nung, 37.3.6, Team Verkehrsorganisa-
tion) folgende Hinweise: 
 
 

I-19.2 

1. Schleppkurven für städtische 
Müllentsorgungsfahrzeuge sowie Ein-
satzfahrzeuge Feuerwehr sind zu beach-
ten.  
 

Ist bereits berücksichtigt. 
 
Unter Kapitel 7.5.5 Abfallent-
sorgung wird darauf hinge-
wiesen, dass bei den geplan-
ten Kurvenradien der Er-
schließungsstraßen die 
Schleppkurven eines 3-achsi-
gen Müllfahrzeugs als Be-
messungsfahrzeug zu 
Grunde gelegt wurden. Die 
Anforderungen hinsichtlich 
Kurvenradien sind damit 
auch für Feuerwehreinsatz-
fahrzeuge erfüllt.  
 

✔  

I-19.3 

Für die Einsatzfahrzeuge sind die erfor-
derlichen Zufahrten und Stellflächen ent-
sprechend den Bestimmungen des § 5 
BauO LSA mit der „Richtlinie über Flä-
chen für die Feuerwehr" innerhalb des 
Plangebietes sicherzustellen.  

Wird berücksichtigt. 
 
Die festgesetzte private Ver-
kehrsfläche wird an drei Stel-
len, jeweils auf einer Länge 
von 12 m, von 6 m auf 7 m 
Breite aufgeweitet.  
 
Mittels geringfügiger Anpas-
sung der zeichnerischen 
Festsetzung wird, der bereits 
in Kapitel 6.3.4 „Ruhender 
Verkehr“ formulierte planeri-
sche Gedanke, dass für die 
Einsatzfahrzeuge der Feuer-
wehr einzuhaltenden Bestim-
mungen des § 5 BauO LSA 
i.V.m. der „Richtlinie über 
Flächen für die Feuerwehr“ 
innerhalb des Plangebietes 
sichergestellt werden, in der 
Planzeichnung präzisiert. 
Der Entwurf wird dadurch 
nicht in einer die Grundzüge 
der Planung berührenden 
Weise geändert. Die in ihrem 
Aufgabenbereich berührten 
Träger öffentlicher Belange 
wurden zu diesem Umstand 
gehört.   
Die Anpassung erfolgt mit 
Willen und auf Wunsch des 

X  
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Eigentümers der das Plange-
biet umfassenden Fläche, so-
dass eine Wiederholung der 
öffentlichen Auslegung nach 
§ 4a Abs. 3 BauGB nicht er-
forderlich ist.  
 

I-19.4 

Die erforderlichen Wenderadien sind da-
bei zu berücksichtigen. 

Ist bereits berücksichtigt. 
 
Unter Kapitel  7.5.5 Ab-
fallentsorgung wird darauf 
hingewiesen, dass bei den 
geplanten Kurvenradien der 
Erschließungsstraßen die 
Schleppkurven eines 3-achsi-
gen Müllfahrzeugs als Be-
messungsfahrzeug zu 
Grunde gelegt wurden. 

✔  

I-19.5 

2. Die Mischverkehrsfläche muss bereits 
durch ihre besondere bauliche Gestal-
tung den Eindruck vermitteln, dass die 
Straße nur von sehr geringem Verkehr 
frequentiert wird und über eine überwie-
gende Aufenthaltsfunktion verfügt und 
der Fahrzeugverkehr daher eine unterge-
ordnete Bedeutung hat.  

Ist bereits berücksichtigt. 
 
Es ist eine Private Verkehrs-
fläche festgesetzt, die mehr-
heitlich, d.h. im Erschlie-
ßungsring, in der Umsetzung 
eine Fahrbahnbreite von 5,50 
m ermöglicht. Durchgangs-
verkehr wird es hingegen 
nicht geben. 
 

✔  

I-19.6 

Es wird daher in der Regel ein niveau-
gleicher Ausbau für die ganze Straßen-
breite [empfohlen]. 
 
 

Ist nicht Gegenstand die-
ses Bauleitplanverfahrens. 
 
Der Hinweis betrifft die Um-
setzung der Planung. 

H 

I-19.7 

3. Zur inneren Erschließung des Wohn-
gebietes durch eine ringförmige Straße 
als Verkehrsfläche sollte mit der Zweck-
bestimmung verkehrsberuhigter Bereich 
festgesetzt, in denen Fußgänger, Rad-
fahrer und Fahrzeugverkehr gemeinsam 
geführt werden.  
 
 

Wird nicht berücksichtigt 
aus den dargelegten Grün-
den. 
 
Es obliegt der dafür zuständi-
gen Straßenverkehrsbehörde 
einen „verkehrsberuhigten 
Bereich“ anzuordnen. Die 
Festsetzung der besonderen 
Zweckbestimmung „Ver-
kehrsberuhigter Bereich“ en-
faltet aber keine rechtliche 
Bindung. Im vorliegenden 
Fall wird von einer solchen 
Festsetzung nicht Gebrauch 
gemacht.  
 

 X 

I-19.8 

Entlang der westlichen Seite der Salz-
münder Straße ab der geplanten Aus-
fahrt des neuen Wohngebietes gibt es in 
Richtung Süden (stadteinwärts) einen 

Ist nicht Gegenstand die-
ses Bauleitplanverfahrens. 
Der vorgebrachte Sachver-
halt ist nicht Gegenstand des 

H 



Bebauungsplan Nr. 200 „Dölau, Wohngebiet Salzmünder Straße“ 

Abwägungsbeschluss  16.Dezember 2022 

 

45 

ausreichend breiten Gehweg, allerdings 
keinen Radweg. Hier müsste der Radver-
kehr beim Verlassen des Plangebietes 
auf die stark befahrene Fahrbahn aus-
weichen. Entlang der östlichen Seite der 
Salzmünder Straße ab der geplanten 
Ausfahrt des neuen Wohngebietes gibt 
es in Richtung Norden (stadtauswärts) 
einen ausreichend breiten Gehweg, aller-
dings ebenfalls keinen Radweg. Hier 
müsste der Radverkehr um das Plange-
biet zur erreichen auch auf die stark be-
fahrene Fahrbahn ausweichen. Mit dem 
zu erwarteten Zuzug von wahrscheinlich 
überwiegend jüngeren Familien mit ca. 
110 neuen Kindern im Plangebiet ist 
diese Situation mit Sicht auf den Radver-
kehr wie in unserer Stellungnahme vom 
02.06.2021 nicht optimal. 

Bauleitplanverfahrens, son-
dern bezieht sich auf einen 
Sachverhalt außerhalb des 
räumlichen Geltungsberei-
ches. 
 
Das Defizit eines Radweges  
an der vorhandenen Salz-
münder Straße stellt einen 
vom Bebauungsplan unab-
hängigen und nicht von ihm 
verursachten Sachverhalt 
dar. 

I-19.9 

4. Entgegen der Aussage im Punkt 
5.3.2 Fuß- und Radwege ist wie in unse-
rer Stellungnahme vom 02.06.2021 be-
reits festgestellt wurde, stadteinwärts ab 
der Straße „Am Sonnenhang" ein ge-
trennter Geh- und Radweg in Richtung 
Ortskern von Dölau momentan nicht vor-
handen. Hier handelt es sich um eine 
reine Gehweganlage.  
 
 

Wird berücksichtigt. 
In der Begründung wird re-
daktionell geändert und klar-
gestellt, dass stadteinwärts 
ab der Straße „Am Sonnen-
hang" kein getrennter Geh- 
und Radweg in Richtung 
Ortskern von Dölau vorhan-
den ist. Die Grundzüge der 
Planung sind durch die Än-
derung nicht berührt, eine er-
neute Offenlage nach § 4a 
Absatz 3 BauGB ist nicht er-
forderlich. 

X  

I-19.10 

Eine Erweiterung auf Gehweg für Rad-
fahrer frei befindet sich noch in verkehrs-
organisatorischer Prüfung. 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

I-19.11 

Allgemeiner Hinweis: 
Allgemein ist zu sagen, dass die Umset-
zung der RASt 06 „Richtlinien für die An-
lage von Stadtstraßen" und ERA 2010 
,,Empfehlung für Radverkehrsanlagen" 
Anwendung finden sollten. 

Ist bereits berücksichtigt. 
Bei der Planung werden die 
entsprechenden Inhalte der 
Regelwerke zu Grunde ge-
legt. 

✔  

I-20. 

FB Sicherheit Abteilung Brand-, Kata-
strophenschutz/Rettungsdienst 
An der Feuerwache 5 
06124 Halle (Saale) 
 
Stellungnahme vom 24.02.2022 

 

  

 

1. Laut Punkt 6.3.4 und 7.3.4 sind für die 
Einsatzfahrzeuge die erforderlichen Zu-
fahrten und Stellflächen entsprechend 
den Bestimmungen des § 5 BauO LSA 
mit der „Richtlinie über Flächen für die 

Wird berücksichtigt. 
Siehe oben unter Punkt 19.3. 

X  
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Feuerwehr" innerhalb des Plangebietes 
sicherzustellen. 
Dies entspricht nicht der Darstellung in 
der Planzeichnung (Teil A). 
Deshalb fordern wir, dass die Aufstell- 
und Bewegungsflächen mindestens 7 x 
12 m groß sein müssen. Zu beachten ist, 
dass Zufahrten keine Stellflächen sind. 

I-21. 

FB Städtebau und Bauordnung  
Untere Landesentwicklungsbehörde 
 
Stellungnahme vom 15.03.2022 

 

  

 

Zur Planung bestehen seitens der Unte-
ren Landesentwicklungsbehörde keine 
Einwände. 
 
 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

 

Gemäß § 13 Abs. 1 S. 2 LEntwG sind 
Sie verpflichtet, der obersten Landesent-
wicklungsbehörde Ihre raumbedeutsa-
men Planungen und Maßnahmen mög-
lichst frühzeitig mitzuteilen und die erfor-
derlichen Auskünfte zu geben. Die Fest-
stellung der Vereinbarkeit der o.g. Pla­ 
nung/Maßnahme mit den Zielen der 
Raumordnung erfolgt dann durch die ge-
mäß § 2 Abs. 2 Nr. 10 LEntwG zustän-
dige Oberste Landesentwicklungsbe-
hörde (Ministerium für Infrastruktur und 
Digitales des Landes Sachsen-Anhalt). 

Ist bereits berücksichtigt. 

✔  

I-22. 

FB Städtebau und Bauordnung  
Untere Bauaufsichtsbehörde 
 
Stellungnahme vom 23.03.2022 

 

  

 

die Abteilung Baugenehmigung hat hier 
keine Hinweise. 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

I-23.  

FB Städtebau und Bauordnung  
Untere Denkmalschutzbehörde 
 
Stellungnahme vom 17.02.2022 

 

  

 

gegen das o. g. Vorhaben bestehen sei-
tens der Abteilung Denkmalschutz keine 
grundsätzlichen Einwände. 
 
 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

 

Es wird lediglich um kleine redaktionelle 
Änderungen in der Begründung des Ent-
wurfs gebeten: 
 
S. 23, vierter Absatz: Die parallel zum 
lmkerweg verlaufende Gleisanlage ein-
schließlich Bahndamm und Einschnitten 
ist als Teil des Baudenkmals gemäß § 2 

Wird berücksichtigt. 
 
 
 
Die redaktionellen Änderun-
gen werden, wie vorgeschla-
gen in die Begründung unter 
Punkt „Vorhandene Nutzung 

X  
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Abs. 2 Nr. 1 DenkmSchG LSA „Halle- 
Hettstedter Eisenbahn in das Denkmal-
verzeichnis des Landes Sachsen einge-
tragen. 
 
S. 74, letzter Absatz „Belange der Bau-
kultur": Statt „Bei der Bauausführung und 
Erdarbeiten sind (ist!) auf Bodendenk-
male zu achten." besser: Die bauausfüh-
renden Betriebe sind auf die gesetzliche 
Meldepflicht entsprechend § 9 Abs. 3 
DenkmSchG LSA im Falle unerwartet 
freigelegter archäologischer Funde und 
Befunde hinzuweisen." 
 
S. 75, erster Absatz: Die parallel zum 
lmkerweg verlaufende Gleisanlage ein-
schließlich Bahndamm und Einschnitten 
ist als Teil des Baudenkmals gemäß § 2 
Abs. 2 Nr. 1 DenkmSchG LSA „Halle- 
Hettstedter Eisenbahn in das Denkmal-
verzeichnis des Landes Sachsen einge-
tragen. 
 

und Bebauung, soziale Infra-
struktur“ und unter dem 
Punkt „Belange der Baukul-
tur“ aufgenommen. 

I-24. 

FB Umwelt 
Untere Naturschutzbehörde, Untere 
Wasserbehörde, Untere Immissions-
schutzbehörde, Untere Bodenschutz-
behörde, Untere Abfallbehörde, Abt. 
Grünflächenpflege 
 
Stellungnahme vom 11.03.2022 

 

  

I-24.1 

Untere Naturschutzbehörde 
Die textliche Festsetzung 9.5 (TF 9.5) 
beinhaltet die Pflanzung eines standort-
heimischer Laub- oder Obstbaum je Bau-
grundstück. Als Pflanzqualität wird für 
den Obstbaum ein Halbstamm mit 
Stammumfang von mind. 6 cm angege-
ben. Aus Sicht der UNB kann ein Obst­ 
baum als Halbstamm keine adäquate Al-
ternative für die Pflanzung eines Laub-
baumes als Hochstamm darstellen. 

Wird nicht berücksichtigt. 
 
Es wird ein Festsetzungsrah-
men festgesetzt, der den 
Bauwilligen eine Auswahl-
möglichkeit einräumt und zur 
Pflanzung eines Baumes auf-
fordert, die Pflanzqualität 
spielt dabei eine untergeord-
nete Rolle. Im Hinblick auf 
das Wohl der Insekten wird 
auch das Anpflanzen von 
Obstbäumen ausdrücklich 
befürwortet und daher in der 
Festsetzung aufgeführt. In 
der Bilanzierung finden diese 
Baumpflanzungen als solche 
keinen Eingang.  

 X 

I-24.2 

Gemäß der textlichen Festsetzung 9.7 
(TF 9.7) sollen Dachflächen von Garagen 
und überdachten Stellplätzen begrünt 
werden. Stellplätze werden i. d. R. durch 
Carports überdacht, die zumeist aus Holz 

Wird nicht berücksichtigt. 
 
Die Begrünung wird mittels 
Festsetzung verpflichtend 

 X 
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gebaut sind. Der UNB ist nicht klar, wie 
hier von einer Dachbegrünung ausge-
gangen werden kann. 
 

vorgeschrieben. Die begrü-
nungsbedingte Auflast ist bei 
der Ausführung der Planung 
zu berücksichtigen. Es wer-
den viele unterschiedliche 
Ausführungsmöglichkeiten 
von den Herstellern angebo-
ten, u.a. auch in Verbindung 
mit Holz-Konstruktionen.   

I-24.3 

Gemäß der textlichen Festsetzung 9.6 
(TF 9.6) sollen Wohnhäusern mit Aus-
nahme von Belichtungsflächen, Glasdä-
chern, Terrassen und technischen Auf-
bauten - soweit brandschutz­technische 
Bestimmungen nicht entgegenstehen - 
bis zu einer Dachneigung von 15 Grad 
begrünt werden. Erfahrungsgemäß wer-
den zumeist Häuser errichtet, deren 
Dachneigung mehr als 15 Grad aufwei-
sen.  

Wird nicht berücksichtigt. 
Dachbegrünungen sind vor 
allem aus statischen bzw. 
baulichen Gründen bei Flach-
dächern sinnvoll, effektiv und 
eher wirtschaftlich, als bei 
Schrägdächern. 
Einer verpflichtenden Fest-
setzung der Dachbegrünung 
der Wohnhäuser steht die 
vorzufindende (vergleichs-
weise vorteilhafte) stadtklima-
tische Situation, die durch die 
vorgesehene lockere Bebau-
ung auch nicht wesentlich be-
einflusst wird, entgegen und 
kann aus Gründen der Ver-
hältnismäßigkeit nicht grund-
sätzlich gefordert werden.  
Gleichzeitig würde dies die 
Nutzung der Dachflächen für 
Solaranlagen erschweren. 
Für die Nutzung von Solaran-
lagen bieten insbesondere 
Schrägdächer mit einem Win-
kel von 30 Grad optimale Be-
dingungen, um eine Photo-
voltaikanlage zu betreiben. 
Wenngleich Solaranlagen 
auch auf Flachdächern auf-
geständert werden können 
bleibt festzustellen, dass da-
mit höhere Montagekosten 
einhergehen würden, die eine 
derartige Ausführung un-
wahrscheinlicher werden las-
sen.  
 
Die Dachform vorzugeben 
und alle künftigen Bauwilligen 
zur Errichtung eines Gründa-
ches zu verpflichten, würde 
die Umsetzung der städte-
baulichen Zielsetzung des 
Klimaschutzes auf eine sinn-

 X 
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volle, aber vorliegend kleinkli-
matisch sich nicht aufdrän-
gende Möglichkeit beschrän-
ken und gleichzeitig die Bau-
willigen ungerechtfertigt in ih-
rer Baufreiheit beschränken.     
  

I-24.4 

Die ausgleichende (Klein-) Klimawirkung 
wird aus Sicht der UNB daher als zu ver-
nachlässigen eingeschätzt. 

Ist bereits berücksichtigt. 
Die Dachbegrünung der 
Wohnhäuser ist nicht mit in 
die Bilanzierung aufgenom-
men worden. Da nicht ermit-
telbar ist, inwieweit die Be-
einträchtigung der Leistungs- 
und Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushalts durch die 
Dachbegrünung ausgegli-
chen werden kann. 
 
Dennoch sind die positiven 
klimatischen Effekte in der 
Begründung hervorgehoben 
worden, um die Bauwilligen 
darin zu bestärken Maßnah-
men zu ergreifen, die dem 
Klimaschutz dienen. 
 
Lediglich um die aus den ver-
pflichtenden Festsetzungen 
zur Dachbegrünung der Ga-
ragen und Carports (TF 9.7) 
sowie zu Baumpflanzungen 
auf den Grundstücken inner-
halb der WA-Teilgebiete 2.1 
und 2.2 resultierenden ökolo-
gischen Effekte angemessen 
in der Bilanzierung zu be-
rücksichtigen, wird die Fläche 
außerhalb der zulässigen 
Grundfläche nicht als Garten 
(AKB) mit 6 Punkten, son-
dern mit 7 Punkten bewertet. 
Das entspricht einem Scher-
rasen. 

✔  

I-24.5 

Vor diesem Hintergrund kann der Argu-
mentation im Punkt 7.4.2 der Begrün-
dung des B-Planes Nr. 200 (S. 47, 48), 
dass mit der Umsetzung des B-Planes 
verbundene Eingriffe in Natur und Land-
schaft unter Berücksichtigung der o. g. 
Festsetzungen ausgeglichen werden, 
nicht gefolgt werden. Der UNB ist darzu-
legen, wie sich diese Festsetzungen in 
der Bilanz widerspiegeln. 
 

Wird nicht berücksichtigt. 
Die Festsetzungen überlas-
sen den Bauwilligen eine an-
gemessene Wahlmöglichkeit, 
tragen bei ihrer Umsetzung 
zum Ausgleich bei, gehen 
aufgrund der Tatsache, dass 
die Umsetzung nicht ver-
pflichtend und damit nicht 

 X 
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quantifizierbar ist, nicht ent-
sprechend in die Bilanzierung 
ein. 

I-24.6 

Es ist ebenfalls in der Bilanz die Flächen-
art (GSB) Fläche außerhalb zulässiger 
Grundfläche TG 1 und TG 2 zu erläutern. 

Ist bereits berücksichtigt.  
unter Punkt „Eingriffs-/Aus-
gleichsbilanz nach dem Bio-
topwertmodell Sachsen-An-
halt“ wird erläutert: „Es wird 
für die zu gestaltenden Haus-
gärten und unter Berücksich-
tigung der weiteren getroffe-
nen Festsetzungen (Baum-
pflanzung je Grundstück, Be-
grünung von Garagen und 
überdachten Stellplätzen) ein 
Biotopwert von 7, der einem 
Scherrasen entspricht, ange-
rechnet. Das ist insofern an-
gemessen, da diese Festset-
zungen nicht bilanzierbar 
sind, da der Bebauungsplan 
als Angebots-Bebauungsplan 
aufgestellt wird und somit 
eine anrechenbare Fläche 
nicht ermittelt werden kann. 
Jedoch wird mit diesen Maß-
nahmen ein hoher ökologi-
scher Mehrwert im Hinblick 
auf den Klima-, Wasser- und 
Artenschutz verbunden, so-
dass diese Herangehens-
weise angemessen und 
sachgerecht ist.“  

✔  

I-24.6 

Untere Wasserbehörde 
Nach Auffassung der UWB ist die auf der 
privaten Grünfläche A3 geplante Regen-
wasser­ Speicherung + Versickerung als 
solche auch in der Planzeichnung darzu-
stellen und zu sichern. 

Ist bereits berücksichtigt.  
 
Die Anlage soll sich der 
Grünfläche unterordnen, des-
halb wird die Fläche nicht als 
Versorgungsfläche festge-
setzt. 
 

✔  

I-24.7 

Untere Immissionsschutzbehörde 
Seite 30: redaktionelle Änderung von 
"BimSchG" in "BlmSchG" 
 
 
 

Wird berücksichtigt. 
Die Kurzbezeichnung des 
Gesetzes wird korrigiert. 
Diese redaktionelle Änderung 
hat keinen Einfluss auf die 
Planinhalte und deren Be-
gründung. Eine erneute Of-
fenlage nach § 4a Abs.3 
BauGB ist dahingehend nicht 
erforderlich. 
 

X  
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I-24.8 

Seite 38: Hinsichtlich der TF 2.2 ist nicht 
ersichtlich, warum sich diese nur auf die 
Fläche A 2 bezieht. Die Fläche A 3 ist 
ebenfalls relevant. 
 

Wird berücksichtigt. 
In der TF 2.2 wird auch auf 
die Fläche A3 Bezug genom-
men. Es handelt sich hierbei 
um eine Präzisierung der 
textlichen Festsetzung, die 
laut Begründung bereits vom 
planerischen Willen umfasst 
war. Eine erneute Offenlage 
ist daher nicht erforderlich. 

X  

I-24.9 

Seite 61: Die Lage des lmmissionsort-I-
04 ist nicht korrekt dargestellt. Gemäß 
Nr. A.1.3 lit. b) der Technischen Anlei-
tung zum Schutz vor Lärm (TA Lärm) be-
findet sich der maßgebliche Immissions-
ort an dem am stärksten betroffenen 
Rand der Fläche, wo nach dem Bau- und 
Planungsrecht Gebäude mit schutzbe-
dürftigen Räumen erstellt werden dürfen.  
Im konkreten Fall stellt dies die Bau-
grenze dar. 
 
 

Wird nicht berücksichtigt, 
aus den dargelegten Grün-
den. 
Da dem Schallgutachten vom 
30.07.2021 auf S. 30 ent-
nommen werden kann, dass 
die entsprechenden Immissi-
onsrichtwerte an dem IO-I-04 
mehr als 6 dB unterschritten 
werden, kann geschlussfol-
gert werden, dass damit auch 
keine Gefahr einer Verlär-
mung an der Baugrenze zu 
besorgen ist. 

 X 

I-24.10 

Seite 63: Es ist nicht ersichtlich, warum 
lediglich die lsophonenkarte des Tagzeit-
raums abgebildet wurde. Im Übrigen 
handelt es sich hierbei um die lsopho-
nenkarte des gesamten Verkehrs 
(Schiene und Straße) vgl. Bild A-03a des 
Gutachtens Nr. 5447 Version 4.0 vom 
30.07.2021 der Firma goritzka akustik. 
 
 

Wird berücksichtigt. 
In der Begründung wird er-
gänzt, dass die Darstellung 
der Imissionsorte beispielhaft 
anhand der Isophonenkarte 
des Tageszeitraumes abgele-
sen werden kann. Die Be-
zeichnung der Abb. 7.5 wird 
entsprechend abgeändert, 
sodass deutlich wird, dass es 
sich um die Isophonenkarte 
des gesamten Verkehrs 
(Schiene und Straße) han-
delt.  Diese redaktionelle Än-
derung hat keinen Einfluss 
auf die Planinhalte und deren 
Begründung. Eine erneute 
Offenlage nach § 4a Abs.3 
BauGB ist dahingehend nicht 
erforderlich. 

X  

I-24.11 

Seite 68: redaktionelle Änderung "Immis-
sionsrichtwerte der TA Lärm" statt "Ori-
entierungswerte der TA Lärm" 
 
 

Wird berücksichtigt. 
Im Abschnitt der Begründung 
„Einwirkungen auf das das 
Plangebiet durch Gewerbe-
lärm“ des Kapitels 7.7.1 (neu 
7.6.1) wird die Feststellung 
getroffen werden, dass im Er-
gebnis die Immissionsricht-
werte der TA Lärm eingehal-
ten werden. Diese redaktio-
nelle Änderung hat keinen 

X  
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Einfluss auf die Planinhalte 
und deren Begründung. Eine 
erneute Offenlage nach § 4a 
Abs.3 BauGB ist dahinge-
hend nicht erforderlich. 

I-24.12 

Seite 69: Es wird empfohlen, die Berech-
nung des erforderlichen Schalldämmma-
ßes gemäß 
DIN 4109-2018 in die TF 11.2 einzufü-
gen. 

Wird berücksichtigt. 
Die Berechnung des erforder-
lichen Schalldämmmaßes 
wird in die entsprechende 
textliche Festsetzung zur 
Präzisierung aufgenommen. 
Diese redaktionelle Ergän-
zung der Festsetzung hat kei-
nen Einfluss auf die Planin-
halte und deren Begründung. 
Eine erneute Offenlage nach 
§ 4a Abs.3 BauGB ist dahin-
gehend nicht erforderlich.  In 
der geänderten Entwurfsfas-
sung vom 24.06.2022, die im 
Rahmen der erneuten Offen-
lage nach § 4a Abs.3 S.4 
BauGB, wegen der Inhalte 
der Stellungnahme der Deut-
schen Regionaleisenbahn 
(vgl. I-31) erarbeitetet wurde, 
wurde diese Ergänzung in die 
textliche Festsetzung bereits 
mit aufgenommen.   

X  

I-24.13 

Seite 71: Der Leitfaden für die Verbesse-
rung des Schutzes gegen Lärm bei stati-
onären Geräten wurde durch Beschluss 
der 139. LAI-Sitzung vom 24.03.2020 ak-
tualisiert. 
 
 

Wird berücksichtigt. 
Unter der Überschrift „Statio-
näre Geräte“ des Kapitels 
7.8.3 (neu 7.7.3) wird der ak-
tuelle Stand (24.03.2020) des 
zu beachtenden Leitfadens 
für die Verbesserung des 
Schutzes gegen Lärm bei 
stationären Geräten angege-
ben. Diese redaktionelle Än-
derung der Begründung hat 
keinen Einfluss auf die Plan-
inhalte und deren Begrün-
dung. Eine erneute Offenlage 
nach § 4a Abs.3 BauGB ist 
dahingehend nicht erforder-
lich. 

X  

I-24.14 

Die Nummerierung der Textlichen Fest-
setzungen zwischen der Begründung 
zum Bebauungsplan und dem Bebau-
ungsplan abzugleichen und zu korrigie-
ren. Hier sind Abweichungen festgestellt 
worden. 
 
 

Wird berücksichtigt. 
Die Nummerierung der textli-
chen Festsetzungen wird an-
geglichen werden. Diese re-
daktionelle Änderung hat 
keinen Einfluss auf die Plan-
inhalte und deren Begrün-
dung. Eine erneute Offenlage 
nach § 4a Abs.3 BauGB ist 

X  
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dahingehend nicht erforder-
lich. 

I-24.15 

Zum vorgelegten Schallgutachten der 
Firma Goritzka Akustik Projekt. Nr. 5447 
Version 4.0 vom 30.07.2021 bestehen 
keine Hinweise oder Einwände. 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

I-24.16 

Untere Bodenschutzbehörde 
Gegen den Vorentwurf des o.g. B-Planes 
bestehen keine Einwände. 
Für den Bereich des Bebauungsplanes 
sind keine Flächen in der „Datei schädli-
cher Bodenveränderungen und Altlasten" 
(DSBA) erfasst. 
Sie können nicht davon ausgehen, dass 
aufgrund dieses Sachverhaltes das Plan-
gebiet frei von schädlichen Bodenverän-
derungen im Sinne des Bundesboden-
schutzgesetzes vom 17. März 1998 ist. 
 
Vorsorgepflicht 
Im Rahmen des Planvorhabens sind die 
Vorsorgegrundsätze des Bundesboden-
schutzgesetzes und der Bundesboden-
schutzverordnung zu beachten. Danach 
soll mit Grund und Boden sparsam und 
schonend umgegangen werden. 
In einem Großteil des Plangebietes sind 
wertvolle Ackerböden (Schwarzerden) 
vorhanden. Auf die Belange des Boden-
schutzes bzw. auf das Schutzgut Boden 
ist somit im Umweltbericht ausführlich 
einzugehen. 
Hinsichtlich der Bewertung der Boden-
funktionen wird auf folgende, in Sachsen-
Anhalt zur Anwendung empfohlene, Lite-
raturquellen hingewiesen: 
LAU (1998): Bodenschutz in der räumli-
chen Planung - Eine Methode zur Bewer-
tung und Wichtung von Bodenfunktio-
nen.- Berichte des Landesamtes für Um-
weltschutz Sachsen-Anhalt, Heft 29. 
http://www.lau.sachsen-anhalt.de/filead-
min/Bibliothek/Politik_undV_erwal­ 
tung/MLU/LAU/Bodenschutz/Bodenfunkti
onsbewertung/Dateien/Bodenfunkti-
onsbe­ wertung_LAU.pdf 
Gemäß BBodSchG i. V. m. BBodSchV 
sind Bodenversiegelungen auf das not-
wendige Maß zu begrenzen. Vorrangig 
sind bereits versiegelte, sanierte, baulich 
veränderte oder bebaute Flächen wieder 
zu nutzen. 
Vorsorgemaßnahmen gegen das Entste-
hen schädlicher Bodenveränderungen, 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
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insbesondere durch den Eintrag von 
schädlichen Stoffen, und die damit ver-
bundenen Störungen der natürlichen Bo-
denfunktionen sind zu treffen. Die Böden 
sind vor Erosion, vor Verdichtung und vor 
anderen nachteiligen Einwirkungen vor-
sorglich zu schützen. 
(§ 7 BBodSchG i. V. m §§ 9 und 10 
BBodSchV, § 1 Bodenschutz-Ausfüh-
rungsgesetz LSA Sachsen-Anhalt vom 
2.04.2002) 
 

 

Untere Abfallbehörde 
Es bestehen keine Einwände. 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

 

Abteilung Grünflächenpflege 
Die Abteilung Grünflächenpflege stimmt 
dem oben genannten Entwurf, wie in den 
Unterlagen dargestellt, ohne Einwände 
zu. Hinweise, Anregungen und Beden-
ken gibt es nicht. 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

I-25. 

FB Gesundheit Team Hygiene 
(Umweltbezogener Gesundheits-
schutz) 
 
Stellungnahme vom 01.03.2022 

 
 

  

 

im Zusammenhang mit der Beteiligung 
nach § 4 Abs. 2 BauGB zum Entwurf des 
Bebauungsplanes Nr. 200 „Dölau, Wohn-
gebiet Salzmünder Straße" stimmt der 
Fachbereich Gesundheit diesem Vorha-
ben zu. 
 
Seitens des Fachbereichs Gesundheit 
gibt es keine beabsichtigten oder bereits 
eingeleiteten Planungen und sonstigen 
Maßnahmen, die für die städtebauliche 
Entwicklung und Ordnung dieses Gebie-
tes von Bedeutung sind. 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

I-26. 

FB Wirtschaft, Wissenschaft und Di-
gitalisierung 
 
Stellungnahme vom 23.02.2022 

 

  

 

mit Schreiben vom 08.02.2022 baten Sie 
im Rahmen der Beteiligung nach § 4 
Abs. 2 BauGB um Abgabe einer Stel-
lungnahme zum Entwurf des Bebauungs-
plans Nr. 200 "Dölau, Wohngebiet Salz-
münder Straße". 
Nach Prüfung des vorgelegten Entwurfs 
teile ich Ihnen mit, dass der Fachbereich 
Wirtschaft, Wissenschaft, Digitalisierung 
keine ergänzenden Hinweise zu den Pla-
nungen hat. 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
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I-27. 

FB Mobilität 
Abt. Finanzen und Controlling, Abteilung 
Verkehrsplanung, 
Abt. Straßen- und Brückenbau, Abt. Stra-
ßenverwaltung 
 
Stellungnahme vom 15.03.2022 

 

  

I-27.1 

Abteilung Finanzen und Controlling: 
Aus den hier vorliegenden Unterlagen 
sind keine finanziellen Auswirkungen für 
die Stadt Halle, FB 66 erkennbar, so 
dass es keine weiteren Hinweise der Ab-
teilung zum Bebauungsplan Nr. 200 gibt. 
Sollten jedoch mit Abschluss des Er-
schließungsvertrages Kostenbeteiligun-
gen für die Stadt Halle, FB 66 für die An-
bindung an öffentliche Verkehrsanlagen 
entstehen, so sind diese Kosten entspre-
chend im Haushalt zu veranschlagen. 
 

Wird berücksichtigt. 
Im Bebauungsplan ist neben 
privater auch öffentliche Ver-
kehrsfläche festgesetzt. Dies 
erfolgte zum einen um eine 
normgerechte Anbindung an 
die Salzmünder Straße zu er-
möglichen und zum anderen, 
um Flächen für eine potenzi-
elle Erweiterung der Salz-
münder Straße in Richtung 
Westen vorhalten zu können. 
 
Die konkrete Ausgestaltung 
der vom Investor herzustel-
lenden verkehrlichen Anbin-
dung des Plangebietes an die 
bestehende Salzmünder 
Straße unterliegt der konkre-
ten Ausführungsplanung und 
wird im Rahmen des städte-
baulichen Vertrages geregelt 
werden.  
Mit der Festsetzung der öf-
fentlichen Verkehrsfläche 
westlich des Einmündungs-
bereiches soll wie angedeutet 
lediglich sichergestellt wer-
den, dass ggf. eine Ergän-
zung des Gehweges und die 
Unterbringung einer Que-
rungshilfe nach den Vorstel-
lungen der Abteilung Ver-
kehrsplanung nicht durch 
Festsetzungen des Bebau-
ungsplans von vornherein be-
hindert werden. Eine kon-
krete Straßenplanung liegt 
hierzu nicht vor.  
Aus dem Gesagten ergibt 
sich aber, dass langfristig mit 
finanziellen Auswirkung für 
die Stadt zu rechnen ist. Es 
ist mit etwaigen Unterhalts- 
und Reparaturkosten für den 

X  
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auszubauenden Teilbereich 
der Einmündung zum Plan-
gebiet, der Bestandteil der öf-
fentlich gewidmeten Salz-
münder Straße werden wird 
(betrifft Fahrbahn- und Geh-
wegbereich), sowie ggf. mit 
Herstellungs-, Unterhalts- 
und Reparaturkosten hin-
sichtlich des westlich gelege-
nen Teilbereiches der Salz-
münder Straße zu rechnen.  
 
Die Abteilung Stadtplanung 
beabsichtigt, die anfallenden 
Unterhaltungs- und Repara-
turkosten der hinzutretenden 
öffentlichen Verkehrsfläche 
im Bereich des Einmün-
dungsbereiches sowie daran 
östlich anschließend und die 
ggf. anfallenden Herstel-
lungs- und Folgekosten (Un-
terhaltungs- und Reparatur-
kosten) für die westlich des 
Einmündungsbereiches zum 
Plangebiet vorgesehene Er-
weiterung der öffentlichen 
Verkehrsfläche zu berechnen 
und diese in der Satzungsbe-
schlussvorlage aufzuführen 
sowie die Begründung des 
Bebauungsplanes diesbezüg-
lich zu ergänzen. 

I-27.2 

Abteilung Verkehrsplanung: 
Die Abteilung stimmt dem Bebauungs-
plan Nr. 200 Dölau, Wohngebiet Salz-
münder Straße (Übersichtsplan) in der 
Entwurfsfassung vom 31.01.2022 zu. 
 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

I-27.3 

Der Begründung des B-Plans Nr. 200 in 
der Entwurfsfassung vom 31.01.2022 
stimmt die Abteilung mit folgenden Hin-
weisen zu: 
Im Pkt. 5.3.2 „Fuß- und Radwege" (S. 
24) ist Folgendes richtig zu stellen: Der 
straßenbegleitende Weg hinter dem Ent-
wässerungsgraben auf der Nordseite der 
Salzmünder Straße (ab Anbindung Am 
Sonnenhang nordwärts) ist kein Radweg 
VZ 237), sondern ein gemeinsamer Geh- 
und Radweg (VZ 240). 
Südlich der Anbindung Am Sonnenhang, 
also stadteinwärts, gibt es auf der Nord-

Wird berücksichtigt. 
In die Begründung wird bei 
der Beschreibung der Be-
standssituation Punkt 5, unter 
der Überschrift „Fuß- und 
Radwege", dargelegt, dass 
der straßenbegleitende Weg 
hinter dem Entwässerungs-
graben auf der Nordseite der 
Salzmünder Straße (ab An-
bindung Am Sonnenhang 
nordwärts) ein gemeinsamer 
Geh- und Radweg ist und, 
dass es südlich der Anbin-
dung „Am Sonnenhang“, also 

X  
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seite der Salzmünder Straße keinen ge-
trennten Geh- und Radweg. Verkehrs-
rechtlich handelt es sich hierbei um einen 
Gehweg, der allerdings zweifarbig ge-
pflastert ist. 
 
 

stadteinwärts, auf der Nord-
seite der Salzmünder Straße 
keinen getrennten Geh- und 
Radweg gibt. Verkehrsrecht-
lich handelt es sich hierbei 
um einen Gehweg, der ledig-
lich zweifarbig gepflastert ist. 
Diese redaktionelle Klarstel-
lung in Bezug auf die Be-
standssituation hat keinen 
Einfluss auf die Planinhalte 
und deren Begründung. Eine 
erneute Offenlage ist nicht er-
forderlich. 
 

I-27.4 

Unter Bezug auf die Stellungnahme des 
FB 66 vom 13.10.2020 (ehemals Bauen) 
merken wir an: 
Im Zuge der schrittweisen Entwicklung 
des B-Plans Nr. 200 hat die Abt. Ver-
kehrsplanung frühzeitig darauf hingewie-
sen, dass in der Salzmünder Straße im 
Abschnitt zwischen Knoten Stadtforst-
straße/ Neuragoczystraße und Anbin-
dung Am Sonnenhang keine Radver-
kehrsanlage existiert. Für die geplante 
richtungsorientierte, also beidseitige Füh-
rung des Radverkehrs im genannten Ab-
schnitt ist perspektivisch der Einbau ei-
ner Querungsstelle in Höhe der Anbin-
dung Am Sonnenhang erforderlich. Sollte 
diese Querungsstelle für den Fuß- und 
Radverkehr als Fahrbahnmittelinsel -  
quasi als Zwischenaufstellfläche -  aus-
gebildet werden, ist in diesem Bereich 
die Aufweitung der Fahrbahn mit zusätz-
lich anliegendem Geh- und Radweg auf 
der Südseite erforderlich.  

Ist bereits berücksichtigt. 
Die Festsetzung der öffent-
lichen Verkehrsfläche er-
folgte auf Grundlage einer 
Prinzipskizze der Abteilung 
Verkehrsplanung, welche 
eine Querungsstelle mit 
Fahrbahnmittelinsel bein-
haltet hatte.  

✔  

I-27.5 

Deshalb ist im Vorfeld dieser Verkehrs-
baumaßnahme die Abstimmung mit dem 
Grundstückseigentümer zu klären und 
die Befreiung von den Festsetzungen 
des B-Plans Nr. 200 rechtzeitig zu bean-
tragen. 

Ist nicht Gegenstand die-
ses Bauleitplanverfahrens, 
sondern Sache eines späte-
ren Verfahrens. 

H 

I-27.6 

Abteilung Straßen- und Brückenbau: 
Im Dezember 2020 gab es den Vorent-
wurf in der Beteiligung. Der FB 61 hatte 
die Einwände des FB 66 abgewogen. 
Der „Keil" in der Salzmünder Straße ggü. 
der Straße Am Sonnenhang ist unverän-
dert in der jetzigen Beteiligung. In der 
Abwägung des FB 61 ist eine Skizze der 
Zielplanung der damals bei FB 61 ansäs-
sigen Verkehrsplanung mit Verbreiterung 

Ist nicht Gegenstand die-
ses Bauleitplanverfahrens, 
sondern in der Ausführungs-
planung zu beachten. 
Es wird eine strikte Trennung 
zwischen Entwässerung der 
öffentlichen und privaten Ver-
kehrsfläche vorgenommen 
werden.  
Das auf der geringfügigen Er-
weiterung der öffentlichen 

H 
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der Straße und Bau einer Mittelinsel als 
Querungshilfe angegeben. 
Problematisch sehen wir die Entwässe-
rung der zukünftigen Straßenverbreite-
rung Salzmünder Straße. Zur Anbindung 
des B-Plangebietes an das öffentliche 
Verkehrsnetz muss die Oberflächenent-
wässerung der Fahrbahn Salzmünder 
Straße und des neuen Gehweges gesi-
chert werden. In diesem Bereich ist auf 
eine strikte Trennung der Oberflächen-
entwässerung der öffentlichen und priva-
ten Verkehrsflächen zu achten. 
Da sämtliche Verkehrsflächen im B-Plan-
gebiet privat sind, sind auch sämtliche 
Oberflächenentwässerungsanlagen im B-
Plangebiet privat. Eine Unterhaltung, Re-
paratur, Reinigung der Anlagen (Stra-
ßenabläufe, Anschlussleitungen, Regen-
wasserkanäle, Sedimentationsanlagen, 
Versickerungsbecken) erfolgt nicht durch 
die Stadt Halle (Saale). 

Verkehrsfläche anfallende 
Niederschlagswasser kann in 
den westlich anknüpfenden 
Entwässerungsgraben der 
Salzmünder Straße oder 
auch in die Entwässerungs-
schächte der Salzmünder 
Straße erfolgen. Die Abtei-
lung Straßen- und Brücken-
bau hat nach erneuter Rück-
sprache mit E-Mail vom 12. 
Mai 2022 der Planung zu-
stimmen können.  

I-27.7 

Abteilung Straßenverwaltung: 
Seitens des Teams Straßenverkehrs-
technik zum genannten B-Plan ergeben 
sich folgende Hinweise: 
Die „Begründung B-200 Entwurf' stimmt 
nicht mit dem. Erläuterungsbericht zur 
Grundlagenermittlung und Vorplanung, 
IPROconsult" hinsichtlich der Aussage 
zur Straßenbeleuchtung überein. Der 
Punkt. 4.5 des Erläuterungsberichtes so-
wie der Lageplan 2.4 sind dahingehend 
zu ändern, dass die geplanten privaten 
Beleuchtungsanlagen ein separates Ver-
teilernetz erhalten und kein Anschluss an 
das städtische (öffentliche) Beleuch-
tungsnetz in der Salzmünder Straße er-
folgt. Grundsätzlich ist eine normge-
rechte Ausleuchtung gemäß DIN EN 13 
201 sicherzustellen. Darin eingeschlos-
sen ist eine Betrachtung der Beleuch-
tungssituation des neu entstehenden 
Konfliktbereiches, der mit der Schaffung 
der neuen Zufahrtsstraße in das Wohn-
gebiet entsteht. Daraus ggf. resultierende 
Anpassungen der Bestandsanlage in der 
Salzmünder Straße sind durch den In-
vestor zu tragen. Unter Punkt 6 des o.g. 
Erläuterungsberichtes sind Kosten der 
Beschilderung nicht erfasst. Zur Klarstel-
lung sei darauf hingewiesen, dass durch 
die Stadt in Privatstraßen keine Ver-
kehrszeichen aufgestellt und unterhalten 

Ist bereits berücksichtigt. 
Ist bereits berücksichtigt. 
In der Begründung wurde be-
reits ausgeführt, dass die Be-
leuchtungsanlagen an der 
künftigen Erschließungs-
straße im Plangebiet ein se-
parates Verteilernetz erhal-
ten, dass keinen Anschluss 
an das städtische Straßenbe-
leuchtungsnetz in der Salz-
münder Straße hat. Im Rah-
men der Ausführungsplanung 
ist dies entsprechend zu be-
rücksichtigen und aufzuneh-
men. 
Einzelheiten zur Planverwirk-
lichung, insbesondere hin-
sichtlich Herstellung der er-
forderlichen Erschließungs-
anlagen und die Kostenüber-
nahme werden im Erschlie-
ßungsvertrag geregelt. 
 

✔  
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werden. Dies gilt ebenso für Markierun-
gen, Poller und sonstige verkehrstechni-
sche Einrichtungen. 
 

I-27.8 

Das Team Straßenbestandverwaltung 
kann dem Entwurf des B-Planes Nr. 200, 
mit Stand vom 31.01.2022, ohne stra-
ßenrechtliche Hinweise zustimmen. 
Soweit ein Gehweg an der Landesstraße 
L 159 außerhalb der Ortsdurchfahrt ge-
plant ist, ist die zuständige Landesstra-
ßenverwaltung zu beteiligen. 
 
Des Weiteren erfolgen Hinweise von den 
SB Verträge: 
Es ist erkennbar, dass die OD-Grenze in 
der Salzmünder Straße ggü. der Straße 
Am Sonnenhang endet. Somit wäre die 
Stadt als Straßenbaulastträger hinter der 
OD-Grenze für die Salzmünder Straße 
nicht mehr zuständig. 
Der Gehweg im B-Plangebiet zum lmker-
weg soll ein Privatweg sein.  

Ist nicht Gegenstand die-
ses Bauleitplanverfahrens, 
sondern in der Ausführungs-
planung zu beachten. 
 
 

H 

I-27.9 

Weiterhin wird ausgeführt, dass im B-
Plangebiet Besucherparkplätze be-
baut werden. Die Anzahl wurde jedoch 
nicht konkret in der Begründung zum 
B-Plan bekannt (vgl. S.33). 

Wird berücksichtigt. 
Unter Punkt 7.3.4  Ruhender 
Verkehr wird in der Begrün-
dung konkretisiert, dass in-
nerhalb des Erschließungs-
ringes sowie innerhalb der 
Zufahrtsstraße, d.h. an zwei 
Standorten, für insgesamt 5 
Stellplätze für Besucherinnen 
und Besucher ein entspre-
chender Platzbedarf vorge-
halten wird. 

X  

I-28. 

FB Soziales Die Abwägungsentschei-
dung entfällt. 
Fachspezifische Kenntnisse 
liegen mangels Stellung-
nahme des Fachbereiches 
nicht vor.  
Es sind keine Belange be-
kannt, die für die Rechtmä-
ßigkeit der Abwägung von 
Bedeutung sind und ent-
scheidenden Einfluss auf die 
Weiterbearbeitung haben 
können. 

  

I-29. 

FB Bildung 
 
Stellungnahme vom 23.03.2022 

 

  

 

seitens des Fachbereiches Bildung er-
folgt Fehlmeldung 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
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I-30. 

DLZ Klimaschutz 
 
Stellungnahme vom 01.03.2022 und 
11.03.2022 

 

  

 

01.03.2022 
Das Vorhaben wird aufgrund nachfolgen- 
der Begründung abgelehnt. 
 
Es ist im Sinne der Zielmarke für Treib-
hausgasneutralität für das Jahr 2045 im 
Bundes-Klimaschutzgesetz ein emissi-
onsneutrales Wohngebiet zu entwickeln. 
 
Es sollte im weiteren Planungsverlauf 
eine gutachterliche Untersuchung der 
Auswirkungen des Wohngebietes auf 
das Stadtklima durchgeführt und die Er-
gebnisse in der Bauplanung berücksich-
tigt werden. Hintergrund ist hier, dass 
durch die Versiegelung der Fläche ein 
kaltluftbildendes Gebiet wegfällt. Die 
Auswirkungen auf das Stadtklima sind 
dringend zu untersuchen. 
 
Es sollte im weiteren Planungsverlauf 
eine gutachterliche Untersuchung der 
Auswirkungen des Wohngebietes auf 
das Stadtklima durchgeführt und die Er-
gebnisse in der Bauplanung berücksich-
tigt werden. Hintergrund ist hier, dass 
durch die Versiegelung der Fläche ein 
kaltluftbildendes Gebiet wegfällt. Die 
Auswirkungen auf das Stadtklima sind 
dringend zu untersuchen. 
 
Es ist im Sinne des festgelegten Ziels für 
Treibhausgasneutralität bis zum Jahr 
2045 gemäß Bundes-Klimaschutzgesetz 
ein klima- und treibhausgasneutrales 
Wohngebiet zu entwickeln. Aus dem vor- 
liegenden Entwurf für das neue Wohnge- 
biet wird nicht deutlich, wie diese Zielset- 
zung durch die Umsetzung der Planung 
in diesem Quartier erreicht werden kann. 

 
Ist bereits berücksichtigt 
 
Das zwischenzeitlich vorlie-
gende Klimagutachten zum 
B-Plan bescheinigt dem Vor-
haben hinsichtlich der lokal-
klimatischen Situation keine 
wesentlichen negativen Aus-
wirkungen auf die Umgebung 
durch die bauliche Realisie-
rung des Wohngebietes. Die 
vorliegenden Planungen ste-
hen demnach einer zukünfti-
gen Zielsetzung zur Errei-
chung der Treibhausgas-
Neutralität nicht entgegenste-
hen. 
 
 

✔ 

I-31. 

Deutsche Regionaleisenbahn GmbH  
Wilmersdorfer Straße 113/114 
10627 Berlin 
 
Stellungnahme vom 31.03.2022 

 

  

I.31.1 

im Erläuterungsbericht findet sich auf S. 
67 folgender Absatz: 
 
"Einwirkungen auf das Plangebiet durch 
Schienenverkehr  

Keine Abwägung erforder-
lich. 
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Südlich außerhalb des Plangebietes ver-
läuft eine ehemalige Bahnstrecke, deren 
Gleisanlagen ab dem östlichen Kreu-
zungsbereich am lmkerweg Richtung 
Westen stadtauswärts nicht mehr vor-
handen sind. Diese ist nicht von Bahnbe-
triebszwecken gemäß § 23 AEG freige-
stellt. Die Bahnstrecke für den öffentli-
chen Nahverkehr endet allerdings laut 
lnfrastrukturregister der Deutschen Bahn 
am Bahnhof Nietleben (Strecke 6356 
Halle-Neustadt - Halle Nietleben). Für die 
Weiterführung der Bahnstrecke ab dem 
Bahnhof Nietleben bis zum Bahnhof 
Dölau und ggfs. aus dem Stadtgebiet 
von Halle (Saale) ist langfristig mit Unter-
stützung des Vereins „Freunde der Halle-
Hettstedter Eisenbahn" eine Ertüchtigung 
für touristische Verkehre vorgesehen. 
Das Teilstück vom Bahnhof Nietleben bis 
zum Bahnhof Dölau ist bereits vom 
Verein hergestellt. 
Um evtl. Auswirkungen durch die vorge-
sehene Nutzung auf das zukünftige 
Wohngebiet zu berücksichtigen, wird 
eine Diesellok im Rahmen der schall-
technischen Untersuchung zum 
Ansatz gebracht. In der Betrachtung fährt 
diese einmal am Tag vom ehemaligen 
Bahnhof Dölau in Richtung Westen und 
dann wieder zurück. 
Im Ergebnis ist festzustellen, dass bei ei-
ner Reaktivierung als touristische Stre-
cke mit keinen schalltechnischen Auswir-
kungen auf das geplante Wohngebiet zu 
rechnen ist." 

I.31.2 

Wir möchten Sie bitten, diesen Text wie 
folgt zu ändern: 
"Einwirkungen auf das Plangebiet durch 
Schienenverkehr  
Südlich außerhalb des Plangebietes ver-
läuft eine Bahnstrecke, deren Gleisanla-
gen ab dem östlichen Kreuzungsbereich 
am lmkerweg Richtung Westen stadtaus-
wärts nicht mehr vorhanden sind. Diese 
ist nicht von Bahnbetriebszwecken ge-
mäß § 23 AEG freigestellt. Betreiber die-
ser Strecke ist die Deutsche Regionalei-
senbahn GmbH auf der Grundlage einer 
Genehmigung nach § 6 AEG des Minis-
teriums für Landesentwicklung und Ver-
kehr des Landes Sachsen-Anhalt vom 
19. September 2008. Der Betrieb der Inf-

Wird berücksichtigt.  
 
Zur Präzisierung wird die vor-
geschlagene Formulierung 
der Einwenderin unter der 
Überschrift „Einwirkungen auf 
das Plangebiet durch Schie-
nenverkehr“ des Punktes 
„7.7.1 Lärm“ (neu 7.6.1) in 
die Begründung aufgenom-
men.    
Diese redaktionelle Änderung 
in Bezug auf die Bestandssi-
tuation hat für sich betrachtet 
keinen Einfluss auf die Plan-
inhalte und deren Begrün-
dung. Eine erneute Offenlage 
ist dahingehend nicht erfor-
derlich. 
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rastruktur ist durch den Verkauf der Ei-
senbahninfrastruktur an einen Dritten bis-
lang nicht möglich. 
Der öffentliche Schienenpersonennah-
verkehr endet gegenwärtig im Bahnhof 
Nietleben (Strecke 6356 Halle-Neustadt - 
Halle Nietleben). In Kooperation mit un-
terstützenden Vereinen ist die Stre-
ckeninfrastruktur ab dem Bahnhof Nietle-
ben in Richtung Dölau in Teilbereichen 
ertüchtigt worden. 
 
 

  

I.31.3 

Da die Bahnstrecke als öffentliche Eisen-
bahninfrastruktur betrieben wird, ist eine 
Eingrenzung des zukünftigen Schienen-
verkehrs aufgrund des allgemeinen Zu-
gangsrechts nicht möglich. Um die mögli-
chen Auswirkungen des Schienenver-
kehrs im Zuge der Lärmprognose festzu-
stellen, wird daher von einem umfangrei-
chen Schienenverkehr (SPNV und SGV) 
ausgegangen (z.B. Stundentakt SPNV, 
zusätzlich mehrere Güterzüge)." 

Wird berücksichtigt. 
 
Die Einwenderin hat offenge-
lassen, bis zu welchem Zeit-
horizont die Strecke umfäng-
lich reaktiviert werden soll. 
Zum jetzigen Zeitpunkt er-
scheint es als sehr unrealis-
tisch, dass die Strecke ab 
dem ehemaligen Bahnhof 
Dölau in Richtung Westen 
reaktiviert wird. 
Als Anhaltspunkt für diese 
Schlussfolgerung kann auch 
die VDV-Broschüre mit 
Stand Juli 2020 „Auf der 
Agenda: Reaktivierung von 
Eisenbahnstrecken“ heran-
gezogen werden. Darin ist 
ausgeführt, dass lediglich die 
Strecke 6800 (Halle Hbf -) 
Halle-Nietleben - Halle-
Dölau als zu reaktivierende 
Strecke ausgewiesen ist. 
Von einer über den Bahnhof 
Dölau hinausgehende Stre-
ckenreaktivierung ist darin 
nichts vermerkt. 
 
Dennoch wurden die mög-
licherweise künftigen und 
durch die Einwenderin ge-
nannten Schallemissionen 
und deren Auswirkungen auf 
das Plangebiet im Rahmen 
einer fachtechnischen Zuar-
beit vom 01.06.2022 durch 
das Ingenieurbüro für Schall- 
und Schwingungstechnik go-
ritzka akustik GmbH 
quantifiziert. 

X  
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Da in der Stellungnahme 
keine konkreten zukünftigen 
Zugbelegungen benannt 
werden, musste durch die 
Stadt eine zukünftige Bele-
gung an Hand von Ver-
gleichswerten ähnlicher be-
reitstehender Strecken ange-
nommen werden.  
 
Es wurde ein umfangreicher 
Schienenverkehr zum An-
satz gebracht. (SPNV: 16 
Fahrten im Tageszeitraum 
(entspricht Stundentakt), vier 
Fahrten im Nachtzeitraum. 
Zusätzlich mehrere Güter-
züge, sechs im Tag- und 
zwei im Nachtzeitraum, ver-
schiedener Traktionsarten, 
darunter auch die Bespan-
nung mit einer Diesellok.) 
Das entspricht gängigen Be-
legungen eingleisiger Ne-
benstrecken auf Stichbah-
nen. 
 
Dies hat zur Folge, dass 
auch im Süden des Plange-
bietes in der Planzeichnung 
ein Lärmpegelbereich III 
festgesetzt und die bisherige 
textliche Festsetzung zu den 
Maßgeblichen Außenlärmpe-
geln bzw. Lärmpegelberei-
chen wie folgt modifiziert 
wird.:  
 
Vorkehrungen zum Schutz 
vor schädlichen Umwelt-
einwirkungen (§ 9 Abs. 1 
Nr. 24 BauGB) 
 
„Bei der Errichtung oder der 
Änderung von Gebäuden mit 
schutzbedürftigen Aufent-
haltsräumen sind die Außen-
bauteile entsprechend den 
Anforderungen der DIN 
4109-1:2018-01, "Schall-
schutz im Hochbau - Teil 1: 
Mindestanforderungen", und 
DIN 4109-2:2018-01, 
"Schallschutz im Hochbau - 
Teil 2: Rechnerische Nach-
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weise der Erfüllung der An-
forderungen", auszubilden. 
Grundlage hierzu sind die im 
Plan gekennzeichneten 
maßgeblichen Außenlärmpe-
gel La bzw. Lärmpegelberei-
che, die gemäß Tab. 7 der 
DIN 4109-1:2018-01 einan-
der wie folgt zugeordnet 
sind: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Aufbauend auf den maßgeb-
lichen Außenlärmpegeln 
kann die Anforderung an die 
gesamten bewerteten Bau-
Schalldämm-Maße R`w,ges 
der Außenbauteile von 
schutzbedürftigen Räumen, 
unter Berücksichtigung der 
unterschiedlichen Raumar-
ten nach nachstehender 
Gleichung, ermittelt werden: 
R`w,ges = La - KRaumart 
 
Dabei ist  
 
KRaumart = 30 dB für Auf-
enthaltsräume in Wohnun-
gen, Übernachtungsräumen 
in Beherbergungsstätten, 
Unterrichtsräumen und Ähn-
liches 
 
KRaumart = 35 dB für Büro-
räume und Ähnliches 
 
La - der maßgebliche Au-
ßenlärmpegel 
 
Mindestens einzuhalten sind 
 
 
R`w,ges = 30 dB für Aufent-
haltsräume in Wohnungen, 
Übernachtungsräumen in 
Beherbergungsstätten, Un-
terrichtsräumen und Ähnli-
ches 
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Die erforderlichen Schall-
dämm-Maße der Außenbau-
teile sind in Abhängigkeit 
von der Raumnutzungsart 
und Raumgröße im Bauge-
nehmigungsverfahren ge-
mäß DIN 4109-1:2018-01 
und DIN 4109-2:2018-01 
nachzuweisen. 
 
Von dieser Festsetzung 
kann gemäß § 31 Abs. 1 
BauGB ausnahmsweise ab-
gewichen werden, wenn im 
Baugenehmigungsverfahren 
der Nachweis erbracht wird, 
dass im Einzelfall geringere 
maßgebliche Außenlärmpe-
gel bzw. Lärmpegelbereiche 
an den Fassaden anliegen. 
Die Anforderungen an die 
Schalldämmung der Außen-
bauteile können dann ent-
sprechend den Vorgaben der 
DIN 4109-1:2018-01 und 
DIN 4109-2:2018-01 redu-
ziert werden. 
 
Von dieser Festsetzung 
kann auch abgewichen wer-
den, wenn zum Zeitpunkt 
des Baugenehmigungsver-
fahrens die DIN 4109 in der 
dann gültigen Fassung ein 
anderes Verfahren als 
Grundlage für den Schall-
schutznachweis gegen Au-
ßenlärm vorgibt.“ 
 
In der Begründung wird un-
ter Punkt 7.7.1 (neu 7.6.1) 
zusätzlich darauf hingewie-
sen werden, dass die Belüf-
tung von Aufenthaltsräumen 
aus Gründen der Hygiene 
und zur Begrenzung der 
Raumluftfeuchte ausrei-
chend mit Außenluft versorgt 
werden müssen. Dies ge-
schieht in der Regel durch 
zeitweises Öffnen der Fens-
ter. „Da Fenster in Spaltlüf-
tungsstellung nur ein bewer-
tetes Schalldämm-Maß RW 
von ca. 15 dB erreichen, ist 
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diese Lüftungsart nur bei ei-
nem A-bewerteten Außenge-
räuschpegel Lm ≤ 50 dB für 
schutzbedürftige Räume zu 
verwenden. […] Für Räume, 
in denen aufgrund ihrer Nut-
zung (z.B. Schlafräume) eine 
Stoßlüftung nicht möglich ist, 
ist eine schalldämmende, 
eventuell fensterunabhän-
gige Lüftungseinrichtung not-
wendig.“ (Quelle: VDI 2719 - 
Schalldämmung von Fens-
tern und deren Zusatzein-
richtung; August 1987)  
 
In der Begründung wird auf-
genommen: Das Bild A-03 
(der gutachterlichen Zuarbeit 
vom 01.06.2022), dass die 
Bereiche im Bebauungsplan 
ausweist, in denen nachts 
der 50 dB(A) Außenge-
räuschpegel überschritten 
ist. Aus diesem geht hervor, 
dass im südwestlichen Be-
reich mit Schalldruckpegeln 
nachts zu rechnen ist, die 50 
dB(A) überschreiten.  
 
Zusätzlich wird in der Be-
gründung unter Punkt 7.7.1 
(neu 7.6.1) Erwähnung fin-
den, dass im Dokument „Ar-
beitshilfe zur Beurteilung ge-
sunder Wohnverhältnisse; 
Stand 09/2017, erstellt durch 
die Stadt Frankfurt am Main“ 
Empfehlungen zur Beurtei-
lung gesunder Wohnverhält-
nisse für Außenwohnberei-
che definiert werden. Daraus 
geht hervor, dass für Sum-
menpegel aus Schienen- 
und Straßenlärm unter 64 
dB(A) keine Schallschutz-
maßnahmen an Außenwohn-
bereichen notwendig sind. 
Für die Beurteilung der Au-
ßenwohnbereiche ist nur der 
Tagzeitraum relevant. 
Der Ergebnisdarstellung des 
ebenfalls in die Begründung 
einzufügenden Bildes-A-02c 
(der gutachterlichen Zuarbeit 
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vom 01.06.2022) kann ent-
nommen werden, dass der 
Schienenverkehrslärm im 
Plangebiet tags an den ge-
planten Bauvorhaben im Be-
reich der geplanten Außen-
wohnbereiche (Gärten o.ä.) 
Werte von 64 dB(A) nicht 
überschreitet. 
 
Die von der Änderung der 
Planung Betroffenen (Grund-
stückseigentümerin und Ein-
wenderin) wurden im Rah-
men von § 4a Abs. 3 S. 4 
BauGB erneut aufgefordert 
Stellungnahmen abzugeben. 
Die Eigentümerin hat sich 
mit Schreiben vom 
26.07.2022 mit den erforder-
lichen Änderungen im Be-
bauungsplan einverstanden 
erklärt, während die Deut-
sche Regionaleisenbahn 
sich nicht bis zum gesetzten 
Termin, auch nicht auf er-
neute Aufforderung hin, dazu 
geäußert hat. Auch um eine 
Fristverlängerung wurde 
diesbezüglich nicht gebeten. 
Es ist davon auszugehen, 
dass die Belange vollum-
fänglich berücksichtigt wur-
den, weil alle in der Stellung-
nahme der Einwenderin auf-
geführten Gesichtspunkte 
berücksichtigt wurden. Die 
Deutsche Regionaleisen-
bahn wurde zudem in dem 
ihr zugegangenen Schreiben 
darauf hingewiesen, dass 
bei nicht rechtzeitiger Ab-
gabe Ihrer Stellungnahme 
davon ausgegangen wird, 
dass Sie keine weiteren Ein-
wände habe und Ihre Be-
lange vollumfänglich berück-
sichtigt wurden, sodass die 
Nichtabgabe einer erneuten 
Stellungnahme, mit Wissen 
der Einwenderin, auch als 
Zustimmung gewertet wer-
den kann. Weitere Be-
troffene sind nach erfolgter 
Abwägung nicht erkennbar.    
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Es sind keine zusätzlichen Belange dieser Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange, Fachbereiche und Gemeinden bekannt, die für die Rechtmäßigkeit der Abwägung 
von Bedeutung sind und entscheidenden Einfluss auf die Weiterbearbeitung haben könn-
ten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.2 Öffentlichkeit 
 
Hinweis: 
Im Folgenden ist aus Datenschutzgründen anstelle des Namens und der Anschrift jeweils 
eine Nummer angegeben. Anhand dieser Nummer sind der Name und die Anschrift aus der 

I.31.4 

Bezüglich der Ziffer 7.3.5 sollte auf die 
Option des fußläufig erreichbaren Bahn-
haltepunktes Halle-Dölau hingewiesen 
werden, der bei einer Ausweitung des 
SPNV über den jetzigen Endbahnhof 
Nietleben hinaus wieder angedient wer-
den könnte. 
 

Wird berücksichtigt. 
Die Begründung wird unter 
der Ziffer 7.3.5 um die vorge-
schlagene Formulierung er-
gänzt. Diese redaktionelle Er-
gänzung macht eine erneute 
Offenlage nach § 4a Abs. 3 
BauGB nicht erforderlich, da 
sie keinen Einfluss auf die 
Planinhalte und deren Be-
gründung hat.  
 

X  

I-32. 

Gemeinde Salzatal 
 
Stellungnahme vom 14.02.2022 

 

  

 

Durch die Aufhebung des Bebauungspla-
nes Nr. 200 „Dölau, Wohngebiet Salz-
münder Straße" werden keine von der 
Gemeinde Salzatal wahrzunehmenden 
öffentlichen Belange berührt. Seitens der 
Gemeinde Salzatal bestehen keine pla-
nungsrechtlichen oder sonstigen Beden-
ken. 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
Es ist nicht anzunehmen, 
dass die Gemeinde Salzatal 
von einer Aufhebung aus-
ging. 
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Namens- und Adressenliste zu ersehen, die der Verfahrensakte – aus Datenschutzgründen 
nicht zur Veröffentlichung freigegeben! – beigefügt ist. 

lfd. Nr. 
Stel-
lung-

nahme 

Inhalt der Stellungnahme 
 

Beschlussvorschlag mit  
Begründung/Erläuterung 

 
berück-
sichtigt 

J N 

II-1. 

Bürger 1 
 
Stellungnahme vom 14.04.2022 
 
 

 

  

II-1.1 
 
 
 
 

 
1. 
1.1. 
Nach der Bekanntmachung im Amtsblatt 
der Stadt Halle vom 25.02.2022 hat der 
Stadtrat in seiner öffentlichen Sitzung am 
26.01.2022 den Entwurf des Bebauungs-
plans Nr. 200, Dölau „Wohngebiet Salz-
münder Straße" in der Fassung vom 
02.09.2021 bestätigt und gemäß § 3 
Abs. 2 BauGB zur öffentlichen Ausle-
gung bestimmt. Ausgelegt bzw. ins Inter-
net eingestellt wurde jedoch der Entwurf 
des Bebauungsplans mit dem „Aktuali-
sierungsstand der Planung“ 31.01.2022 
(siehe Planzeichnung unten -rechts). 
Auch die Begründung zum Bebauungs-
plan datiert mit 31.01.2022. 
Es wurde daher nicht der vom Stadtrat 
zur Auslegung bestimmte Bebauungs-
plan in der Fassung vom 02.09.2021 öf-
fentlich bekannt gemacht, sondern eine 
Fassung dieses Bebauungsplans, wel-
che sogar nach dem Stadtratsbeschluss 
datiert.  
 
Die ausgelegten Planunterlagen sind da-
her offensichtlich nicht identisch mit den 
Unterlagen, welche dem Stadtrat vorla-
gen. 
 
 
 

 
Wird nicht berücksichtigt. 
 
Die Planunterlagen sind inso-
weit identisch, als der Be-
schlussvorschlag im Rahmen 
der Stadtratssitzung vom 
26.01.2022 unter Punkt zwei 
ergänzt wurde. Entsprechend 
des Stadtratsbeschlusses ist 
in die ursprüngliche Fassung 
vom 02.09.2021 eine zusätz-
liche Festsetzung aufgenom-
men und die Begründung 
entsprechend ergänzt wor-
den. Die überarbeitete Fas-
sung wurde auf den 
31.01.2022 neu datiert, um 
kenntlich zu machen, dass 
die Ergänzung erfolgt ist.  
 

 X 

II-1.2 

 
1.2. 
Gemäß § 4a Abs. 4 BauGB sind der In-
halt der ortsüblichen Bekanntmachung 
nach § 3 Abs. 2 S. 2 BauGB und die 

 
 
Wird nicht berücksichtigt. 
 

 X 



Bebauungsplan Nr. 200 „Dölau, Wohngebiet Salzmünder Straße“ 

Abwägungsbeschluss  16.Dezember 2022 

 

70 

nach § 3 Abs. 2 S. 1 BauGB auszulegen-
den Unterlagen zusätzlich in das Internet 
einzustellen und über ein zentrales Inter-
netportal des Landes zugänglich zu ma-
chen. Für die Einstellung „in das Internet“ 
reicht es zwar aus, wenn die Bekanntma-
chung und die Unterlagen beispielsweise 
über das Internetportal der Gemeinden 
auffindbar sind und abgerufen werden 
können, jedoch erfolgte die vorliegende 
Bekanntmachung gleichwohl fehlerhaft. 
So waren innerhalb des Amtsblatts zwei 
Links angegeben, über welche die Ein-
sichtnahme in den Vorentwurf möglich 
sein sollte. 
 
Über den Link: „www.oeffentliche-ausle-
gung.halle.de“ gelangte man zu einer In-
ternetseite der Stadt Halle (Saale), auf 
welcher diverse Unterlagen bzgl. des Be-
bauungsplans Nr. 200 „Dölau, Wohnge-
biet Salzmünder Straße“ zum Abruf be-
reit gestellt wurden. 
 
Über den Link „www.lvermgeo.sachsen-
anhalt.de/de/gdi_in_kommunen.html' ge-
langte man zwar zur Seite des Landes-
amtes für Vermessung und Geoinforma-
tion Sachsen-Anhalt. Jedoch waren auf 
dieser Seite nur die Bedeutung kommu-
naler Daten, Ausführungen zur öffentli-
chen Bekanntmachung der Entwürfe der 
Bebauungspläne im Internet, Ausführun-
gen zur Unterstützung der Kommunen 
beim Aufbau einer einheitlichen Geoda-
teninfrastruktur und Links zu Handlungs-
empfehlungen abrufbar. Innerhalb des 
Fließtextes ist es wiederum 
möglich, auf den Begriff „Anwendung" zu 
klicken und es öffnet sich eine Karte. 
Klickt man auf Halle (Saale) öffnet sich 
ein Fenster, welches Links zum Gemein-
deportal bzw. zu öffentlichen Bekanntma-
chungen beinhaltet. Hierüber gelangt 
man sodann zur Hauptseite der Home-
page der Stadt Halle (Saale), zu Halgis 
bzw. zum Flächennutzungsplan, den 
rechtsverbindlichen Bebauungsplänen, 
und zur Übersicht Bauleitplanung. Die 
letzte Aktualisierung erfolgte am 
07.10.2019, was angesichts unseres Ein-
wands im Rahmen der frühzeitigen Betei-
ligung der Öffentlichkeit nicht nachvoll-
ziehbar ist. Dieser Link ermöglicht es da-
her nicht, die Unterlagen im Internet ab-

Bezüglich des Inhalts der 
ortsüblichen Bekanntma-
chung sind zwei Internetad-
ressen gesetzlich vorgeben 
(vgl. § 4a Abs. 4 S. 1 BauGB: 
„Der Inhalt der ortsüblichen 
Bekanntmachung nach § 3 
Absatz 2 Satz 2 und die nach 
§ 3 Absatz 2 Satz 1 auszule-
genden Unterlagen sind zu-
sätzlich in das Internet einzu-
stellen und über ein zentrales 
Internetportal des Landes zu-
gänglich zu machen.“) Dies 
ist erfolgt.  
 
 
Dem Einwand ist nicht zu 
entnehmen, dass über das 
zentrale Internetportal des 
Landes nicht Einsicht hätte 
erlangt werden können. 
 
 
 
Die Pflege des vom Bundes-
gesetzgeber vorgegebenen 
Landesportals steht nicht in 
der Verantwortung, Zustän-
digkeit noch Zugänglichkeit 
der Stadt Halle (Saale). 
 
Selbst wenn durch das Han-
deln des Landes Sachsen-
Anhalt eine Verletzung der 
Vorschriften über die Öffent-
lichkeits- und Behördenbetei-
ligung vorliegen würde, so ist 
zu bedenken, dass ein Fehler 
bei Anwendung des § 4a 
Abs. 4 S.1 BauGB, also im 
Fall, dass die Unterlagen 
nicht über das zentrale Inter-
netportal des Landes zu-
gänglich waren, unbeachtlich 
wäre (§ 214 Abs. 1 S.1 Nr. 2 
BauGB). 
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zurufen. Die Unterlagen waren zwar on-
line verfügbar, jedoch nur über einen der 
beiden angegebenen Links abrufbar. 
Hinzu tritt, dass ein Bürger, welcher den 
Link: 
www.lvermgeo.sachsen-an-
halt.de/de/gdi_in_kommunen.html 
aufruft und die Unterlagen nicht auffin-
det, vorrangig zu dem Ergebnis gelangt, 
dass eine Veröffentlichung im Internet 
entgegen der Vorankündigung unterblie-
ben ist und nicht weiter recherchiert bzw. 
ggf. auch nicht den weiteren Link be-
müht. Vergleichbar ist dies mit der 
Konstellation, wonach Unterlagen durch 
Auslegung an mehreren Orten öffentlich 
bekannt gegeben werden sollen. Sucht 
ein Bürger einen dieser Orte auf und fin-
det die Unterlagen nicht vor, wird er nicht 
auch die übrigen Orte absuchen, son-
dern die Angelegenheit als erledigt anse-
hen. 
 

 

II-1.3 

Schließlich wurden im Internet lediglich 
folgende Unterlagen veröffentlicht:  
 
Bebauungsplan (Satzung) - Entwurf 
(PDF | 3,73 MB) 
Begründung und Umweltbericht - Entwurf 
(PDF | 1,35 MB) 
Anlage 1- Schalltechnische Untersu-
chung (PDF | 16,80 MB) 
Anlage 2 - Geotechnischer Bericht (PDF 
| 3,40 MB) 
Anlage 3 - Erschließung Wohngebiet 
Salzmünder Straße (PDF | 12,49 MB) 
Anlage 4 - Artenschutzrechtlicher Fach-
beitrag (PDF | 5,04 MB) 
Anlage 5 - Kurzstellungnahme zur Si-
ckerfähigkeit des Baugrundes (PDF | 
3.48 MB) Anlage 6 - Berechnung des 
Rückhaltebedarfes nach DWA-A 138 
(PDF | 127 KB)  
Stellungnahmen 
TöB - Amt für Landwirtschaft, Flurneu-
ordnung und Forsten Süd Sachsen­ 
Anhalt (PDF | 665 KB) 
TöB - Stadt Halle (Saale), Fachbereich 
Bauen (PDF | 372 KB) 
TöB - Stadt Halle (Saale), Fachbereich 
Umwelt (PDF | 399 KB) 
TöB - Landesamt für Geologie und Berg-
wesen Sachsen-Anhalt (PDF | 344 KB) 
TöB - LVA Sachsen-Anhalt, Referat 
lmmissionsschutz (PDF | 346 KB) 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
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TöB - LVA Sachsen-Anhalt, Referat Ver-
kehrswesen (PDF | 256 KB) Öffentlich-
keit (PDF | 2,82 MB) 
Scoping-Kurzprotokoll vom 16.10.2019 
(PDF | 1,52 MB) und 
Beteiligungsformular (PDF | 1,12 MB). 
 

II-1.4 

Nicht veröffentlicht wurde der Inhalt der 
ortsüblichen Bekanntmachung nach § 3 
Abs. 2 S. 2 BauGB. Die Einstellung der 
ortsüblichen Bekanntmachung ist unab-
dingbar. Es liegt ein beachtlicher Verfah-
rensfehler vor (vgl. z. B. OVG Münster, 
Entscheidung vom 25.06.2019, Az.10 D 
88/16.NE). 

Wird nicht berücksichtigt. 
 
Die Amtsblätter der Stadt 
Halle (Saale), in denen die 
ortsübliche Bekanntmachung 
erfolgt, sind seit dem Jahr 
2000 auf der Internetseite der 
Stadt eingestellt und einseh-
bar. 
 

 X 

II-1.5 

 
2. 
Aufgabe der Bauleitplanung ist eine ge-
ordnete städtebauliche Entwicklung (vgl. 
§ 1 Abs. 6 S. 1 BauGB). Vor diesem Hin-
tergrund verwundert, wenn die Stadt 
Halle (Saale) innerhalb des verwaltungs-
gerichtlichen Verfahrens mit dem behörd-
lichen Az. 02558-2016, KI. 1228 aus-
führte: 
 
"Feststellbar ist eine zusammenhän-
gende Bebauung im Sinne des § 34 
BauGB erst südlich der ca. 70 m ausge-
dehnten Brachfläche, die unterhalb der 
Häuserzeile Neuragoczystraße 19-25a 
liegt, anzunehmen. Die Brache selbst, 
die Häuserzeile Neuragoczystraße 19-
25a, die sich nach Norden anschließen-
den Freiflächen sowie das Grundstück 
Neuragoczystraße 31 lassen einen Be-
bauungszusammenhang nicht erkennen 
und begründen einen solchen nicht. Es 
handelt sich auch nicht um bloße Baulü-
cken, die den Bebauungszusammen-
hang nicht unterbrechen. Die Häuser-
zeile Neuragoczystraße 19-25a ist als ein 
im Außenbereich liegender Bebauungs-
splitter zu betrachten.", diesen nach Auf-
fassung der Stadt Halle (Saale) beste-
henden Missstand einer Splittersiedlung 
in unmittelbarer Nähe zum Plangebiet je-
doch nicht zum Anlass nimmt, den Be-
reich einzubeziehen und städtebaulich 
zu ordnen. Vielmehr wird dies nun hinge-
nommen und es soll ein neuer Bebau-
ungsplan für einen Investor in unmittelba-

 
 
Wird nicht berücksichtigt. 
 
Es bleibt grundsätzlich der 
Stadt vorbehalten, welche 
Flächen in das Plangebiet 
einbezogen werden. Die Ent-
scheidung unterliegt der Pla-
nungshoheit. 
Das Vorhandensein einer 
Splittersiedlung führt nicht zu 
einem Planungszwang bzw. 
einer Planungspflicht oder -
erfordernis.  
 
  

 X 
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rer Nähe zum Geltungsbereich des vor-
maligen Vorhaben- und Erschließungs-
plans Nr. 55 aufgestellt werden, obwohl 
das angrenzende Areal des Vorhaben- 
und Erschließungsplans Nr. 55 noch 
nicht vollständig entwickelt ist und nach 
Auffassung der Stadt Halle (Saale) in Er-
mangelung des Inkrafttretens des vorma-
ligen Vorhaben- und Erschließungsplans 
Nr. 55 sowie dar hiermit einhergehenden 
fehlenden Weiterentwicklung des Plan-
gebiets städtebauliche Missstände in Ge-
stalt einer Splittersiedlung aufweist. 
 

II-1.6 

Durch die neuerliche Bauleitplanung auf 
der gegenüberliegenden Straßenseite 
unter Nichteinbeziehung des oben ge-
nannten Areals setzt sich die Stadt Halle 
(Saale) wiederholt (siehe auch Bebau-
ungsplan Nr. 186) in Widerspruch zu Ih-
rem bisherigen Vortrag innerhalb des 
oben benannten Klageverfahrens  

Ist nicht Gegenstand des 
Bebauungsplanverfahrens. 
Bezieht sich auf das anhän-
gige verwaltungsgerichtliche 
Klageverfahren. 

H 

II-1.7 

oder trägt - die oben zitierte Auffassung 
der Stadt Halle (Saale) zugrunde gelegt - 
der Aufgabe der Bauleitplanung, eine ge-
ordnete städtebauliche Entwicklung her-
beizuführen, nicht hinreichend Rech-
nung. 

Wird nicht berücksichtigt. 
 
Es bleibt grundsätzlich der 
Stadt vorbehalten, welche 
Flächen in das Plangebiet 
einbezogen werden. Die Ent-
scheidung unterliegt der Pla-
nungshoheit. 
Das Vorhandensein einer 
Splittersiedlung führt nicht zu 
einem Planungszwang bzw. 
einer Planungspflicht bzw. -
erfordernis.  
 

 X 

II-1.8 

3. 
3.1. 
 
Ausweislich des Bebauungsplans im Ent-
wurf sollen innerhalb des Plangebiets ein 
Allgemeines Wohngebiet, Straßenver-
kehrsflächen und Grünflächen festge-
setzt werden.  
 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

II-1.9 

 
Gegenstand des an obiger Stelle bereits 
angesprochenen (zwischenzeitlich abge-
schlossenen) verwaltungsgerichtlichen 
Verfahrens war eine Bauvoranfrage un-
seres Mandanten. Streitgegenständlich 
war die Errichtung eines Einfamilienhau-
ses im Bungalowstil (eingeschossig) 
ohne Keller mit Garage auf dem Flur-
stück 27/28 der Flur 1 der Gemarkung 

 
Ist nicht Gegenstand des 
Bebauungsplanverfahrens. 
Betrifft das anhängige ver-
waltungsgerichtliche Klage-
verfahren. 

H 
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Dölau. Dieses Einfamilienhaus wäre von 
einer großen Freifläche umgeben, so-
dass die Versickerung des Nieder-
schlagswassers vor Ort grundsätzlich 
möglich gewesen wäre. Auch hätte eine 
Rückhaltung erfolgen können. Gleich-
wohl wurde unserem Mandanten im Rah-
men des verwaltungsgerichtlichen Ver-
fahrens u.a. entgegengehalten, dass die 
Beseitigung des Niederschlagswassers 
nicht geklärt sei und darüber hinaus 
problematisch wäre. 
 
 

II-1.10 

Innerhalb des Plangebiets soll die Prob-
lematik Regenwasser/Niederschlagswas-
ser ausweislich der Begründung zum 
Entwurf nun wie folgt begegnet werden: 
 
„Ableitung Niederschlagswasser 
Die Angabe zur Einleitmenge des anfal-
lenden Niederschlagswassers wurde von 
der Halleschen Wasser und Stadtwirt-
schaft (HWS) GmbH im Rahmen der 
frühzeitigen Beteiligung korrigiert. Es darf 
kein zusätzliches Niederschlagswasser 
in das öffentliche Kanalnetz eingeleitet 
werden. Daher wurde im Rahmen der Er-
arbeitung des Bebauungsplanes eine Er-
schließungskonzeption erstellt. Ausfüh-
rungen sind unter Pkt. 5.4 und 7.5 zu fin-
den. Im Ergebnis erfolgen textliche Fest-
setzungen, die die Ableitung, das Sam-
meln und Versickern des anfallenden 
Niederschlagswassers im gesamtem 
Plangebiet unter den örtlichen Gegeben-
heiten und gemäß der Stellungnahme 
des Ver- und Entsorgungsträgers sicher-
stellen. 
 
Im Rahmen einer geotechnischen Unter-
suchung wurden die Baugrund- und 
Gründungsverhältnisse innerhalb des 
Plangebietes untersucht. Schichtwasser 
wurde ab ca. 2,9 m unter der Gelände-
oberkante erkundet. Der Grundwasser-
flurabstand beträgt gemäß Umweltatlas 
der Stadt Halle (Saale) zwischen 3,0 m 
und 10,0 m. Vom Landesbetrieb für 
Hochwasserschutz und Wasserwirtschaft 
(LHW) Sachsen-Anhalt wurde zudem 
eine hydrologische Stellungnahme ein-
geholt. Der LHW Sachsen-Anhalt betreibt 
in unmittelbarer Nähe des Plangebietes 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
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keine Grundwassermessstelle des Lan-
desmessnetzes. Nächstgelegene Grund-
wassermessstellen befinden sich ca. 1,2 
km nordwestlich bzw. 1,8 km östlich des 
Plangebiets und wurden bei 3-6 m in 
feinsandigen bis schluffigen Bereichen 
bzw. in eozänen grundwasserführenden 
Schichten verfiltert. Gemäß der Flurab-
standskarte des Grundwasserkatasters 
ist im Plangebiet mit mittleren Flurab-
ständen von mehr als 2 m zu rechnen. 
 
In der geotechnischen Untersuchung 
wurden auch Empfehlungen und Maß-
nahmen zu tieferen Baugruben gegeben, 
die dann in der Bauausführung zu be-
rücksichtigen sind. Es besteht kein weite-
rer Anlass zu erforderlichen Reglungen 
im Bebauungsplan.“ (S. 9 f. der Begrün-
dung) 
 
„Niederschlagswasser 
Gemäß der Stellungnahme der HWS 
GmbH im Rahmen der frühzeitigen Betei-
ligung kann innerhalb des Plangebiets 
das anfallende Niederschlagswasser 
nicht in das öffentliche Kanalnetz der 
HWS GmbH eingeleitet werden. Es be-
stehen keine Kapazitäten mehr. 
Innerhalb des Plangebietes stehen ge-
mäß Umweltatlas der Stadt Halle (Saale) 
potenziell sickerfähige Schichten aus 
Sanden mit schluffigen und kohligen Bei-
mengungen an. Aus den Karten zum 
Grundwasserflurabstand im Umweltatlas 
der Stadt Halle (Saale) kann eine ausrei-
chend freie Sickerstrecke innerhalb des 
Plangebietes abgeleitet werden. 
Nach ersten Bewertungen und Untersu-
chungen zum Boden wurde durch das 
Baugrundbüro Klein festgestellt, dass 
aufgrund sickerfähigen Bodenschichten 
eine Versickerung des anfallenden Nie-
derschlagswassers auf dem Wohnbauflä-
chen unter bestimmten Voraussatzungen 
bzw. Bedingungen erfolgen kann [15]. 
Für das anfallende Niederschlagswasser 
von der zukünftigen privaten Verkehrsflä-
che ist aufgrund des Versiegelungsgra-
des eine zentrale Regenwasserrückhal-
tung innerhalb des Plangebietes vorzu-
halten. Im Bebauungsplan werden daher 
entsprechende Festsetzungen für die 
Rückhaltung und gedrosselte Versicke-
rung des Niederschlagswassers erforder-
lich.“ (S. 28 der Begründung)  



Bebauungsplan Nr. 200 „Dölau, Wohngebiet Salzmünder Straße“ 

Abwägungsbeschluss  16.Dezember 2022 

 

76 

 
„Gemäß der Flurabstandskarte des 
Grundwasserkatasters ist im Plangebiet 
mit mittleren Flurabständen von mehr als 
2 m zu rechnen. 
Im Rahmen der Erschließungskonzeption 
ist bei der Bemessung und Planung 
erforderlicher Niederschlagswasser-
versickerungsanlagen der Grundwasser-
flurabstand zu berücksichtigen. 
… 
Boden/Baugrund 
Nach ersten Bewertungen und Untersu-
chungen zum Boden durch das Bau-
grundbüro Klein (15) ist festzustellen, 
dass aufgrund der sickerfähigen Boden-
schichten eine Versickerung des Nieder-
schlagswassers mit folgenden Hinweisen 
erfolgen kann: Kapitel 2.4 
„...Die gezielte Versickerung von Nieder-
schlagswasser nach DWA-Arbeitsblatt 
138 ist am geplanten Versickerungs-
standort mit folgenden Einschränkungen 
möglich. Der oberflächennah bis ca. 1,3 
m bzw. 1,4 m u. GOK (~98,3 m NHN) er-
kundete stark schluffige Sand (2) ist auf-
grund der geringen kf-Werte (< 10-7 m/s, 
vgl. Tabelle 1) für eine Versickerung un-
geeignet. Darunter anstehender feinkorn-
armer Grob- bis Mittelsand (2) ist auf-
grund der ausreichenden Durchlässigkei-
ten (siehe Tabelle 1), der erkundeten 
Schichtmächtigkeiten ≥ 1,7 m) und der 
vorhandenen freien Sickerstrecke ≥ 1,0 
m) als Schicht für eine Beseitigung von 
Niederschlagswasser durch Versicke-
rung als geeignet zu bewerten.“ Es 
wurde eine Erschließungskonzeption, die 
u.a. die Ableitung des anfallenden Nie-
derschlagswassers von den Verkehrsflä-
chen untersucht, erarbeitet, vgl. Anlage 
3. Ergänzend wurden an vier Standorten 
innerhalb das Plangebietes Bodenunter-
suchungen durchgeführt, die die Wasser-
durchlässigkeit des Bodens und somit 
die Versickerung von anfallenden Nieder-
schlagswässern innerhalb der zukünfti-
gen Wohnbaugrundstücke ermitteln und 
bewerten sollten, vgl. hierzu Anlage 5. Im 
Ergebnis wurde eine ausreichende Was-
serdurchlässigkeit des Bodens für eine 
direkte Versickerung des anfallenden 
Niederschlagswassers nachgewiesen." 
(S. 27 f. der Begründung) 
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„Für das innerhalb des Plangebietes an-
fallende Niederschlagswasser wurden 
geeignete Maßnahmen zur Rückhaltung 
und für die gedrosselte Ableitung inner-
halb des Plangebietes geprüft. Im Be-
bauungsplan wurden entsprechende 
Festsetzungen getroffen.“ (S. 29 der Be-
gründung) 
 
„Südlich der Salzmünder Straße wird 
zwischen der nördlichen Geltungsbe-
reichsgrenze des Bebauungsplanes und 
dem nördlichsten Baufeld ein Abstand 
von 42,0 m gewählt, um damit bereits 
Beeinträchtigungen durch Verkehrs­ und 
Feinstaubemissionen zu reduzieren und 
eine Eingrünung auch an der nördlichen 
Grenze des Plangebietes zu ermögli-
chen. Zudem ist eine Lärmschutzwand in 
einer Höhe von 3,0 m in dieser Grünflä-
che einzuordnen, die sich mit einem aus-
reichenden Abstand sowohl zur Straße 
als auch zur Wohnbebauung einfügt. 
Weiterhin kann in dieser großzügig di-
mensionierten Grünfläche eine Fläche für 
die Regenrückhaltunq für das anfallende 
Niederschlagwasser von den Straßen-
verkehrsflächen innerhalb des Plange-
bietes vorgehalten werden.“ (S. 41 der 
Begründung - Unterstreichung nur hier) 
 
„7.4.1 Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 
BauGB)  
Private Grünflächen 
Die Grünflächen werden als private 
Grünfläche festgesetzt. 
… 
Westlich der privaten Erschließungs-
straße wird die Grünfläche mit dem An-
pflanzgebot A 3 festgesetzt. Innerhalb 
dieser Fläche ist unterirdisch eine Anlage 
zur Regenwasserrückhaltung zu errich-
ten, da das Gelände von Südwesten 
nach Nordosten abfällt und die Grünflä-
che in diesem Bereich den tiefsten Punkt 
bildet. Die Fläche wird zur Gewährleis-
tung der Zweckbestimmung der Grünflä-
che begrünt (vgl. hierzu TF 9.3). Zur 
Klarstellung wird daher die Zulässigkeit 
der Anlage zur Niederschlagswasser-
versickerung ausnahmsweise innerhalb 
dieser Grünfläche festgesetzt. 
 
TF 7.0  Innerhalb der mit A 3 ge-
kennzeichneten Fläche ist eine Anlage 
zur Niederschlagswasserversickerung 
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gemäß textlicher Festsetzung 8.3 zu er-
richten. 
 
Wie unter Pkt. 7.5.2 der Begründung, 
Tell I dargestellt, ist das anfallende Nie-
derschlagswasser innerhalb des Plange-
bietes zu belassen und wieder dem Was-
serkreislauf zuzuführen. Es kann jedoch 
von den Verkehrsflächen nicht in Rand-
bereiche abgeleitet werden, so dass es 
gesammelt und über ein unterirdisches 
Rigolensystem zur Versickerung ge-
bracht wird. Zur Reinigung und Wartung 
sind Schächte notwendig, die in die 
Grünfläche zu integrieren sind." (S. 47 
der Begründung) 
 
„TF 8.2 Private Stellplätze innerhalb der 
WA-Teilgebiete sind mit wasserdurchläs-
sigen Belägen mit einem Abflussbeiwert 
kleiner oder gleich 0,6 zu befestigen. 
 
Diese Maßnahme dient dem Schulz des 
Wasserhaushaltes. Auf den Flächen an-
fallendes Niederschlagswasser wird über 
die Versickerung wieder dem Wasser-
haushalt zugeführt. 
Mit dem festgesetzten Abflussbeiwert (ψ 
kleiner oder gleich 0,6 können die in der 
Praxis verwendeten Materialen wie Ra-
senfugenpflaster, Kies und Schotter (ψ = 
0,3) sowie Beton- und Natursteinpflaster 
oder andere teilweise wasserdurchläs-
sige Beläge (ψ = 0,3-0,6) verwendet wer-
den. Der Gestaltungsspielraum für die 
zukünftigen BauherrInnen wird dadurch 
nicht eingeschränkt. Die Nutzung und 
Begehbarkeit bleibt weiterhin gewährleis-
tet. 
 
TF 8.3 Das auf den privaten Verkehrsflä-
chen anfallende Niederschlagswasser ist 
zu sammeln und in eine Versickerungs-
anlage mit einem freien Rückhaltevolu-
men von mindestens 130 m³ innerhalb 
der mit A 3 gekennzeichneten Fläche ab-
zuleiten. Die Fläche ist zu begrünen. 
 
Zur Versickerung des anfallenden Nie-
derschlagswassers von der privaten 
Straßenverkehrsfläche ist eine zentrale 
Versickerungsanlage bzw. ein Regen-
wasserrückhaltevolumen innerhalb der 
privaten Grünfläche mit dem Anpflanzge-
bot A 3 an der Salzmünder Straße erfor-
derlich, vgl. hierzu Pkt. 7.5.2. Mit dieser 
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Maßnahme wird das Niederschlagswas-
ser an geeigneter Stelle unterirdisch ge-
sammelt. Es dient dem wasserhaushalts-
rechtlichen Ziel, dass Niederschlagswas-
ser zeitverzögert dem Wasserkreislauf 
wieder zu zuführen. Zudem ist die Fläche 
über der Versickerungsanlage zu begrü-
nen, vgl. hierzu TF 9.3. 
Auch das innerhalb der zukünftigen Bau-
grundstücke anfallende Niederschlags-
wasser soll zum Schutz des Wasser-
haushaltes und des Bodens dem Was-
serkreislauf zeitverzögert wieder zuge-
führt werden. Für die Berechnung des 
Rückhaltebedarfes je 
überbaubarer Grundstücksfläche erfolgte 
eine überschlägige Berechnung des 
Rückhaltebedarfes je überbaubarer 
Grundstücksfläche unter Berücksichti-
gung der beabsichtigten Bebauungs-
struktur und der zulässigen Grundflä-
chenzahlen, vgl. Anlage 6 [30]. 
 
TF 8.4 
  
Das auf den Dachflächen baulicher Anla-
gen und auf den sonstigen überbaubaren 
Flächen der Baugrundstücke anfallende 
Niederschlagswasser ist jeweils auf dem 
eigenen Baugrundstück zurückzuhalten 
und zu versickern. Zur Gewährleistung 
eines ausreichenden Rückhaltevolumens 
für das Niederschlagswasser ist dafür 
mindestens 0,0204 m³ je m² zulässiger, 
bebaubarer Grundstücksfläche ein spezi-
fisches Speichervolumen in einer nach 
den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik errichteten Regenrückhaltean-
lage (z.B. Zisterne und/oder Rigole) zu 
schaffen. 
 
Wenn der Grundstückseigentümer bzw. 
die Grundstückseigentümerin den Nach-
weis erbringt, dass eine Einleitung in die 
Niederschlagswasserableitungsanlage in 
der privaten Verkehrsfläche möglich ist, 
kann von der Festsetzung TF 8.4 befreit 
werden. Eine weitere Möglichkeit anfal-
lendes Niederschlagswasser von den 
Dachflächen der Wohnhäuser und damit 
das erforderliche Rückhaltevolumen zu 
reduzieren, sind Retentionsdächer bzw. 
Retentionsgründächer in Form von Dach-
begrünungen mit effektiver Regenrück-
haltefunktion. Diese haben eine Retenti-



Bebauungsplan Nr. 200 „Dölau, Wohngebiet Salzmünder Straße“ 

Abwägungsbeschluss  16.Dezember 2022 

 

80 

onsschicht, worin das Niederschlagswas-
ser fließt und zwischengespeichert wird." 
(S. 48 f. der Begründung) 
 
„Für das Plangebiet sind auch aufgrund 
der fehlenden Einleitmöglichkeit für das 
anfallende Niederschlagswasser in die 
bestehende Leitung der HWS GmbH er-
gänzende und begünstigende Maßnah-
men für die zukünftige Ableitung des an-
fallenden Niederschlagswassers von 
baulichen Anlagen aufzuzeigen. Ergän-
zend sieht auch eine Dachbegrünung 
eine sinnvolle Maßnahme zur Rückhal-
tung dar. Durch Dachbegrünungen kann 
in Abhängigkeit von der Substratstärke 
Niederschlagswasser auf den Dachflä-
chen zurückgehalten und über Verduns-
tung dem natürlichen Wasserkreislauf 
wieder zugeführt werden. Die Verduns-
tung des gespeicherten Wassers sorgt 
für Kühlung und Luftbefeuchtung. Vor 
diesem Hintergrund werden die Festset-
zungen 9.6 und 9.7 getroffen. 
 
TF 9.6 Dachflächen von Wohnhäusern 
mit Ausnahme von Belichtungsflächen, 
Glasdächern, Terrassen und technischen 
Aufbauten - soweit brandschutztechni-
sche Bestimmungen nicht entgegenste-
hen - sind bis zu einer Dachneigung von 
15 Grad zu begrünen. die Dachbegrü-
nung ist zuzüglich Filter- und Dränschich-
ten mit einer mindestens 12 cm dicken, 
durchwurzelbaren Substratschicht auszu-
führen und mit standortheimischen Stau-
den und Gräsern zu bepflanzen. Die zu 
begrünenden Dachflächen sind so aus-
zuführen, dass damit ein Abflussbeiwert 
kleiner oder gleich 0,5 erreicht wird. Die 
Begrünung ist zu pflegen und dauerhaft 
zu erhalten. 
 
Dachbegrünungen wirken ausgleichend 
auf das (Klein-) Klima. Des Weiteren be-
günstigen sie die Artenvielfalt, können 
zur Einsparung von Heiz- und Kühlener-
gie beitragen und halten zudem anfallen-
des Niederschlagswasser zurück. Inso-
fern wird eine Dachbegrünung für Wohn-
häuser bis zu einer Dachneigung von 15 
Grad festgesetzt.“ (S. 52 der Begrün-
dung) 
 
„Niederschlagswasser 
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Gemäß der Stellungnahme der HWS 
GmbH im Rahmen der frühzeitigen Betei-
ligung kann innerhalb des Plangebietes 
das anfallende Niederschlagswasser 
nicht in das Kanalnetz der HWS GmbH 
eingeleitet werden. Es bestehen keine 
Kapazitäten mehr. Daher war es Aufgabe 
der Erschließungskonzeption, die Ablei-
tung des anfallenden Niederschlagswas-
sers innerhalb des Plangebietes zu un-
tersuchen und entsprechende Maßnah-
men aufzuzeigen [23]. Dies wird wie folgt 
für die Straßenverkehrsflächen und die 
Wohnbauflächen kurz zusammengefasst: 
 
Straßenverkehrsflächen 
Das von den Straßen anfallende Nieder-
schlagswasser wird über die geplanten 
Regenwasserkanäle innerhalb der priva-
ten Verkehrsflächen in eine Versicke-
rungsanlage im Norden des Plangebietes 
innerhalb der privaten Grünfläche mit 
dem Anpflanzgebot A 3 eingeleitet wer-
den. 
Die Bemessung dieser geplanten Regen-
wasserkanalisation im Wohngebiet er-
folgte nach DIN EN 752 und DWA-A 118. 
Neben der eigentlichen Bemessung 
wurde auch ein Überstaunachweis ge-
führt. Für das Projektgebiet sind die sta-
tistischen Regenhöhen und -spenden auf 
Basis des neuen KOSTRA-DWD-2010®-
Atlas (Zeile 48, Spalte 51) ermittelt wor-
den (für Euler-Modellregen). 
Die maßgebliche befestigte Fläche 
(Straße, Parkplatzflächen und Gehweg) 
innerhalb des neuen Wohngebietes be-
trägt ca. 3.300 m². Für die Versickerung 
der von den anfallenden Niederschlags-
wässern sind ca. 130 m³ Speichervolu-
men erforderlich. 
Die RW-Kanalisation im Wohngebiet ist 
entsprechend DWA-A 118 zu bemessen. 
Das Gebiet wird als Allgemeines Wohn-
gebiet ausgewiesen. Die Kanalisation ist 
daher für zweijährige Niederschlagser-
eignisse überlastungsfrei, also auf Frei-
spiegelabfluss zu bemessen, ein Über-
staunachweis ist für 3-jährige Ereignisse 
zu führen. 
Die Lage der geplanten RW-Kanalisation 
verfügt über Zwangspunkte. Die Tiefen-
lage ergibt sich aus den Zwangspunkten 
des Bestandes (West-Nordachse und 
Zulauf Versickerungsanlage) bzw. EWS 
der Parallelführung der zu verlegenden 
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Medien (Kreuzungsproblematik Hausan-
schlüsse). 
Entsprechend der hydrodynamischen Si-
mulation wird zur Einhaltung von Frei-
spiegelabflüssen bei zweijährigen Rege-
nereignissen die Dimension der Regen-
wasserleitung von DN 250 (Außendurch-
messer 250) erforderlich. 
Für die geplante RW-Kanalisation im 
Plangebiet ist entsprechend DWA-A 118 
der Überstaunachweis für dreijährige Re-
gen geführt worden. Zusätzlich erfolgte 
ein erweiterter Überstaunachweis für T = 
5a. Es wurde mittels der Berechnungen 
nachgewiesen, dass es beim entspre-
chenden Regenereignis nicht zu Über-
stau kommt. Die Kanalhaltungen können 
aber unter Einstau stehen und somit 
überlastet sein. 
 
Für den maßgebenden und den erweiter-
ten Nachweis wurde weder ein Überstau 
noch ein Einstau für die, RW-
Kanalisation simuliert. Die dimensionierte 
RW­ Kanalisation erfüllt somit alle Bedin-
gungen. 
Des Weiteren wurde vom LHW Sachsen-
Anhalt eine hydrologische Stellung-
nahme eingeholt. Der LHW Sachsen-An-
halt betreibt in unmittelbarer Nähe des 
Plangebietes keine Grundwassermess-
stelle des Landesmessnetzes. Nächstge-
legene Grundwassermessstellen befin-
den sich ca. 1,2 km nordwestlich bzw. 
1,8 km östlich des Plangebietes und wur-
den bei 3-6 m in feinsandigen bis schluf-
figen Bereichen bzw. in eozänen grund-
wasserführenden Schichten verfiltert. 
Gemäß der Flurabstandskarte des 
Grundwasserkatasters ist im Plangebiet 
mit mittleren Flurabständen von mehr als 
2 m zu rechnen. 
Bei der Planung der Versickerungsan-
lage wurde der einzuhaltende Mindestab-
stand von einem Meter zum mittleren 
höchsten Grundwasserstand (MHGW) 
berücksichtigt. Für die geplante Versicke-
rungsanlage, wurden verschiedene An-
bieter geprüft. Diese Angebote wurden 
anschließend ausgewertet und vergli-
chen. Es wird die Variante mit Boxrigolen 
mit den Abmaßen von 19,0 m x 16,80 m 
x 0,43 m von der Firma Wavin favorisiert. 
 
Dis Versickerungsanlage wird demnach 
aus Boxrigolen mit einer Höhe von 0,43 
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m bestehen, welche von einem VIies um-
geben sind und so den Eintrag aus dem 
umgebenden Erdreich verhindert. Als 
Unterlage der Versickerungsanlage dient 
eine 10 cm dicke Sandschicht. Das Rigo-
lensystem verfügt über mehrere 
Schächte zum Spülen und Reinigen der 
Anlagen. 
Um den Eintrag von Fremdstoffen in die 
Versickerungsanlage zu verringern, ist 
ein Sedimentationstunnel DN 800 mit ei-
ner Länge von 3,0 m der Versickerungs-
anlage vorgeschaltet. 
Innerhalb der festgesetzten privaten 
Grünfläche mit dem Anpflanzgebot A 3 
(vgl. Festsetzung 8.4) wird keine Flä-
chenangabe, sondern das erforderliche 
Speichervolumen festgesetzt, um bei 
Veränderung der Abmessungen und der 
Versickerungsanlage noch flexibel zu 
bleiben. Auch in der Festsetzung zur Be-
grünung der Grünfläche (vgl. Festset-
zung 9.3) wird die Versickerungsanlage 
berücksichtigt. 
 
Wohnbauflächen 
Grundsätzlich soll wenn möglich, dass 
Niederschlagswasser auf den Grundstü-
cken belassen werden, um es in den 
Wasserhaushalt wieder zurückzuführen. 
Zum Bebauungsplan erfolgten Bodenun-
tersuchungen, vgl. hierzu Pkt. 5.5.7. 
Diese ergaben, dass eine ausreichende 
Sickerfähigkeit des untersuchten Bau-
grundes zur Beseitigung von Nieder-
schlagwasser durch dezentrale Versicke-
rung gegeben ist und die Beseitigung 
des Niederschlagswassers auf den künf-
tigen Baugrundstücken erfolgen kann. 
Daher erfolgt die textliche Festsetzung 
8.4, die je Baugrundstück eine 
Regenwasserrückhaltungsvorrichtung in 
Form einer Zisterne und/oder Rigole mit 
entsprechendem Speichervolumen in Ab-
hängigkeit der zukünftigen überbaubaren 
Grundstücksfläche festsetzt. 
Für vier Standorte innerhalb des Plange-
bietes liegen Bodenuntersuchungen vor. 
Im Rahmen der Ausführungsplanung 
sind weitere standortkonkrete Baugrund-
untersuchungen durchzuführen, die Auf-
schluss über die abschließende erforder-
liche Niederschlagsentwässerung auf 
den Baugrundstücken geben. Das 
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Niederschlagswasser ist zeitverzögert in-
nerhalb der Baugrundstücke in den Bo-
den zu versickern. 
 
TF 8.4 Das auf den Dachflächen bauli-
cher Anlagen und auf den sonstigen 
überbaubaren Flächen der Baugrundstü-
cke anfallende Niederschlagswasser ist 
jeweils auf dem eigenen Baugrundstück 
zurückzuhalten und zu versickern. Zur 
Gewährleistung eines ausreichenden 
Rückhaltevolumens für das Nieder-
schlagswasser ist dafür mindestens 
0,0204 m³ je m² zulässiger, bebaubarer 
Grundstücksfläche ein spezifisches Spei-
chervolumen in einer nach den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik errich-
teten Regenrückhalteanlage (z.B. Zis-
terne und/oder Rigole) zu schaffen. 
 
Alternativ könnte das anfallende Nieder-
schlagswasser von einzelnen Baugrund-
stücken auch mittels Überlauf in den ge-
planten Niederschlagswasserkanal in 
den privaten Erschließungsring bis zur 
geplanten Versickerungsanlage in der 
Grünfläche mit dem Anpflanzgebot A 3 
abgeleitet werden. Wenn der Grund-
stückseigentümer und die Grundstücks-
eigentümerin den Nachweis erbringt, 
dass eine Einleitung in die Nieder-
schlagswasserableitungsanIage in der 
privaten Verkehrsfläche möglich ist, kann 
von der Festsetzung TF 8.4 befreit wer-
den. 
 
Für die Herstellung von Anlagen zur Ver-
sickerung von Niederschlagswasser ist 
grundsätzlich eine wasserrechtliche Er-
laubnis bei der Stadt Halle (Saale) einzu-
holen.“ (S. 55 ff. der Begründung) 
 
„Auswirkungen auf Fläche und Boden 
werden durch die geringe Ausbaubreite 
der privaten Verkehrsflächen sowie die 
im TG 2 zulässige GRZ gemindert. Damit 
gehen ein höherer Anteil an Gartenflä-
chen einher, die zudem auch der Nieder-
schlagswasserversickerung und dem Kli-
maschutz unmittelbar dienen.“ (S. 75 der 
Begründung) 
 
„Im Hinblick auf die Belange des Umwelt-
schutzes werden weiterhin folgende 
Festsetzungen getroffen: 
… 
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- Maßnahmen zur Rückhaltung und Ver-
sickerung von Niederschlagswasser" (S. 
77 der Begründung) 
 
„1.2.2 Inhalt und Umfang der Umweltprü-
fung 
Untersuchungsumfang und Detailie-
rungsgrad für die zu ermittelnden Be-
lange sind in einem Scoping-Termin am 
15. Oktober 2019 durch die Stadt Halle 
(Saale) festgelegt worden. Folgende Be-
lange sind in die Umweltprüfung einzu-
stellen: 
 
Schutzgut Wasser Notwendigkeit von 
Untersuchungen zur zukünftigen Ablei-
tung des Niederschlagswassers“ (S. 78 
der Begründung) 
 
„2.1.2.5 Klima, Luft 
Das Plangebiet liegt gemäß [17] im sub-
kontinental getönten Klima der Binnen-
becken und Berghügelländer im Lee der 
Mittelgebirge und zeichnet sich durch 
niedrige Jahresniederschläge (550 – 18 ⁰ 
C [sic] aus. Die Dauer der Vegetations-
periode ist hier mit 220 - 250 Tagen rela-
tiv lang. Der Landschaftsraum gehört zu 
den 
niederschlagsärmsten Landschaften Mit-
teldeutschlands." (S. 83 der Begründung) 
 
„Da sich der Versiegelungsgrad erhöhen 
wird, wird die Versickerung des anfallen-
den Niederschlagswassers reduziert. Die 
Grundwasserneubildungsrate wird somit 
gemindert.“ (S.86 der Begründung) 
 
„2.2.3.4 Wasser 
Mit der ermittelten Versiegelungsfläche 
wird die Fläche verringert, auf der anfal-
lendes Niederschlagswasser versickern 
kann. Die Grundwasserneubildungsrate 
wird demnach gemindert.“ (S. 89 der Be-
gründung) 
 

II-1.11 

Während das Niederschlagswasser von 
der Straßenverkehrsfläche ursprünglich 
zurückgehalten und gedrosselt in das 
vorhandene Kanalnetz abgeleitet werden 
sollte, ist nun eine Versickerung des ge-
samten im Plangebiet anfallenden Nie-
derschlagswassers vorgesehen. 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
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II-1.12 

Dies  begegnet angesichts der bekann-
ten Bodenbeschaffenheit erheblichen 
Bedenken 

Wird nicht berücksichtigt. 
 
Die Bodenbeschaffenheit vor 
Ort ist gutachterlich unter-
sucht worden (mehrfache 
Bohrungsarbeiten: 11/2019, 
13 Bohrungen inklusive Korn-
größenbestimmung, vgl. Ge-
otechnischer Bericht vom 
21.11. 2019  
und  
03.2021, 4 Bohrungen für In-
filtrationsversuche, vgl. Kurz-
stellungnahme Sickerfähig-
keit des Baugrundes vom 
25.03.2021). Darin wurde 
grundsätzlich nachgewiesen, 
dass im Gegensatz zu den  
der Stadt Halle (Saale) be-
kannten geologischen Gege-
benheiten von Dölau, eine 
Versickerung des Nieder-
schlagswassers aufgrund der 
vorgefundenen Bodenverhält-
nisse im Plangebiet möglich 
ist. 

 X 

II-1.13 

und steht in einem eklatanten Wider-
spruch zu den Ausführungen der Stadt 
Halle (Saale) innerhalb des oben be-
nannten verwaltungsgerichtlichen Ver-
fahrens. Während diese die Rückhaltung 
bzw. Versickerung des Niederschlags-
wassers mit Blick auf die durch ein! Ein-
familienhaus erfolgende Versiegelung als 
problematisch erachtet, soll nun in unmit-
telbarer Nähe eine umfangreiche Wohn-
bebauung bzw. Bebauung mit nicht we-
sentlich störender gewerblicher Nutzung 
in erheblichem Umfange legitimiert wer-
den, wobei hier eine Versickerung des 
Niederschlagswassers (teilweise mit Ab-
leitung zu einer Sammelstelle und ge-
drosselter Versickerung) zugestanden 
wird. 
 
Das allein auf das Plangebiet be-
schränkte Entwässerungskonzept steht 
mit den bisherigen Ausführungen der 
Stadt Halle (Saale) ebenso nicht in Über-
einstimmung. Unserem Mandanten 
wurde bisher das Erfordernis einer tech-
nischen Komplettlösung für ganz Halle 
Dölau entgegengehalten. 
 

Ist nicht Gegenstand die-
ses Bauleitplanverfahrens. 
 
Der Hinweis betrifft das an-
hängige Klageverfahren. 

H 
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II-1.14 

Die innerhalb des Entwurfs getroffenen 
Festsetzungen vermögen die Nieder-
schlagswasserproblematik nicht zu be-
wältigen. 
Die Bezugnahme auf die Stellungnahme 
des Baugrundbüros Klein vermag bezüg-
lich der Sickerfähigkeit des Bodens im 
Bereich des Plangebiets nicht zu über-
zeugen. Der Kurzstellungnahme dieses 
Büros vom 25.03.2021 lässt sich entneh-
men, dass stichprobenhaft (wohl an vier 
Stellen) Feldversuche erfolgt seien, aus 
welchen eine ausreichende Sickerfähig-
keit des "untersuchten Baugrundes" (also 
des Baugrundes im Bereich der Stichpro-
ben) abgeleitet werden könne, Jedoch 
an jeder einzelnen Parzelle eine geson-
derte Überprüfung der Wasserdurchläs-
sigkeit des Untergrundes einzuplanen 
sei. Im Ergebnis verweist das Baugrund-
büro Klein also darauf, dass es bezüglich 
der Sickerfähigkeit noch weitere Untersu-
chungen bedarf. Auf einer solchen 
Grundlage vermag kein Konzept bezüg-
lich des Sammelns und Versickerns des 
Niederschlagswassers erarbeitet zu wer-
den. So ist gänzlich unbekannt, ob 
ein Versickern des Niederschlagswas-
sers auf den einzelnen Parzellen - wie in-
nerhalb des Bebauungsplans vorgese-
hen- überhaupt möglich ist. Zwar sollen 
auf den Baugrundstücken auch z.B. Zis-
ternen, mithin Anlagen errichtet werden, 
welche der Rückhaltung dienen.  
 
Ob das hierfür veranschlagte Speicher-
volumen von 0,0204 m³ je zulässiger be-
baubaren Grundstücksfläche angesichts 
der ausstehenden Untersuchungen ge-
nügt und wohin der Überlauf der Zister-
nen erfolgen soll, erschließt sich jedoch 
nicht.  
 

Wird nicht berücksichtigt. 
Die Problematik der Versi-
ckerung in Dölau ist bekannt 
und wurde ausführlich gut-
achterlich untersucht.  
Es wurde mittels Gutachten 
grundsätzlich nachgewiesen, 
dass im Gegensatz zu den  
der Stadt Halle (Saale) be-
kannten geologischen Gege-
benheiten von Dölau, eine 
Versickerung des Nieder-
schlagswassers aufgrund der 
vorgefundenen Bodenverhält-
nisse im Plangebiet möglich 
ist.  
 
Zudem wurde darin bei Um-
setzung der Vorgaben der 
DWA-A 138 zur fachgerech-
ten Dimensionierung und 
Herstellung von Versicke-
rungsanlagen sowohl auf den 
Wohngrundstücken als auch 
am Standort der zentralen 
Versickerungsanlage (Rigole 
Verkehrsfläche) eine ungüns-
tige Beeinflussung Dritter 
ausgeschlossen und festge-
stellt, dass bei Realisierung 
der geplanten Lage der zent-
ralen Rigolenanlage ein aus-
reichender Abstand zu jegli-
cher Bestandsbebauung ge-
geben ist. (Vgl.  Anlage 5 
Kurzstellungnahme Sickerfä-
higkeit des Baugrundes 
Stand 2021-03-25, S. 2f.) 
Es wurden Durchlässigkeits-
beiwerte ermittelt, die u.a. „ei-
nen repräsentativen Über-
blick über das geplante Bau-
gebiet hinsichtlich der Versi-
ckerungsfähigkeit des ober-
flächennahen Baugrundes 
geben.“ Vgl.  Anlage 5 Kurz-
stellungnahme Sickerfähig-
keit des Baugrundes Stand 
2021-03-25, S. 2)  
 
Die zuständige Behörde hat 
bestätigt, dass mit den vorlie-
genden Untersuchungen die 
Niederschlagswasserbeseiti-
gung im Bebauungsplange-
biet technisch umsetzbar ist. 

 X 
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Es wurden entsprechende 
Festsetzungen getroffen, um 
sicherzustellen, dass das 
Niederschlagswasser im 
Plangebiet zu versickern ist, 
die konkrete Dimensionie-
rung und Ausgestaltung der 
notwendigen Regenrück-
halte- und Versickerungsan-
lagen sind im Rahmen der 
Ausführungsplanung zu be-
rechnen und nachzuweisen. 
Hinsichtlich der Wohnbauten 
kann dies dann auch unter 
Einbeziehung der Dachbe-
grünung erfolgen.  
Überschlägig (ohne Anrech-
nung einer möglichen Dach-
begrünung) ist bereits im 
Rahmen der Planung bei Zu-
grundelegung eines Fünfjah-
resregens je Quadratmeter 
bebaubarer Grundstücksflä-
che ein spezifisches Spei-
chervolumen (Rückhaltebe-
darf) von 0,0204 m³ errech-
net worden (vgl. Berechnung 
Rückhaltebedarf).   
Dem Ermittlungs- und Rege-
lungsbedarf im Rahmen des 
Bebauungsplans wurde damit 
genüge getan. 

II-1.15 

Die vorgesehene Dachbegrünung wird 
zwar angeführt, um das Niederschlags-
wasser zu speichern, eine solche ist je-
doch auf Grund des Umstands, dass sie 
nur bis zu einer bestimmten Dachnei-
gung erfolgen muss und die Dachneigun-
gen nicht verbindlich vorgegeben wer-
den, an sich nur auf dem Papier existent. 
 

Wird nicht berücksichtigt. 
Die Niederschlagswasser-
speicherung durch Dachbe-
grünung wurde in der über-
schlägigen Berechnung des 
Speichervolumens bewusst 
nicht mit einbezogen. Die An-
zahl der Flachdächer mit 
Dachbegrünung hat damit 
keinen Einfluss auf die Trag-
fähigkeit des Niederschlags-
wasserbeseitigungskonzep-
tes.  
 
Entsprechend des städtebau-
lichen Konzeptes, soll die 
Dachgestaltung grundsätzlich 
den Bauwilligen überlassen 
bleiben.  
 
Es wurde aber mittels Fest-
setzung sichergestellt, dass 

 X 
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ggf. eine entsprechende 
Qualität der Dachbegrünung 
geschaffen wird und darauf 
hingewiesen, dass im konkre-
ten Fall in der Ausführungs-
planung eine Anrechnung 
möglich ist. 
 
Erfahrungsgemäß sind die 
Vorlieben der Bauwilligen 
hinsichtlich der Dachgestal-
tung unterschiedlich, sodass 
durchaus auch mit der Ver-
wirklichung von begrünten 
Flachdächern gerechnet wer-
den kann. 
 

II-1.16 

Hinzu tritt, dass seitens des Landesbe-
triebs Hochwasserschutz und Wasser-
wirtschaft zwar bestätigt wurde, dass 
bzgl. des Grundwassers ein mittlerer 
Flurabstand von mehr als 2 Meter anzu-
nehmen sei, jedoch könne oberhalb des 
Grundwassers auf Grund des bindig aus-
geprägten geologischen Untergrunds 
Schichtenwasser auftreten. Steht also 
bereits Schichtenwasser oberhalb des 
Grundwassers an, stellt sich erst recht 
die Frage, wohin das anfallende Nieder-
schlagswasser versickern soll. Diese 
Problematik stellt sich insbesondere im 
Bereich der geplanten Versickerungsan-
lage im Norden des Plangebietes inner-
halb der privaten Grünfläche. Hier soll 
das gesamte auf den Straßenverkehrs-
flächen des Plangebiets anfallende Nie-
derschlagswasser gesammelt und versi-
ckert werden. Zu befürchten ist hier, dass 
sich Oberflächenwasser ansammelt, ein 
Rückstau erfolgt bzw. die Salzmünder 
Straße beeinträchtigt wird. 
 
Unser Mandant befürchtet durch die wei-
tere Versiegelung eine Vernässung des 
Gebiets und seines Grundstücks - zumal 
auch das Plangebiet des Bebauungs-
plans 186 in unmittelbarer Nähe ist und 
ebenso eine weitere Versiegelung vor-
sieht.   
 
 

Wird nicht berücksichtigt. 
 
Gemäß Flurabstandkarte des 
Grundwasserkatasters ist im 
Baugebiet mit mittleren Flur-
abständen von mehr als 2 m 
zu rechnen, heißt es wörtlich 
im Schreiben des LHW. Der 
durchschnittliche Flurabstand 
ist demnach vergleichsweise 
hoch, die Gefahr einer Ver-
nässung grundsätzlich äu-
ßerst gering. 
 
Die gutachterliche Untersu-
chung gibt unter Berücksichti-
gung der hydrologischen An-
gaben des Landesbetriebs 
für Hochwasserschutz und 
Wasserwirtschaft an, dass 
„bei Umsetzung der Vorga-
ben der DWA-A 138 zur fach-
gerechten Dimensionierung 
und Herstellung von Versi-
ckerungsanlagen sowohl auf 
den Wohngrundstücken als 
auch am Standort der zentra-
len Versickerungsanlage (Ri-
gole Verkehrsfläche) eine un-
günstige Beeinflussung Drit-
ter ausgeschlossen ist und 
hat zudem festgestellt, dass 
bei Realisierung der geplan-
ten Lage der zentralen Rigo-
lenanlage auch ein ausrei-
chender Abstand zu jeglicher 
Bestandsbebauung gegeben 

 X 
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ist.“ (Vgl. Anlage 5 Kurzstel-
lungnahme Sickerfähigkeit 
des Baugrundes Stand 2021-
03-25, S. 3)  
 
Ergänzend sei darauf hinge-
wiesen, dass zudem bereits 
aus der gutachterlichen Un-
tersuchung vom 21.11.2019 
des Baugrundbüros Klein 
hervorgeht, dass in dem Be-
reich, wo die Versickerungs-
anlage (Rigole Verkehrsflä-
che) untergebracht werden 
soll, Untersuchungen mittels 
zwei Kleinrammbohrungen 
vorgenommen wurden.  
 
Eine Vernässung speziell des 
Einwenders steht nicht zu-
letzt deshalb auch nicht zu 
befürchten, da sein Grund-
stück ca.3 m über dem Ge-
ländeniveau des Bebauungs-
plangebietes und zudem 
mehrere 100 Meter vom 
Plangebiet entfernt liegt.  
 
Die zuständige Behörde hat 
bestätigt, dass mit den vor-
liegenden Untersuchungen 
die Niederschlagswasserbe-
seitigung im Bebauungsplan-
gebiet technisch umsetzbar 
ist. 
 
 
 
 

II-1.17 

Darüber hinaus wurde gegenüber unse-
rem Mandanten stets betont, dass das 
anfallende Niederschlagswasser über 
das vorhandene Kanalnetz nicht abgelei-
tet werden könne.  
 
 

Ist nicht Gegenstand des 
Planverfahrens. 
Das auf den Wohnbauflächen 
und auf der privaten Ver-
kehrsfläche anfallende Nie-
derschlagswasser verbleibt 
im Plangebiet und wird vorlie-
gend nicht über das vorhan-
dene Kanalnetz abgeleitet 
werden. 

H 

II-1.18 

Hier stellt sich die Frage, wie dieses Ka-
nalnetz sodann die häuslichen Abwässer 
der ausweislich des Bebauungsplans 
200 und des Bebauungsplans 186 vorge-
sehenen Bebauung bewältigen soll. 

Ist bereits berücksichtigt. 
Eine Überlastung des Abwas-
sernetzes durch das Plange-
biet steht nicht zu befürchten. 
Das Niederschlagswasser 
verbleibt im Plangebiet und 

✔  
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Diese dürften in der Menge einen bedeu-
tend größeren Umfang aufweisen als das 
Niederschlagswasser, welches von ei-
nem Einfamilienhaus bzw. der hiermit 
einhergehenden befestigten Fläche ab-
fließt. Eine Überlastung des Abwasser-
netzes würde unseren Mandanten 
ebenso beeinträchtigen (z. B. Gefahr des 
Rückstaus). 
 

das zuständige Entsorgungs-
unternehmen (die HWS 
GmbH) hat im Rahmen der 
Beteiligung bestätigt, dass 
das Plangebiet an den 
Schmutzwasserkanal in der 
Salzmünder Straße ange-
schlossen werden kann.   
Das Verhältnis in einem 
Mischwasserkanal zwischen 
Schmutzwasser und Nieder-
schlagswasser kann bei star-
ken Regenfällen bis 1:300 
betragen. 
 

II-1.19 

3.2. 
Ausweislich des Geotechnischen Be-
richts liegt der Grundwasserflurabstand 
zwischen 3,0 und 10,0 m. Nach diesem 
Bericht ist ein Abtrag der 1. Bodenschicht 
für den Straßenbau und sicherlich auch 
für den Hausbau erforderlich. Hinzu tritt, 
dass viele Bauherren zu einer Unterkelle-
rung ihrer Häuser tendieren werden. 
Auch soll mit der Versiegelung eine Min-
derung der Grundwasserneubildungsrate 
einhergehen. Die Auswirkungen dieser 
Maßnahmen auf das Grundwasser und 
auch deren Zulässigkeit unter Berück-
sichtigung der Vorgaben der WRRL wur-
den bisher noch nicht untersucht. 
 

Ist bereits berücksichtigt. 
 
Die rechtliche Umsetzung der 

⁠Wasserrahmenrichtlinie⁠ 
(WRRL) ist im deutschen 
Wasserrecht umfassend er-
folgt. Prinzipielle Einwände 
wurden von der Unteren 
Wasserbehörde nicht vorge-
tragen. Im Einfamilienhaus-
neubau werden in den letzten 
Jahren aus finanziellen Grün-
den kaum noch Keller errich-
tet. 
. 

✔  

II-1.20 

3.3. 
Im Rahmen der Schalltechnischen Un-
tersuchung wurde vorrangig geprüft, in-
wieweit die Richtwerte innerhalb des 
Plangebiets auf Grund des "Außen-
lärms" eingehalten werden können. 
 

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

II-1.21 

Die Betrachtung dahingehend, inwieweit 
die vorgesehene umfangreiche Bebau-
ung die bereits vorhandene Umge-
bungsbebauung beeinträchtigen wird, 
weist als Ergebnis eine Erhöhung um 
0,1 dB aus. Hierbei wurde allein der 
Straßenverkehr berücksichtigt. Weitere 
Immissionsquellen blieben unberück-
sichtigt. 
 
Nach der Tabelle 7 (S. 25 des Gutach-
tens) ist aktuell von Immissionen auf der 
dem Plangebiet gegenüberliegenden 
Straßenseite in Höhe von 62,0 dB bis 
sogar 66,3 dB tagsüber und 53,3 dB bis 
57,6 dB nachts auszugehen. Dies dürfte 

Ist bereits berücksichtigt. 
Unter der Überschrift „Aus-
wirkungen vom Plangebiet 
durch den Verkehrslärm“ wird 
in der Begründung auf das 
zusätzliche, geschätzte Ver-
kehrsaufkommen, dass auf 
Grundlage der vorgesehenen 
Nutzung ermittelt wurde, ein-
gegangen. Es ist davon aus-
zugehen, dass darüber hin-
aus von dem geplanten All-
gemeinen Wohngebiet keine 
wesentlichen, immissions-
schutzrechtlich relevanten 
Störungen ausgehen können. 

✔  
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sich im Verlauf der Straße fortsetzen, 
mithin auch im Bereich der Stichstraße 
zum Grundstück unserer Mandantschaft 
zu verzeichnen sein. Ausgehend von 
der Bebauung bzw. baulichen Nutzung 
auf der gegenüberliegenden Seite des 
Plangebiets ist dieses Gebiet als reines 
Wohngebiet zu klassifizieren. Dies gilt 
auch für den Bereich des Grundstücks 
unseres Mandanten. Bereits jetzt wer-
den die nach der TA Lärm zulässigen 
Richtwerte von 50 dB(A) tags bzw. 35 
dB(A) nachts durch den Straßenverkehr 
bei weitem überschritten. Eine weitere 
Erhöhung der Emissionen kann vor die-
sem Hintergrund - mag sie auch noch 
so gering sein - seitens unserer Man-
dantschaft nicht akzeptiert zu werden. 
 
Die geplante Bebauung wird mit einem 
erhöhten Verkehrsaufkommen auf der 
Salzmünder Straße einhergehen, da 
diese das Plangebiet erschließt. Wäh-
rend zum Schutz des Plangebietes eine 
3 m hohe Abschirmung parallel zur Salz-
münder Straße errichtet werden soll, ist 
das Wohngebiet unseres Mandanten die-
sem zusätzlichen Lärm schutzlos ausge-
liefert. 
 
 
 

 
Berücksichtigt wurde dabei, 
dass es keinen Durchgangs-
verkehr geben wird und ins-
besondere gewerbliche Nut-
zungen, von denen selbst 
eine erhöhte, störende Lärm-
wirkung ausgehen oder die 
dazu führen, dass sich insbe-
sondere das Verkehrsauf-
kommen erheblich erhöht, in 
der vorliegenden Planung 
nicht zulässig sind. 
 
Auf Grundlage der gutachter-
lichen Beurteilung ist in der 
Begründung auf eine Ver-
kehrslärmerhöhung von ma-
ximal 0,1 dB (A) des vorhan-
denen Beurteilungspegels 
hingewiesen worden. Dieser 
Tatbestand ist auch in die 
Abwägung eingegangen.  
Im Ergebnis, ist der mögliche 
Zuwachs an Lärmimmissio-
nen als zumutbar einzuord-
nen. Da der Anteil des Mehr-
verkehrs vergleichsweise nur 
geringfügig steigt, ist davon 
auszugehen, dass dieser in 
dem allgemeinen Verkehrs-
aufkommen nicht mehr er-
kennbar in Erscheinung tritt.  
 
Das Grundstück des Einwen-
ders liegt rund 300 m vom 
Plangebiet und der verkehrs-
intensiven Salzmünder 
Straße, die stadteinwärts, wie 
auch stadtauswärts eine 
wichtige Verbindungsfunktion 
erfüllt, entfernt. Es ist nicht 
davon auszugehen, dass der 
Einwender wahrnehmbar 
durch den derzeitigen und 
zusätzlichen Verkehr auf der 
Salzmünder Straße belastet 
wird. 
Wesentliche Verkehrsbezie-
hungen, welche vom Plange-
biet ausgehen und über die 
Straße, an dem der Einwen-
det liegt, sind nicht zu erwar-
ten. Die Straße, an der der 
Einwender liegt, führt zu ei-
ner Flussfähre, hinter der 
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kaum regelmäßige Pendler-
ziele liegen. Es ist nicht da-
von auszugehen, dass sich 
daran durch die Verwirkli-
chung der Planung etwas än-
dert. 

II-1.22 

Hinzu tritt, dass ein weiteres Wohn- und 
Mischgebiet auf dem Areal des ehemali-
gen Betonwerks Neuragocystraße, also 
in unmittelbarer Nähe zum Plangebiet 
und dem Grundstück unseres Mandan-
ten entstehen soll. Der Aufstellungsbe-
schluss zum Bebauungsplan Nr. 186 
wurde bereits gefasst. Auch dieses 
Wohn-/Mischgebiet soll über die Salz-
münder Straße erschlossen werden und 
wird zu weiteren Belastungen führen. 
 

Ist nicht Gegenstand die-
ses Verfahrens. 

H 

II-1.23 

3.4. 
 
Zwar wird innerhalb der Begründung 
zum Bebauungsplan auf das Maßnah-
mekonzept als Ergebnis der arten-
schutzrechtlichen Prüfung Bezug ge-
nommen, jedoch ist dieses aktuell nur 
durch die textliche Festsetzung 8.5 
(Herstellung eines Zauneidechsen-Er-
satzhabitats) abgesichert. 
 
Ausweislich der Seite 73 der Begrün-
dung zum Bebauungsplan soll zudem 
ein städtebaulicher Vertrag mit dem In-
vestor geschlossen werden. Zutreffend 
ist zwar, dass innerhalb des Bebau-
ungsplans nur festgesetzt werden kann, 
wie eine bestimmte Fläche herzurichten 
und zu erhalten ist. Auch können nur 
bezüglich dieser Fläche konkrete Vorga-
ben zur Bewirtschaftung getroffen wer-
den. Daher ist es zwar nicht möglich, ein 
bestimmtes Verhalten (wie beispiels-
weise Bauzeitenregelungen, das Erfor-
dernis der Abstimmung mit der Natur-
schutzbehörde, Art und Weise der Um-
siedlung von Tieren und Pflanzen, Maß-
gaben zum Abfangen sowie das Monito-
ring festgesetzter Maßnahmen) festzu-
setzen, jedoch kann - wie angedacht - 
eine begleitende Regelungen, z.B. ein 
städtebaulicher Vertrag mit dem Inves-
tor, zur Absicherung führen. Dieser 
städtebauliche Vertrag wurde jedoch 
trotz des Umstands, dass der Arten-
schutzrechtliche Fachbeitrag bereits seit 
November 2020 vorliegt, bisher aus 

Wird nicht berücksichtigt. 
Der städtebauliche Vertrag 
erfolgt anlässlich der Aufstel-
lung bzw. insbesondere der  
rechtswirksamen Satzungs-
kraft des dazugehörigen Be-
bauungsplanes. Es besteht 
grundsätzlich keine Veranlas-
sung vor der Bekanntma-
chung i.S.d. § 10 BauGB eine 
vertragliche Regelung zu tref-
fen. Es ist übliche Praxis, 
dass der städtebauliche Ver-
trag erst zum Satzungsbe-
schluss geschlossen wird, er 
wird ohnedies erst mit 
Rechtskraft des Bebauungs-
planes wirksam.  
So ist es auch unzweckmä-
ßig einen städtebaulichen 
Vertrag zu einem Bebau-
ungsplan ohne die Ergeb-
nisse der Beteiligung nach § 
3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 
BauGB zu schließen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 X 
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nicht nachvollziehbaren Gründen noch 
nicht geschlossen. Die Stadt Halle 
(Saale) stellt zwar innerhalb der Begrün-
dung in Aussicht, dass ein solcher noch 
abgeschlossen werden soll, dieser liegt 
jedoch de facto noch nicht vor. Aktuell 
stellt sich die Planung daher als arten-
schutzrechtlich bedenklich dar. 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  

II-1.24 

Zudem könnte die Bewältigung der ar-
tenschutzrechtlichen Konflikte auf der 
Ebene des Bebauungsplans auch 
dadurch vorbereitet werden, dass unter-
halb der textlichen Festsetzungen ein 
Hinweisteil aufgenommen wird, mittels 
welchem auf die voraussichtlich zu be-
achtenden Maßgaben der Bauausfüh-
rung usw. hingewiesen wird. 

Wird nicht berücksichtigt. 
Die Systematik des BauGB 
sieht das nicht vor. Hinweise 
sind nicht bindend und kön-
nen daher keine Konflikte be-
wältigen. Entsprechende Hin-
weise wurden dem Investor 
während des Planverfahrens 
selbstverständlich gegeben. 

 X 

II-1.25 

3.5. 
 
Festgestellt wurde zudem ein Spielplatz-
defizit von 440 m² Nettospielfläche im 
Stadtteil Dölau. 
 
Auch über diesen Missstand soll vorlie-
gend ein noch abzuschließender städte-
baulicher Vertrag mit dem Investor hin-
weghelfen. Entweder soll sich der Inves-
tor an einer öffentlichen Spielplatzerwei-
terung in Dölau-Ost beteiligen oder aber 
einen Spielplatz in Abstimmung mit der 
Stadt Halle (Saale) selbst herstellen.  

Keine Abwägung erforder-
lich. 

  

II-1.26 

Auf welchen Flächen dies erfolgen soll 
und ob hierfür der Stadt Halle (Saale) o-
der dem Investor außerhalb des Plange-
biets Flächen zur Verfügung stehen, er-
schließt sich jedoch nicht. 
 
 
 

Ist nicht Gegenstand die-
ses Bauleitplanverfahrens.  
Eine gesetzliche Verpflich-
tung für den Ausgleich des 
Spielplatzdefizites besteht 
nicht. Die Eigentumsverhält-
nisse sind für den Ausgleich 
des Spielplatzflächendefizites 
nicht relevant.  

H 

II-1.27 

Diesbezüglich ist auch zu berücksichti-
gen, dass der Stadt Halle (Saale) durch 
§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB die Möglichkeit 
eröffnet wird, dem bereits bestehenden 
und zukünftig zu erwartenden Fehlbe-
darf an Spielplatzfläche dadurch zu be-
gegnen, dass ein Spielplatz innerhalb 
des Plangebiets festgesetzt wird. 
 

Wird nicht berücksichtigt. 
Es obliegt der Planungsho-
heit der Stadt, einen geeigne-
ten Standort für den Aus-
gleich des Spielplatzflä-
chendefizites auszuwählen 
und ggf. entsprechende Fest-
setzungen zu treffen.  

 X 
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II.2 

Bürger 2 
 
Stellungnahme vom 26.07.2022 
 

 

  

 

die (…) stimmt  dem geändertem  Ent-
wurf des B-Planes 200 in der Fassung 
vom 24.06.2022 zu. 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
 
Die Eigentümerin der Flä-
chen ist mit der Änderung 
und Ergänzung der Planung 
einverstanden, welche auf 
der Stellungnahme der Deut-
schen Regionaleisenbahn 
beruht.  

  

II.3 

Bürger 3 
 
Stellungnahme vom 15.08.2022 

 

  

 

in Kenntnis der in der Beteiligung abge-
gebenen Stellungnahme des Landesver-
waltungsamtes, Referat Bauwesen vom 
16.03.2022, wurde durch die Geschäfts-
leitung unseres Hauses 
eine Beratung mit der Vorsitzenden des 
Ausschusses für Wirtschaft, Wissen-
schaft, Stadtentwicklung und Digitalisie-
rung und Mitglied des Ausschusses für 
Planungsangelegenheiten, (…) zur obi-
gen Stellungnahme geführt. 
Frau (…) ist Mitglied der Stadtratsfrak-
tion „Mitbürger & Die Partei" und hatte in 
der vorhergehenden Stadtratssitzung 
die Aufnahme der betreffenden Festset-
zung angeregt. 
In der Diskussion wurde Übereinstim-
mung dahingehend erreicht, dass bei 
Beibehaltung der textlichen Festset-
zung: 
 
„Bei der Errichtung von Wohngebäuden 
mit einer Dachneigung von mehr als 15 
Grad sind die Dachflächen so auszufüh-
ren, dass mindestens 25% der Flächen 
für Solaranlagen nutzbar sind.“ 
 
die Rechtssicherheit des B-Planes nicht 
gewährleistet ist, da insbesondere die 
künftigen Bauherren noch unbekannt 
sind und die wirtschaftliche Zumutbar-
keit deshalb nicht abgewogen werden 
kann. 
 
Des Weiteren konnte erörtert werden, 
dass durch den Bau unserer Energieeffi-
zienzenshäuser (Energieeffizienzklasse 

Ist nicht Gegenstand die-
ses Bauleitplanverfahrens. 
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55-40) die erneuerbaren Energien ent-
scheidend vorangebracht werden. 
 
 
 

 

Wir stimmen deshalb dem ersatzlosen 
Entfall der o.a. Festsetzung und dem 
dazugehörigen Teil der Begründung zu. 
 

Keine Abwägung erforder-
lich. 
 
Die von dem ersatzlosen 
Wegfall der folgenden Fest-
setzung  
(„Bei der Errichtung von 
Wohngebäuden mit einer 
Dachneigung von mehr als 
15 Grad sind die Dachflä-
chen so auszuführen, dass 
mindestens 25% der Flächen 
für Solaranlagen nutzbar 
sind.“) betroffene Eigentüme-
rin ist mit der Änderung des 
Planes einverstanden. 
 
 

  


